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wable Energy Directive II 

 
Stichworte 
Energy Sharing, Erneuerbare Energien-Gemeinschaften, Renewable Energy Communities, deut-

scher Energiemarkt, Chancen, regulatorische Barrieren, Interviews, qualitative Inhaltsanalyse, 

Handlungsempfehlung, Energieversorger 

 
Kurzzusammenfassung 
Das zentrale Thema der vorliegenden Masterarbeit ist das Aufzeigen der Potentiale von Energy 

Sharing auf Grundlage der Renewable Directive II sowie das Analysieren des regulatorischen 

Rahmens des deutschen Energiemarktes. Ziel ist es, Handlungsempfehlungen abzuleiten. Dazu 

wurden achtzehn ExpertInnen aus sieben verschiedenen Berufsgruppen befragt und die Ergeb-

nisse mithilfe einer qualitativen Inhaltsanalyse und eines erstellten Kategoriensystems mit fünf 

Hauptkategorien ausgewertet. Den Energy Sharing Konzepten wird eine große Relevanz für die 

Energiewende zugesprochen. Eine Umsetzung scheitert bislang vor allem an einer fehlenden 

Wirtschaftlichkeit. Genannte Gründe sind eine benötigte Anpassung des aktuellen Abgaben- und 

Umlagensystems sowie zu hohe Messkosten. Für Energieversorger wird empfohlen, Energy Sha-

ring Konzepte mit in das Portfolio aufzunehmen und Dienstleistungen für die Erneuerbare-Ener-

gie-Gemeinschaften bereitzustellen. Zusätzlich wird empfohlen, Öffentlichkeits- und Aufklärungs-

arbeit durchzuführen, um das Interesse in der Bevölkerung zu aktivieren.  
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1 Einleitung 
„Die Erde hat jetzt Fieber. Und das Fieber steigt.“ appellierte der Umweltschützer Al Gore bereits 

im Jahr 2007 (Der Tagesspiegel 2007). Der IPCC Bericht aus dem Jahr 2018 bestätigt, dass sich 

die Erde seit der vorindustriellen Zeit um 1900 um 1,0° C erwärmt hat. Eine weitere von Menschen 

verursachte Erwärmung auf 1,5° C wird zwischen 2030 und 2052 erwartet, wenn keine notwen-

digen Schritte eingeleitet und umgesetzt werden (IPCC 2018). Deutschland strebt an, bis 2045 

treibhausgasneutral zu sein. Damit verbunden sind Veränderungen wie z.B. die fortschreitende 

Senkung der Treibhausgasemissionen, der Kohleausstieg, die energetische Gebäudesanierung 

und der Ausbau klimafreundlicher Mobilität (Bundesregierung 2021b). In diesem Zusammenhang 

findet eine Umstrukturierung des Energiesystems statt. Fossile Energiequellen werden durch Er-

neuerbare ersetzt. Diese Energiewende erfordert laut Bundesregierung neben dem Ausbau der 

volatilen Energieerzeugungsanlagen auch den Ausbau des Stromnetzes. Laut aktuellem Bun-

deswirtschaftsministers Peter Altmaier „ist der Netzausbau ein Schlüsselelement für eine erfolg-

reiche Energiewende“ (Bundesregierung 2021a). 

Der Grund für diese Annahme ist das zugrunde liegende zentrale Stromnetz, welches in Deutsch-

land vorzufinden ist. Laut Agora Energiewende (2017) ist der reine Netzausbau nicht die Lösung, 

um die entscheidenden Energiequellen in das Netz zu integrieren. Die Technologien wie z.B. 

Windkraft, Solarenergie oder Stromspeicher sind im Land verteilt, wodurch regionale Lösungen 

entstehen. Daraus ergeben sich entscheidende Vorteile für die Energiewende, wie die gesteiger-

ten Teilhabemöglichkeiten und eine erhöhte Akzeptanz in der Bevölkerung. Ein weiterer Vorteil 

ist, dass das Netz weniger ausgebaut werden muss (Agora Energiewende 2017). Ein Aspekt der 

Energiewende ist demnach der Wandel der institutionellen und räumlichen Strukturen. Dadurch 

befinden sich ländliche Räume hinsichtlich einer dezentraler Energieversorgung im Wandel (Gai-

ling und Röhring 2015, S. 32). Die dezentrale Energieversorgung ist geprägt von der Verwendung 

neuer Technologien, deren volles Potential nicht ausgeschöpft werden kann, solange die vorlie-

genden zentralen Strukturen nicht abgelöst werden (Böll-Stiftung 2019, S. 16).  

Neben Deutschland hat die gesamte Europäische Union Klimaschutzziele vereinbart. Damit diese 

Ziele erreichbar werden, wurde der „European Green Deal“ ins Leben gerufen (Europäischer Rat 

2021). Am 24. Dezember 2018 ist die EU-Richtlinie 2018/2001 zur Förderung der Nutzung von 

Energie aus erneuerbaren Quellen vom 11. Dezember 2018 in Kraft getreten. Sie wird auch Re-

newable Energy Directive II (RED II) genannt und ist Teil des EU-Maßnahmen-Paketes „Saubere 

Energie für alle Europäer“. Sie soll den Ausbau und die Nutzung von Erneuerbaren Energien 

fördern (von Bredow Valentin Herz 2018, S. 5–9).  
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Im Gegensatz zu Verordnungen, die augenblicklich für alle Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union gelten, erfordern Richtlinien einer Umsetzung. Die RED II soll bis zum 30. Juni 2021 im 

nationalen Recht umgesetzt sein. Sie umfasst unter anderem Regelungen zu den Erneuerbare-

Energie-Gemeinschaften (von Bredow Valentin Herz 2018, S. 5–9). Diese Gemeinschaften sollen 

laut Artikel 22 zur Produktion, Verbrauch, Speicherung und Verkauf von Erneuerbarer Energie 

berechtigt sein. Außerdem soll Erneuerbare Energie gemeinsam nutzbar sein, welche in Anlagen 

im Eigentum der Gemeinschaft produziert wird. Des Weiteren sollen Erneuerbare-Energien-Ge-

meinschaften das Recht haben, Zugang zu allen Energiemärkten zu erhalten, welcher diskrimi-

nierungsfrei direkt oder über Aggregatoren erfolgen muss (Europäische Union 2018, S. 121).  

Laut August (2021) wurde dieser Ansatz von der Bundesregierung bisher ignoriert (Greenpeace 

Energy 2021). Die vorliegende Forschungsarbeit untersucht daher die Potentiale dieser Gemein-

schaften und wie die Regulatorik aufgebaut ist. 

1.1 Zielsetzung 

Das zentrale Thema der Forschungsarbeit sind Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften und das 

damit verbundene Energy Sharing als Teil der EU-Richtlinie RED II. Eine Umsetzung wurde für 

alle Mitgliedstaaten zum 30.06.2021 festgesetzt, was bislang nicht geschehen ist. Dabei soll er-

mittelt werden, wie eine Umsetzung von Energy Sharing in Deutschland möglich wäre und was 

sich für Ökostromversorger, wie der Energiegenossenschaft Greenpeace Energy, aufzeigen 

lässt. Die Untersuchungen beziehen sich auf den deutschen Energiemarkt und innerhalb des 

Energy Sharing auf Strom als elektrische Energieform.  

Im Zuge der Literaturrecherche werden folgende Fragen geklärt: 

 Welche weiteren Formen der dezentralen Energieversorgungsart gibt es und wie unter-

scheiden sie sich von Energy Sharing? 

 Was ist die Gesetzesgrundlage von Energy Sharing? 

 Wie beschreibt Energy Brainpool den Umsetzungsvorschlag innerhalb des veröffent-

lichten Impulspapiers? 

 Was sind die aktuellen Erkenntnisse in Hinblick auf Potentiale und regulatorische Hür-

den? 

 Wie sehen Umsetzungsansätze in anderen Ländern aus? 

Es erfolgt eine Analyse des zukünftigen deutschen Marktes. In Hinblick auf eine mögliche Reduk-

tion der aktuellen Kostenbestandteile des Strompreises wird eine Sensitivitätsanalyse genutzt, 

um aufzuzeigen, welche Ersparnisse sich durch eine Stromnutzung innerhalb der Renewable 
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Energy Communities im Vergleich zu einer Stromlieferung eines Ökostromlieferanten ergeben 

könnten. Für die Beantwortung der folgenden Forschungsfragen werden ExpertInnen befragt und 

die Ergebnisse qualitativ ausgewertet: 

 Welches Potential bietet Energy Sharing und welche Barrieren liegen in der Regulatorik 

des deutschen Energiemarktes vor? 

 Sollte Energy Sharing gefördert werden? 

 Wie können Energy Sharing Konzepte umgesetzt werden und welche Handlungsemp-

fehlungen für Ökostromversorger lassen sich aus den Erkenntnissen ableiten? 

1.2 Aufbau der Arbeit 

Die Arbeit gliedert sich in sieben Teile. Nachdem die Relevanz des Themas geschildert wird, 

werden zunächst relevante theoretische Grundlagen präsentiert. Die Energiewirtschaft wird in 

Hinblick auf zentrale und dezentrale Versorgungsarten beschrieben. Um Energy Sharing im Kon-

text dezentraler Energieversorgung abzugrenzen und zu spezifizieren, werden der Mieterstrom 

und die Eigenversorgung erläutert. Das Grundlagenkapitel beinhaltet zudem die Gesetzesgrund-

lage von Energy Sharing. Bezugnehmend auf das Impulspapier von Energy Brainpool erfolgt eine 

Darstellung des Umsetzungsvorschlages. Chancen sowie regulatorische Barrieren werden her-

ausgearbeitet und eine beispielhafte Umsetzung in anderen Ländern skizziert.  

Anschließend wird die verwendete Methodik der Forschungsarbeit vorgestellt, um die aufgestell-

ten Forschungsfragen wissenschaftlich fundiert beantworten zu können. Es erfolgt eine Beschrei-

bung der Markt- und Sensitivitätsanalyse. Es werden ExpertInneninterviews, die Erstellung des 

Gesprächsleitfadens und die Durchführung der qualitativen Inhaltsanalyse reflektiert.  

Das nächste Kapitel befasst sich mit der Durchführung der Analysen, deren Methodik im vorheri-

gen Kapitel erläutert wurde. Im Zuge der qualitativen Inhaltsanalyse wird aufgezeigt, wie das Ka-

tegoriensystem erstellt wurde, indem Aussagen der ExpertInnen zusammengefasst, induktiv ko-

diert sowie kategorisiert und den deduktiv entwickelten Hauptkategorien zugeordnet wurden.  

Darauf aufbauend folgt eine ausführliche Darstellung der Ergebnisse aus den ExpertInneninter-

views, die sich auf Grundlage des Kategoriensystems gliedern lassen. Den Ausführungen folgt 

eine komprimierte Zusammenfassung der wichtigsten Erkenntnisse.  

Danach werden die Ergebnisse diskutiert. Die Forschungsfragen werden beantwortet, indem die 

theoretischen Grundlagen herangezogen werden. Außerdem erfolgt eine kritische Diskussion 
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hinsichtlich der verwendeten Methodik, der Durchführung, der Auswertung und den Erkenntnis-

sen der Forschungsarbeit.  

Abschließend wird die Forschungsarbeit zusammengefasst und ein Ausblick über zukünftige re-

levante Forschungsthemen skizziert.  
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2 Theoretische Grundlagen 
Das Grundlagenkapitel verschafft einen Überblick über die existierende Versorgungsarten und 

die relevanten Aspekte von Energy Sharing. 

2.1 Versorgungsarten  

In den Versorgungsarten wird grundlegend zwischen einem zentralen und dezentralen Ansatz 

unterschieden. Ein weiterer ist der vernetzt-zellulare Ansatz.  

2.1.1 Zentral 

Die Energieversorgung nach traditionellem, zentralem Ansatz beschreibt ein Stromnetz-System, 

bei dem Energie in Kraftwerken in großen Einheiten erzeugt, umgewandelt und verteilt wird (Gai-

ling und Röhring 2015, S. 33). Abbildung 1 zeigt den Aufbau des deutschen Stromnetzes. 

Mehrere große Kraftwerke sind dabei in einem Verbundnetz miteinander verknüpft, um in Zeiten 

von Kraftwerksausfällen die Stromversorgung weiterhin gewährleisten zu können. Gleiches gilt, 

wenn der Bedarf an Strom steigt. In beiden Fällen wird die Leistung der Kraftwerke erhöht, die 

bereits im Betrieb sind. Falls dies zur Kompensation des Strombedarfs nicht ausreicht, werden 

Kraftwerke hinzugeschaltet, die Spitzen- oder Reserveleistung bereitstellen. Leistungsverluste 

während des Stromtransportes sind bei großen Leistungen aufgrund des Ohm’schen Gesetzes 

am geringsten. Daher werden z.B. Höchstspannungsnetze zur überregionalen Übertragung des 

Stroms von den Großkraftwerken zu den Umspannstationen genutzt, nachdem die Spannung 

hochtransformiert wurde. Durch die Transformatoren in den Umspannwerken können Netzebe-

nen mit unterschiedlichen Betriebsspannungen entstehen: 

 Höchstspannung (380 kV – 220 kV) 

 Hochspannung zur Stromverteilung an regionale Verbrauchspunkte (220kV – 60 kV) 

 Mittelspannung zur Verteilung in Stadt- und Landbezirke (60kV – 6 kV) 

 Niederspannung zur Versorgung von Häusern und Gewerbe (0,4kV) (Konstantin 2017, 

S. 314–316) 

Im Vergleich zu den Betriebsspannungen der verschiedenen Netzebenen hat der transformierte 

Strom bei den Endverbrauchenden eine Spannung von 0,23 kV (Konstantin 2017, S. 314).  

Große Kraftwerkseinheiten können beispielsweise nukleare, thermische oder hydroelektrische 

Kraftwerke sein. Durch Hochspannungsübertragungs- und Verteilungsnetze wird der, in Um-

spannwerken umgewandelte, Strom zu den Lastpunkten transportiert, wo er durch Endverbrau-

cherInnen genutzt wird. Im traditionellen Stromnetz findet dies unidirektional statt, wobei der 
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Strom nur in eine Richtung fließt. (Khadilkar et al. 2020, S. 7; Zhou et al. 2020, S. 739). Je nach 

Leistung der Kraftwerke können sie auch direkt an Umspannwerken angeschlossen sein oder 

den Strom in niedrigeren Spannungsebenen ins Netz einspeisen. Je nach Anschlussstelle erge-

ben sich andere Netznutzungsentgelte (Konstantin 2017, S. 316). 

 

Das zentrale Energieversorgungssystem hat ein Akzeptanzproblem hinsichtlich Erneuerbaren 

Energien in den Regionen, wo der Strom erzeugt wird. Ein weiterer Ausbau dieser Erneuerbaren 

würde zusätzlich einen flächendeckenden Ausbau im Übertragungsnetz sowie die Investition wei-

terer Stromspeicher voraussetzen (Gailing und Röhring 2015, S. 34). Weitere Nachteile nach 

Khadilkar et al. (2020) sind:  

Abbildung 1: Stromnetz in Deutschland, (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2012) 
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 Keine optimale Spitzenlastkapazität aufgrund fehlender Speicher  

 Energieverlust durch Leitungsverluste während des Transports 

 Umweltschäden wie Luftverschmutzung oder Flächenbedarf je nach Kraftwerksart  

 

In Anlehnung an Zhou et. al (2020) zeigt Abbildung 2 den Verkaufsweg des Stroms über Ener-

gieversorgungsunternehmen.  

Äquivalent zu dem unidirektionalen Stromfluss wurde die existierende Regulatorik des Energie-

marktes konzipiert. Diese wird nicht den Bedürfnissen der entstehenden dezentralen Energieer-

zeugung gerecht, bei der viele Erneuerbare Energien auf Verbrauchsebene Strom ins Netz ein-

speisen (Zhou et al. 2020, S. 749). 

Da innerhalb der zentralen Versorgung die Zusammensetzung des Strompreises, die existieren-

den Marktrollen, die Strombilanzierung, die Direktvermarktung und das Herkunftsnachweisregis-

ter relevant für ein Ableiten der Erkenntnisse ist, werden diese Aspekte im Folgenden vorgestellt. 

 Strompreisbestandteile 

In dem vorherrschenden zentralen Energieversorgungssystem in Deutschland wird Strom an 

HaushaltskundInnen geliefert. Der Preis für diesen Strom setzt sich aus verschiedenen Preisbe-

standteilen zusammen. Abbildung 3 bildet die Zusammensetzung für besagte KundInnen mit ei-

nem Jahresverbrauch von 2500kWh bis 5000kWh ab (Bundesministerium für Wirtschaft und 

Energie 2018).  

EndverbraucherInnen

StromhändlerInnen

Verkauf Strom über Stromhandelsmarkt

Stromerzeugungsunternehmen

Verkauf Strom über Großmarkt

Abbildung 2: Weg des Stromverkaufs am zent-
ralen Markt, eigene Darstellung in Anlehnung an 
Zhou et. Al (2020, S.739) 
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Die Darstellung zeigt, dass die Nettonetzentgelte, die EEG-Umlage sowie die Energiebeschaf-

fung inklusive Vertrieb und Marge die Hauptbestandteile sind. Der Beschaffungspreis variiert je 

nach Stromanbietern, die auf dem Markt miteinander konkurrieren (Bundesministerium für 

Wirtschaft und Energie 2021b). Abbildung 4 zeigt darüber hinaus die mengengewichteten Elekt-

rizitätspreise für HaushaltskundInnen für den Abnahmefall von 3500kWh pro Jahr. 2018 fielen 

dabei 23,18ct/kWh aufgrund von staatlichen Regelungen und Gesetzen für Netzentgelte inklusive 

Abrechnung, Steuern und Abgaben an, die durch die Wahl eines Stromanbieters nicht beeinfluss-

bar sind (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2021b).  

 

Abbildung 3: Zusammensetzung des Strompreises für Haushaltskunden mit einem Jahresverbrauch zwi-
schen 2.500 und 5.000 kWh zum 1. April 2018 in Prozent Strompreisbestandteile laut, (Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie 2018) 
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 Marktrollen 

Marktteilnehmer, die eine Marktrolle einnehmen, werden nach den Geschäftsprozessen zur Kun-

denbelieferung mit Elektrizität (GPKE) der Bundesnetzagentur Marktpartner genannt 

(Bundesnetzagentur, S. 8). Laut der Marktregeln für die Durchführung der Bilanzkreisabrechnung 

Strom (MaBiS) sowie den GPKE gibt es verschiedene Marktrollen, die in der folgende Tabelle 1 

aufgelistet werden. 

Marktrollen nach MaBiS  Marktrollen nach GPKE 

Bilanzkoordinator (BIKO)  

Bilanzkreisverantwortlicher (BKV) Bilanzkreisverantwortlicher (BKV) 

Lieferant (LF) Lieferant (LF) 

Netzbetreiber (NB) Netzbetreiber (NB) 

Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) 

 Messstellenbetreiber (MSB) 

 

Abbildung 5 zeigt schematisch die Verantwortlichkeiten der jeweiligen Marktrollen Übertragungs-

netzbetreiber, Bilanzkoordinator, Bilanzkreisverantwortlicher, Netzbetreiber, Lieferant und Mess-

stellenbetreiber sowie die damit verbundenen Aufgaben untereinander. Im Zuge der vorliegenden 

Forschungsarbeit wird auf die Prozesse nicht im Detail eingegangen. Die zukünftige Zuordnung 

der Renewable Energy Communities zu einer neuen oder bestehenden Marktrolle ist demnach 

relevant. Daraus lassen sich zu erwartende Verantwortlichkeiten ableiten.   

Abbildung 4: Mengengewichteter Elektrizitätspreis für Haushaltskunden für den Abnahmefall 3.500kWh / 
Jahr, (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2021b) (Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie 2018) 

Tabelle 1: Marktrollen nach MaBiS und GPKE, (Bundesnetzagentur 2020, S. 6)
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 Strombilanzierung 

Laut §4 der Stromnetzzugangsverordnung (StromNZV) ist die Bildung von Bilanzkreisen in den 

vier Regelzonen von mindestens einem Netznutzer verpflichtend. Dies erlaubt die Nutzung des 

Netzes als LetztverbraucherIn oder Lieferant in Form der Rolle des BKVs. Wer BKV ist, wird den 

ÜNBs gegenüber bekanntgegeben. Der BKV ist für den Ausgleich auftretender Differenzen zwi-

schen Energiebedarf und -verbrauch den ÜNBs gegenüber, welche gleichzeitig BIKOs sind, so-

wie den Netznutzern wirtschaftlich verantwortlich. Abbildung 6 illustriert, dass die Vielzahl der 

Entnahmestellen und der Einspeisestelle, die in einem Bilanzkreis zusammengefasst werden, 

hinsichtlich der Strommenge in einem Gleichgewicht zu halten sind. Dafür muss der BKV vorab 

viertelstundenscharfe prognostizierte Fahrpläne des folgenden Tages an den BIKO schicken, 

was die Grundlage für den Netzbetrieb und den Kraftwerkseinsatz bildet. Für die Fahrpläne wer-

den historische Daten zur Prognostizierung genutzt und zwei Kundengruppen beachtet: 

 Standardlastprofil (SLP) – Kunden mit einem Jahresverbrauch < 100.000kWh 

Abbildung 5: Schema der Bilanzkreisabrechnung nach MaBiS 3.0, interne Quelle Greenpeace Energy
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 registrierende Leistungsmessungen (RLM) – Kunden > 100.000kWh 

Die große Anzahl der SLP-Kunden werden über normierte Standardprofile erfasst, da sie statis-

tisch gesehen innerhalb verschiedener Kundengruppen ähnliche Strukturen im Verbrauch vor-

weisen. Bei RLM-Kunden erfolgt die Messung viertelstundenscharf über vergleichsweise teure 

Zähler (Konstantin 2017, S. 333). 

 

 Direktvermarktung  

Der Strom aus Erneuerbaren-Energien-Anlagen kann beziehungsweise muss nach der Einspei-

sung an der Strombörse bei Bestandsanlagen optional und bei Neuanlagen ab einer Größe von 

100 kWp verpflichtend verkauft werden. In diesem Zusammenhang wird von einer Direktvermark-

tung unter Nutzung des sogenannten Marktprämienmodells gesprochen. Im Zuge der Energie-

wende ist die Direktvermarktung bedeutend, da sie die Überführung der Erneuerbaren-Energien-

Anlagen mit gesetzlicher Vergütung in die Marktwirtschaft realisiert (Next Kraftwerke 2021). 

Als Neuanlagen sind laut EEG 2021 §20 Erneuerbare-Energien-Anlagen zu berücksichtigen, de-

ren installierte Leistung größer als 100 kW ist und die Inbetriebnahme nach dem 01.01.2016 er-

folgte. Es findet ein gemeinsamer Handel in gleicher Marktpreishöhe mit Strom statt, der aus 

fossilen Energieträgern erzeugt wurde. Die Direktvermarktung läuft in folgenden Schritten ab: 

 Auswahl eines für die BetreiberInnen geeigneten Direktvermarkters 

 Aushandeln des Stromvermarktungsvertrages zwischen BetreiberInnen und Direktver-

markter 

Abbildung 6: Ausgeglichener Bilanzkreis, (Tennet 2021)
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 Anmeldung der Anlage beim Verteilnetzbetreiber zur Direktvermarktung durch den Di-

rektvermarkter 

 Übernahme der Anlage in den zu verantworteten Bilanzkreis 

 Start der Direktvermarktung ab erfolgreichem Fernzugriff auf die Anlage 

Der Verteilnetzbetreiber zahlt die sogenannte Markt- und Managementprämie aus, sodass der 

Direktvermarkter Erlöse von der Strombörse an den Betreiber überweisen kann. Dieser ist eben-

falls für die Erstellung von Anlagenprognosen, den Handel auf der Strombörse und das Ausglei-

chen von Überschuss- und Fehlmengen verantwortlich (Next Kraftwerke 2021). 

Neben den weiteren Formen der Direktvermarktung, die zum Teil bereits an Bedeutung verloren 

haben oder ausgelaufen sind, wie der regionalen Direktvermarktung, dem Grünstromprivileg oder 

dem Marktintegrationsmodell, gibt es laut EEG 2021 §21a die sonstige Direktvermarktung. Dies 

beschreibt den Verkauf des Grünstroms an der Börse zum Marktpreis ohne zusätzliche Förde-

rung und den Erhalt der sogenannten Grünstromeigenschaft (Next Kraftwerke 2021).  

 Herkunftsnachweisregister 

Laut Umweltbundesamt werden Herkunftsnachweise (HKN) für die Transparenz der Stromher-

kunft eingesetzt, welcher aus erneuerbaren Quellen erzeugt wurde. Im EnWG § 42 sind die In-

formationen definiert, die EndverbraucherInnen über den bezogenen Strom von ihrem Energie-

versorger erhalten müssen. Ein Doppelvermarktungsverbot des erneuerbaren Stroms wird ver-

hindert, indem Energieversorger seit 2013 nur die Menge liefern dürfen, für die sie Herkunfts-

nachweise entwertet haben. Diese Entwertung erfolgt im Herkunftsnachweisregister, welches seit 

dem 01.01.2013 in Betrieb ist und die Ausweisung der gelieferten Menge auf der Stromrechnung 

der VerbraucherInnen ermöglicht. Die Schritte zur Stromkennzeichnung inklusive des HKNs sind 

folgende: 

 Registrierung der AkteurInnen 

 Registrierung der Anlagen 

 Ausstellung der HKN durch das Bundesumweltamt 

 Nationaler und internationaler Handel der HKN 

 Entwertung der HKN 

 Jährlich ab 01.11. Ausweisung der Stromkennzeichnung (Umweltbundesamt 2021c) 

Abbildung 7 verdeutlicht diese Prozessschritte. Im oberen Teil ist der Weg des Stroms dargestellt, 

der von den AnlagenbetreiberInnen bilanziell über die HändlerInnen an die 
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Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) weitergegeben wird. Die EVU liefern den Strom an 

die VerbraucherInnen, indem auf der Stromrechnung die Stromkennzeichnung mit verwendeten 

HKN erfolgt. Die Stromkennzeichnung ist aufgrund des Prozesses möglich, der im unteren Teil 

der Abbildung dargestellt ist. Die AnlagenbetreiberInnen stellen einen Antrag auf Ausstellung der 

HKN, was in ihren Anlagenbetreiberkonten verbucht wird. Die HKN werden auf dem Antrag der 

Händlerkonten und der EVU-Konten übertragen. Nachdem die EVU die Entwertung der HKN be-

antragt haben, können sie entwertet werden und zur Stromkennzeichnung auf der Rechnung der 

VerbraucherInnen ausgewiesen werden (Umweltbundesamt 2021c). 

 

Demnach müssen alle Erneuerbaren-Energien-Anlagen registriert werden, was laut Umweltbun-

desamt 50 € je Vorgang für eine Anlage im Herkunftsnachweisregister kostet (Umweltbundesamt 

2018). Dies gilt es ebenfalls bei einem Energy Sharing Modell mit kleinen Anlagen zu berücksich-

tigen.  

Abbildung 7: Das System der Herkunftsnachweise in Deutschland, (Umweltbundesamt 2021a)  
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2.1.2 Dezentral 

Im Gegensatz zur zentralen gibt es die dezentrale Energieversorgung, bei der die Energie dort 

erzeugt und verbraucht wird, wo sie zu entnehmen und nutzbar ist. Bei Erneuerbaren Energien 

wie Photovoltaik und Windenergie findet die Erzeugung fluktuierend in kleinen Anlagen in ländli-

cheren Regionen statt, wodurch neue Strukturen und Potentiale für die Energiewende entstehen 

(Gailing und Röhring 2015, S. 31–33; Schlund und German 2019, S. 1). Abbildung 8 zeigt exemp-

larisch, wie die Struktur von dezentralen Energiesystemen wie Energiespeicher und verschiedene 

Erzeugungsanlagen mit einer anhaltenden Verbindung zum öffentlichen Stromnetz aussehen 

kann. Dadurch, dass die Energieerzeugung und der -verbrauch näher zusammenkommen, kön-

nen Synergien genutzt und die Effizienz gesteigert werden.  

 

Um das Stromnetz stabil zu halten und Engpässe zu vermeiden, werden Flexibilitäten benötigt. 

Im städtischen Raum ist die dezentrale Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien begrenzt, 

weil die benötigten Flächen nicht im ausreichenden Maß zur Verfügung stehen und die Anlagen 

für den Bedarf keine ausreichende Energiedichte vorweisen (Gailing und Röhring 2015, S. 31–

33; Schlund und German 2019, S. 1). Bislang ist es so, dass die Vermarktung des Stroms wei-

terhin größtenteils über einen Markt erfolgt, da der erzeugungsnahe Verbrauch regulatorisch nicht 

möglich und ohne vorliegende Anreize unwirtschaftlich ist oder der Anspruch auf Marktprämie 

oder Einspeisevergütung verwirkt wird. Als Ausnahme zählen die Eigenversorgung und der Mie-

terstrom, was in den folgenden Abschnitten genauer erklärt wird (Energy Brainpool 2020, S. 2). 

Bei der dezentralen Energieversorgung können sich neben großen InvestorInnen, deren Tätig-

keitsbereich über die Region der Stromerzeugung hinaus geht, Kommunen, Stadtwerke und 

Abbildung 8: Dezentrale Energiesysteme, (ETH Zürich 2017) 
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BürgerInnen beteiligen (Gailing und Röhring 2015, S. 34). Die Eigentümerstrukturen der zentralen 

Energieversorgung werden aufgebrochen, was eine Entscheidungsvielfalt unterschiedlicher Sta-

keholderInnen ermöglicht (Gailing und Röhring 2015, S. 33). Im Folgenden werden weitere Vor-

teile der dezentralen Versorgung genannt und den Nachteilen gegenübergestellt.   

Vorteile der dezentralen Versorgung sind: 

 Reduzierte Kosten durch verminderten Bedarf an Stromnetzausbau und Maximallast in 

den Umspannwerken (Schlund und German 2019, S. 4)  

 Saubere Energiebereitstellung ohne Umweltschäden (Khadilkar et al. 2020, S. 2) 

 Wegfall von Leitungs- und Kraftstoffverlusten (Khadilkar et al. 2020, S. 1) 

 Größere Einnahmen für AnwohnerInnen und Entstehung von Identifikation aufgrund 

von Beteiligung und Investition in regionale im Vergleich zu transnationalen Projekten 

(Böll-Stiftung 2019) 

 Beschleunigter Ausbau der Erneuerbaren Energien – insbesondere bei Photovoltaikan-

lagen aufgrund fallender Investitionskosten (Khadilkar et al. 2020, S. 2) 

 

Nachteile der dezentralen Versorgung: 

 Sinkende Akzeptanz hinsichtlich des Ausbaus von Onshore Windparks aufgrund von 

Raumnutzungskonflikten (Rodi 2017, S. 659) 

 Wegfall der Dezentralität bei Erneuerbaren-Energien-Anlagen bei großer Distanz zu 

VerbraucherInnen und Nutzung der Übertragungsnetze bei Großprojekten (Gailing und 

Röhring 2015, S. 33) 

 Reduzierte Effizienz ohne verantwortlichen Koordinator im Vergleich zur zentralen Ver-

sorgung (Zhou et al. 2020, S. 744) 

 Komplexere Netzstabilisierung und wirtschaftliche Optimierung durch schlechte Prog-

nostizierbarkeit durch Übertragungs- und Verteilungsnetzbetreiber (Zhou et al. 2020, S. 

744) 

 Unsicherheiten der dezentralen Märkte bei fehlendem Anschluss an öffentliches Netz 

(Zhou et al. 2020, S. 744) 
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 Einnahmen der Kommunen nur durch Gewerbesteuer (EEG- Vergütung nur für Anla-

genbetreiberIn) und ggf. fehlende Deckungsgleichheit von Standort der Gemeinde und 

des Unternehmenssitzes (Gailing und Röhring 2015, S. 36) 

 Standortentscheidungen für den Ausbau Erneuerbarer Energien zunehmend durch Er-

zeugerInnen basierend auf Anreizen des EEGs ohne Berücksichtigung der überregio-

nalen Verbrauchsverteilung oder Beteiligung an Netzausbaufinanzierungen (Gailing 

und Röhring 2015, S. 33) 

Um Energy Sharing im Kontext dezentraler Energieversorgung abgrenzen zu können, werden im 

Folgenden die Eigenversorgung, der Mieterstrom, die klassische Bürgerenergie und der Peer-to-

Peer Energiehandel erläutert. 

 Eigenversorgung 

Eigenversorgung ermöglicht unter bestimmten Voraussetzungen den Verbrauch des selbst er-

zeugten Stroms von natürlichen oder juristischen Personen (Energy Brainpool 2020, S. 2). Dabei 

ist der Stromverbrauch abhängig von den variierenden Verbrauchsprofilen der ErzeugerInnen je 

nach verwendeten Lasten und Gewohnheiten der NutzerInnen (Long et al. 2018, S. 522). 

Laut EEG 2021 § 3 Nr. 19 ist die Voraussetzung für Eigenversorgung ein „unmittelbar räumlicher 

Zusammenhang“ zwischen den genannten Personen und der Strom erzeugenden Anlage. Die 

Anlage, die den erzeugten Strom nicht durchs Netz leiten darf, muss selbst betrieben werden 

(Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 2021, S. 9). Es muss also eine Per-

sonenidentität vorliegen, was bedeutet, dass der Betrieb der Stromerzeugungsanlage nur durch 

dieselbe natürliche oder juristische Person erfolgen darf, die den Strom als LetztverbraucherIn 

nutzt (Bundesnetzagentur 2016a, S. 29). Der räumliche Zusammenhang besteht zwischen Strom 

erzeugenden Anlagen und Strom verbrauchenden Gerätschaften laut Leitfaden zur Eigenversor-

gung der Bundesnetzagentur, wenn die Versorgung innerhalb desselben Gebäudes oder Grund-

stückes stattfindet. Eine Definition der Eigenversorgung, die sich zwar innerhalb eines Gebietes 

oder Netzbereichs stattfindet, reicht ebenso wenig aus wie das Einhalten eines maximalen Ab-

standes beim Verbrauch des erzeugten Stroms. Die „unmittelbare räumliche Nähe“ kann jedoch 

noch eingehalten werden, wenn ein Betriebsgelände überschaubar zusammengehört und nicht 

durch Hindernisse gestört wird. Dies können Betriebseinrichtungen oder Gebäude sein, die nicht 

vom Eigenversorger genutzt werden (Bundesnetzagentur 2016a, S. 36).  

Eigenversorgung kann also von Personen durchgeführt werden, die Photovoltaikanlagen auf dem 

eigenen Dach installiert haben und den Strom selbst erzeugen und verbrauchen. Wie in Tabelle 

2 zu sehen ist, entfallen abgesehen von der EEG-Umlage für diesen Strom die Stromsteuer, 

Netzentgelte und weitere Abgaben (100 Prozent Erneuerbar Stiftung 2021a). Die 
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Eigenversorgung aus Erzeugungsanlagen bis zu einer Größe von 30 kWp und einem maximalen 

Verbrauch von 30 MWh pro Jahr sind laut EEG 2021 §61b von der Zahlung der EEG-Umlage 

befreit. Darüber hinaus ist eine Zahlung der Umlagen in Höhe von 40 % fällig 

(Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 2021, S. 79). 

EEG-Umlage Netzentgelte Netzseitige  
Umlagen 

Stromsteuer Konzessionsab-
gabe 

Ja, 40% (Anlage 
größer als 30 kWp, 

sonst 0%) 

nein nein nein nein 

 

Wird der erzeugte Strom ins Netz eingespeist oder Reststrombezug aus dem Netz geliefert, han-

delt es sich nicht mehr um Eigenversorgung nach der Legaldefinition des EEGs. Dabei wird kein 

Unterschied zwischen der physikalischen oder der kaufmännisch-bilanziellen Durchleitung ge-

macht (Bundesnetzagentur 2016b, S. 36). 

Wenn der selbst erzeugte Strom jedoch nicht den Verbrauch deckt, wird Reststrom durch einen 

Stromlieferanten geliefert. Diese sind Energieversorgungsunternehmen, die von der Bundesnetz-

agentur beaufsichtigt werden. Sie haben dementsprechend bei der Belieferung von Haushalts-

kundInnen Meldepflichten zu erfüllen (100 Prozent Erneuerbar Stiftung 2021b) und müssen weit-

gehende Stromlieferungspflichten einhalten (100 Prozent Erneuerbar Stiftung 2021c). 

Wird in der Erzeugungsanlage mehr Strom produziert, als verbraucht werden kann, kommt es zu 

der Produktion von Überschussstrom, der über den Verkauf an das Energieversorgungsunter-

nehmen ins öffentliche Netz unter Auszahlung von EEG-Vergütungssätzen eingespeist werden 

kann (Energyload 2018). Der Überschussstrom kann unter Zahlung der EEG-Umlage auf die Lie-

fermengen auch an andere LetztverbaucherInnen geliefert werden. In diesem Fall werden die 

Personen, die zunächst Eigenversorgung ausgeübt haben ebenfalls zu Elektrizitätsversorgungs-

unternehmen, welche die gesetzlichen Mitteilungspflichten einhalten müssen (Bundesnetzagen-

tur 2016b, S. 40).  

Es besteht die Pflicht, den Stromanteil, auf den die EEG-Umlage zu zahlen ist, mit einer geeichten 

Messeinrichtung auf Grundlage des EEG 2021 § 61l Abs. 1 zu messen. Daraus entsteht eine 

Verbindung zwischen den zuständigen Netzbetreibern. Der umlagepflichtige Anteil setzt sich da-

bei aus dem selbst verbrauchten Strom und der gegebenenfalls gelieferten Menge an Letztver-

braucherInnen zusammen (Bundesnetzagentur 2016a, S. 112). Dabei ist die Zeitgleichheit der 

Strommengen von Erzeugung und Verbrauch in einem Viertelstundenintervall relevant, deren 

Tabelle 2: : Kostenbestandteile Eigenversorgung ohne Netzdurchleitung, Quelle: (Bundesministeriums 
der Justiz und für Verbraucherschutz 2021, S. 79) 
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Anforderungen die Messeinrichtungen unbedingt erfüllen müssen. Zählerstandgangsmessungen 

und RLM können dafür verwendet werden (Bundesnetzagentur 2016a, S. 113). SLP können nur 

eingesetzt werden, wenn unter anderem die gemessenen Energiemengen den Wert von 

100.000kWh im Jahr nicht übersteigen. Außerdem dürfen die Mengen nicht mehr als 10 Prozent 

der Messungen betragen, die viertelstundenscharf stattfinden, mit denen eine Verrechnung er-

folgt (Bundesnetzagentur 2016a, S. 114).  

Eine andere Möglichkeit, den Überschussstrom zu vermarkten, ist die Direktvermarktung, die be-

reits in Abschnitt 2.1.1.4 genauer erläutert wurde, bei der der Strom an der Börse gehandelt wird. 

Dies wird für die AnlagenbetreiberInnen durch EVUs oder andere Stromhändler aufgrund der 

Komplexität durchgeführt. Das Stromsharing über ein virtuelles Netzwerk wie vom Anbieter Son-

nenCommunity ist genauso wie der Stromtausch über die Blockchaintechnologie möglich. Der 

Handel zwischen ErzeugerIn und VerbraucherIn kann ohne Dritte über das Internet unter Nutzung 

dezentraler Datenbanken erfolgen (Energyload 2018). 

 

Der Eigenverbrauch des erzeugten Stroms ist günstiger als eine Reststromlieferung eines Ener-

gieversorgers. Daher ist es ratsam, den Eigenverbrauch zu erhöhen, um die Rentabilität einer 

Photovoltaikanlage zu steigern (Photovoltaik Shop 2021). Abbildung 9 stellt graphisch die Strom-

produktion einer Photovoltaikanlage dar, die über die Mittagsstunden am größten ist. Der Strom-

verbrauch ist außerhalb dieser Zeit am höchsten, sodass nur ein geringer Teil des Stroms direkt 

verbraucht werden kann. Erzeugter Überschussstrom kann dann zur Ladung eines Elektroautos 

oder Batteriespeichers genutzt werden, um die Eigenverbrauchserhöhung herbeizuführen. Dafür 

sind jedoch zusätzliche Investitionskosten für die Speichertechnologien zu berücksichtigen. 

Abbildung 9: Tagesverlauf aus Stromverbrauch und Stromerzeugung aus einer Photovoltaikanlage, 
(Wegatech 2021) 
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Eigenverbrauchserhöhungen sind ebenfalls möglich, wenn vor allem große Verbraucher wie eine 

Waschmaschine durch eine Eigenverbrauchsoptimierung zu den sonnenreichen Tagesstunden 

betrieben werden (Photovoltaik Shop 2021).  

 Mieterstrom 

Eine weitere dezentrale Energieversorgungsform ist der Mieterstrom, der bislang noch ein Ni-

schenprodukt ist (Energy Brainpool 2020, S. 2). Die Erzeugung des Mieterstroms erfolgt in einem 

Blockheizkraftwerk oder in der Photovoltaikanlage, welche auf dem Wohngebäude installiert ist. 

Dieser Strom wird unter Zahlung der vollen EEG-Umlage an die LetztverbraucherInnen des Hau-

ses geliefert. Seit dem EEG 2021 ist es zusätzlich möglich, den Strom innerhalb eines Quartiers 

ohne Netzdurchleitung an Nebenanlagen anderer Gebäude zu liefern. Da Stromerzeugung und 

Verbrauch der MieterInnen nicht deckungsgleich sind, wird der Überschussstrom gespeichert o-

der ins öffentliche Stromnetz mit einer Vergütung eingespeist und die LetztverbraucherInnen 

ebenfalls mit Reststrom aus dem Netz versorgt (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

2021c, 2017). 

EEG-Umlage Netzentgelte Netzseitige  
Umlagen 

Stromsteuer Konzessionsab-
gabe 

Ja, 100% nein nein nein nein 

 

Netzentgelte, netzseitige Umlagen, die Stromsteuer und Konzessionsabgaben entfallen als Kos-

tenbestandteile bei der Anwendung des Mieterstroms wie die Tabelle 3 Fehler! Verweisquelle 

konnte nicht gefunden werden. zeigt (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2017). 

Dem zugrunde liegt die, wie in Abschnitt 7  skizzierte Zusammensetzung des Strompreises. Dar-

über hinaus gibt es seit dem EEG 2017 den Mieterstromzuschlag pro Kilowattstunde, um den 

Ausbau von Photovoltaikanlagen, die Wirtschaftlichkeit der Projekte und die wirtschaftliche Be-

teiligung der Letztverbrauchenden staatlich zu fördern. Der Fördermechanismus greift ohne Ein-

speisung ins öffentliche Netz (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2021c). 

Ein Nischenmodell ist der Mieterstrom weiterhin, weil weiterhin rechtliche, organisatorische und 

administrative Barrieren vorliegen, die die Umsetzung erschweren und wenig attraktiv machen 

(Boos Hummel & Wegerich 2017, S. 94). Der Begriff der Kundenanlage spielt beim Mieterstrom 

eine entscheidende Rolle, da sie laut EnWG § 3 Nr.16 nicht als Energieversorgungsnetz zählt. 

Da das Gesetz für die Kundenanlagen keine Anwendung findet, sind die Regulierungen nicht zu 

Tabelle 3: Kostenbestandteile Mieterstrom, Quelle: (Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2017)
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berücksichtigen. Voraussetzung dafür ist, dass eine Einstufung der Photovoltaikanlage als Kun-

denanlage nach EnWG §3 Nr.24a möglich ist. Im Allgemeinen ist dies eine Anlage, die eine Ver-

bindung zu einem Energieversorgungsnetz oder einer Erzeugungsanlage vorweist und auf einem 

räumlich zusammengehörigen Gebiet befindlich ist. Außerdem müssen an die kundeneigene Er-

zeugungsanlage KundInnen bzw. LetztverbraucherInnen angeschlossen sein, die den favorisier-

ten Energielieferanten weiterhin frei wählen können (Netzgesellschaft Ahlen o. J., S. 1).  

 Klassische Bürgerenergie  

Im EEG 2021 §3 Abs. 15 werden Bürgerenergiegesellschaften hinsichtlich des existierenden Aus-

schreibungssystems so definiert, dass sie mindestens aus zehn Mitgliedern mit Stimmrecht be-

stehen, welche entweder natürliche Personen oder AnteilseignerInnen sind. Der Anteil der 

Stimmrechte pro Mitglied darf 10 Prozent nicht übersteigen und mindestens 51 Prozent der 

Stimmrechte müssen bei den natürlichen Personen verbleiben. Falls eine Windkraftanlage errich-

tet werden soll, müssen die natürlichen Personen mindestens ein Jahr mit Hauptwohnsitz im 

Landkreis oder der kreisfreien Stadt des geplanten Projektgebietes gemeldet sein, bevor das 

Gebot abgegeben werden kann (Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 2021, 

S. 12). 

Laut Bundesministerium für Wirtschaft und Energie soll mit der Bürgerenergie eine Akteursvielfalt 

sichergestellt werden, bei der auch kleinen AkteurInnen die Teilnahme an Ausschreibungen für 

On-shore Windenergieanlagen vereinfacht wird. Mit dem EEG 2017 wurde außerdem festgelegt, 

dass die Projekte keine größere Leistung als 18 MW, verteilt auf maximal sechs Anlagen und sich 

die Kommune mit einer Investition von maximal 10 Prozent beteiligen dürfen soll 

(Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2021a).  

 Peer-to-Peer Energiehandel 

Peer-to-Peer (P2P) Energiehandel ist eine neue Form der Energieversorgung, bei der Stromer-

zeugerInnen und -verbraucherInnen Strom oder Speicherkapazitäten tauschen. Dies erfolgt ohne 

zur Hilfenahme von Energieversorgern. Der P2P Energiehandel unterscheidet sich in Blockchain-

Lösungen, Online Matching Plattformen und P2P Communities mit Batteriespeichern (Long et al. 

2018, S. 523; Szichta und Tietze 2020, S. 110). Über Onlineplattformen kann der Strom der Pro-

sumentInnen getauscht werden, da deren Erzeugungsanlagen miteinander verbunden sind 

(Szichta und Tietze 2020, S. 110)). ProsumentInnen meint Personen, die gleichermaßen Strom 

erzeugen und verbrauchen. Der Strom kann jedoch auch mit NachbarInnen getauscht werden, 

die nicht selbst ProsumentInnen sind, sondern ausschließlich Strom verbrauchen und keine ei-

gene Anlage betreiben (Long et al. 2018, S. 523). Ein Beispiel dafür ist die SonnenCommunity 
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aus Deutschland, die den Energiehandel der MitgliederInnen ermöglicht und Geschäftsmodelle 

ähnlich wie ein Energieversorger entwickelt ohne diese eigenständig umzusetzen (Zhang et al. 

2017, S. 2567). Grundlegend geht es bei Peer-to-Peer um einen eins zu eins Energiehandel un-

tereinander geht, bei dem die Beteiligten zum Teil eigene Anlagen besitzen.  

Zhou et al. (2020) nimmt an, dass es in der zukünftigen Energieversorgung für eine gewisse Zeit 

eine Kombination aus dem zentralen Energiehandel über einen Großmarkt und der neuen de-

zentralen Stromversorgung über P2P geben wird (Zhou et al. 2020, S. 745).  

Bislang läuft der P2P Energiehandel bilanziell ab, das heißt, dass die VerbraucherInnen nicht 

entscheiden können, woher der physikalische Strom tatsächlich kommt. Die meisten P2P Com-

munities weltweit versorgen sich über einen sogenannten Strompool, der von großen Energieer-

zeugerInnen über das öffentliche Netz beliefert wird. Daher wird diese Form der Versorgung auch 

virtueller Energiehandel genannt, da den technischen Gegebenheiten weniger Beachtung ge-

schenkt werden, sondern ökonomische Vereinbarungen im Fokus stehen (Zhou et al. 2020, S. 

748). 

P2P können entweder über eine zentrale Stelle oder eigenständig dezentral sowie über eine 

Kombination aus beiden Varianten koordiniert werden. Bei der Koordination über eine zentrale 

Stelle, die den Energiehandel verantwortet, werden Informationen der P2P Gemeinschaft ausge-

tauscht und gesammelt. So kann die koordinierende Stelle entscheiden, welche Betriebszustände 

die Anlagen einnehmen oder ob zusätzliche Energie beschafft oder Überschussstrom verkauft 

werden müssen. Es erfolgt ebenfalls eine Verteilung der Einnahmen nach Stromverkauf an die 

Teilnehmenden des P2P Energiehandels nach vorher festgelegten Regeln (Zhou et al. 2020, S. 

742).  

Dezentrale P2P Modelle verfügen nicht über diese zentrale Koordinierungsstelle. Es liegt der 

Vorteil vor, dass die Privatsphäre besser geschützt wird, da die P2P Communities untereinander 

den Strom direkt miteinander tauschen und handeln. Außerdem werden beteiligte Gerätschaften 

eigenständig von den P2P Communities gesteuert und geschaltet (Zhou et al. 2020, S. 744). 

Die dritte Variante ist eine Kombination aus einem zentralen und dezentralen P2P Modell, bei der 

die Privatsphäre und Eigenständigkeit der P2P Communities größer ist als bei der zentralen Va-

riante. Die existierende koordinierende Stelle sendet hingegen nur Preissignale an die P2P Com-

munities und entscheidet nicht über die Betriebszustände oder steuert den Kauf oder Verkauf von 

Energie (Zhou et al. 2020, S. 744). Die Preismodelle und Aktivitäten des P2P Energiehandels 

können von einer koordinierenden Stelle als Dienstleistung durch Dritte gemanagt werden (Long 

et al. 2018, S. 523). 
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Neben der zentralen und dezentralen Versorgungsart wird im Folgenden der vernetzt-zellulare 

Ansatz des VDE vorgestellt, auf den hinsichtlich des Energy Sharing in dieser Arbeit Bezug ge-

nommen wird.  

2.1.3 Vernetzt-zellularer Ansatz  

Neben den zuvor erläuterten zentralen und dezentralen Ansätzen zur Energieversorgung, veröf-

fentlichte der Verband der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e.V. (kurz VDE) 2019 

einen Fachbeitrag über ein zellulares Energiesystem.  

Grundlage für das System ist eine Energiezelle. Diese Zellen haben die Möglichkeit, Erzeugung 

und Verbrauch von einer oder unterschiedlichen Energiequellen wie Strom, Gas, Wärme und 

Mobilität auszugleichen. In der vorliegenden Forschungsarbeit wird im Folgenden nur Bezug auf 

die Energieform Elektrizität genommen. Weitere Energiequellen werden dabei keineswegs ver-

nachlässigt. Die Energieversorgung mithilfe der vernetzten Zellen organisiert und vereint dabei 

Aspekte der Technik, Wirtschaft, Recht, Gesellschaft und Politik (VDE 2019, S. 12). Das vernetzt-

zellulare Energiesystem bietet die Möglichkeit, den notwendigen Netzausbau zu reduzieren, so-

bald die Energiequellen adäquat umgewandelt und gespeichert werden können und die entspre-

chenden Technologien marktreif werden. Grund dafür sind netzdienliche Flexibilitätsangebote, 

die genutzt werden können, da die Bereitstellung und Speicherung der Energie lokal oder regional 

organisiert und bilanziert werden können (VDE 2019, S. 13). 

Die Zellen verfügen über alle Betriebsmittel, die notwendig sind, um die entsprechenden Ener-

giequellen umzuwandeln, zu transportieren, zu verteilen und zu speichern. Der Ausgleich des 

Stroms der Zellen erfolgt sowohl saisonal als auch dynamisch. Dabei kann es neben dem tat-

sächlichen Ausgleich, zur Unter- oder Überversorgung der Energiequellen kommen. Der Aus-

gleich kann über ein Management der Energiezellen stattfinden, bei dem alle Bestandteile der 

Leit- und Kommunikationstechnik zur Koordination genutzt werden. Angeführter Ausgleich von 

Erzeugung und Verbrauch der Energiequelle erfolgt mithilfe von Nachbarzellen, die hierarchisch 

auf derselben Ebene zu finden sind oder über- oder ungeordnet sein können. (VDE 2019, S. 12) 

Abbildung 10 zeigt das vernetzt-zellulare System nach VDE, bei der in den Verbund mehrerer 

Zellen hineingezoomt wurde, um zu zeigen, welche Daten- und Energieströme auftreten und wie 

die Koordination mit den Nachbarzellen stattfindet. Die Grafik zeigt ebenfalls, dass diese Ströme 

sowohl innerhalb der Zellverbunde inklusive mehrerer Nachbarzellen stattfinden als auch zwi-

schen verschiedenen Zellverbunden (VDE 2019, S. 12).  Es wird darauf hingewiesen, dass Zellen 

in allen Netzebenen mit derselben Struktur auftreten können, d.h. sowohl in Höchst-, Hoch-, Mit-

tel- und Niederspannungsebene, die miteinander verbunden das Gesamtsystem bilden (VDE 

2019, S. 16–17). Die Zellen sollen sich also nicht autark versorgen, sondern eine Sicherheit und 
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konstante Qualität in der Versorgung mithilfe des Energieaustausches innerhalb des zellularen 

Systems ermöglichen (VDE 2019, S. 13). 

 

Der Energieaustausch zur Sicherstellung einer stabilen Versorgung innerhalb der Zellen oder des 

zellularen Systems kann mithilfe von geregelten Stromerzeugern erfolgen oder indem Verbrau-

cher an- und abgeschaltet werden. Dies geschieht eigenständig durch das genannte Energiezel-

lenmanagement, indem die nötigen Komponenten so vernetzt und miteinander kommunikations-

fähig sind, dass eine Aggregation der Daten und deren Kommunikation nach außen erfolgen 

kann. So können beispielsweise Informationen über Preise miteinander ausgetauscht werden. 

Innerhalb der Zelle muss das Management hinsichtlich der Komponenten zur Stromerzeugung, -

verbauchs, -speicherung und – wandlung steuerungsfähig sein. Außerdem müssen Verhandlun-

gen über Anfragen und Angebote mit Zellen auf gleicher oder übergeordneter Ebene möglich 

sein. Die Zellen können den Ausgleich von Energieangebot  und -nachfrage auch unter Nutzung 

von zelleninternen Energiespeichern, -wandlern und -erzeugungsanlagen durchführen, wenn 

dies physikalisch realisierbar ist (VDE 2019, S. 16–17). 

Die vorliegende Forschungsarbeit untersucht, ob Energy Sharing potentiell in Zellen des be-

schriebenen vernetzt-zellularen Systems umgesetzt werden kann. Es folgt eine Darstellung der 

relevanten Aspekte von Energy Sharing. 

Abbildung 10: Vernetzt-zellulares System nach VDE, (VDE 2019, S. 13)
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2.2 Energy Sharing 

Laut Wang et al. (2019) ist Energy Sharing ein Modell, bei dem Energie mithilfe von Photovol-

taikanlagen erzeugt oder in Batterien gespeichert wird und der Überschussstrom, der nicht selbst 

verbraucht werden kann, gegen eine Bezahlung an die NachbarInnen geliefert wird (Wang et al. 

2019, S. 838). Da die Personen ebenfalls den Strom produzieren (englisch: produce) und ver-

brauchen (englisch: consume) werden sie im englischsprachigen Raum Prosumer genannt. Äqui-

valent zum Ausbau der Erneuerbaren Energien steigt die Anzahl an ProsumerInnen (Zhang et al. 

2017, S. 2563). Wenn der Strom nur produziert beziehungsweise in Batterien gespeichert und 

geliefert wird, ohne dass er selbst verbraucht wird, spricht man von einem klassischen Strompro-

duzenten (Khadilkar et al. 2020). 

Anhand dieser Definition zeigt sich, dass in der Literatur das Konzept „Energy Sharing“ im eng-

lischsprachigen Raum oft mit dem P2P-Energiehandel gleichgesetzt wird. Grundlage der vorlie-

genden Forschungsarbeit ist jedoch die Definition der Renewable Energie Directive II, bei der es 

nicht nur um den Energiehandel geht, sondern um das gemeinsame Agieren.  

Folgend wird die RED II als Gesetzesgrundlage von Energy Sharing, der Umsetzungsvorschlag 

von Energy Brainpool sowie Chancen, regulatorische Hürden und Beispiele aus dem Ausland 

dargestellt. 

2.2.1 Renewable Energy Directive II 

Energy Sharing nach der RED II bezieht sich auf die Stromproduktion und -nutzung einer Ge-

meinschaft. Im Originaltext des Artikels 22 Nr. 2 b wird Energy Sharing wie folgt definiert:   

„Member states shall ensure that renewable energy communities are entitled to share, 
within the renewable energy community, renewable energy that is produced by the 
production units owned by that renewable energy community, […]“ (European Union 
2018, S. 121).  

Die deutsche Übersetzung dieses Artikels lautet:  

„Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 
berechtigt sind, innerhalb der Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft […] die mit 
Produktionseinheiten im Eigentum der Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft produzierte 
erneuerbare Energie gemeinsam zu nutzen.“ (Europäische Union 2018, S. 121). 

Daher wird Energy Sharing in dieser Forschungsarbeit als Begrifflichkeit genutzt, dass „rene-

wable energy communities“ (REC) oder übersetzt „Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften“ das 

Recht haben sollen, „Erneuerbare Energie gemeinsam zu nutzen“ oder, wie es im Originaltext 

heißt, „to share renewable energy“. Damit grenzt sich der Begriff von dem P2P-Energiehandel 

bzw. Nachbarschaftshandel ab. 
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Laut §36 der RED II sind für den Artikel 22, der die Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften auf-

greift, erforderliche Rechts- und Verwaltungsvorschriften bis zum 30. Juni 2021 einzuführen. Es 

muss in jedem Fall Bezug auf die Renewable Energy Directive II genommen werden. Es ist den 

Mitgliedstaaten jedoch freigestellt, wie die Einzelheiten der Einführungen aussehen können  

(Europäische Union 2018, S. 139). 

Auch in der EU-Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie 2019/943 mit gemeinsamen Vorschriften für den 

Elektrizitätsbinnenmarkt vom 05. Juni 2019 wird im Artikel 16 3 e) auf Energy Sharing verwiesen. 

Die Definition lautet wie folgt:  

„Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass Bürgerenergiegemeinschaften das Recht 
haben, innerhalb der Bürgerenergiegemeinschaft Elektrizität gemeinsam zu nutzen, die 
mit Erzeugungsanlagen im Eigentum der Gemeinschaft erzeugt wird.“ (Europäische 
Union 2019, S. 152). 

 

Die RECs, in Form von lokalen Gemeinschaften, müssen laut RED II offen und frei zugänglich 

sein sowie autonom agieren. Eine Mitgliedschaft von großen Firmen wird dabei ausgeschlossen, 

auch in der Steuerung der RECs. Außerdem muss die Gemeinschaft eine Rechtsperson darstel-

len, bei der es vor allem um die Stärkung von Wertschöpfung geht und weniger um den finanzi-

ellen Vorteil, der sich aus der Nutzung von Energy Sharing ergeben kann. Des Weiteren sind 

bestimmte Aspekte wie eine effektive Steuerung durch die ansässigen Gemeinschaftsmitglieder 

der Erzeugungsanlagen notwendig (Frieden et al. 2020, S. 6–7). Den Mitgliedern oder Anteils-

eignerInnen mit räumlichen Bezug zu den Anlagen steht außerdem die Mehrheit der Stimmrechte 

zu (Frieden et al. 2020, S. 8). 

Für die Energy Sharing-Projekte sollen ausschließlich Erneuerbaren Energien, auch innerhalb 

der Wärmeversorgung, genutzt werden. Dadurch sollen der Ausbau und die Akzeptanz in der 

Bevölkerung gefördert werden. Die Mitgliedstaaten müssen dabei für die RECs keine Wettbe-

werbsbedingungen anpassen, sondern diese aktiv in der Umsetzung unterstützen, indem z.B. 

Anreize geschaffen werden. Die Aktivitäten der RECs können sich dabei über die Selbstversor-

gung und Handelsgeschäfte erstrecken, die auf dem Markt stattfinden können. Durch die Mit-

gliedstaaten ist ebenfalls zu definieren, wie weit sich die RECs räumlich fassen lassen (Frieden 

et al. 2020, S. 6–7). Deutschland hat laut Frieden et al. (2020) neben anderen Mitgliedstaaten  

das Konzept der Eigenversorgung etabliert. Dies erfüllt jedoch nicht den Gedanken des Energy 

Sharings laut des Clean Energy Packages (Frieden et al. 2020, S. 11). Konzeptansätze zur Um-

setzung von bestimmten Mitgliedstaaten werden in Abschnitt 322.2.5 erläutert.  
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2.2.2 Umsetzungsvorschlag von Energy Brainpool 

Laut Nitzsche und Huneke (2020) wird Energy Sharing Teil der dezentralen Stromversorgung 

sein, bei der Endverbrauchende neben Eigenversorgung und Nachbarschaftshandel den Strom 

aus einer Gemeinschaft beziehen können. Dem gegenüber steht eine Grundversorgung oder die 

Belieferung über einen Drittanbieter analog zum zentralen Energieversorgungssystem. Das Im-

pulspapier geht davon aus, dass innerhalb der Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft so viel Strom 

von den Anlagen im Eigentum der Gemeinschaft bezogen wird wie möglich. Darüber hinaus muss 

die Gemeinschaft sicherstellen, dass Reststrom beschafft und der Stromüberschuss aus den ei-

genen Anlagen verkauft wird. Um Teil der Gemeinschaft zu werden, müssten die Verbrauchen-

den Mitglieder werden und den Wunsch eines Lieferantenwechsels angeben (Energy Brainpool 

2020, S. 5–6).  

 

Abbildung 11 zeigt auf Grundlage des Impulspapiers von Energy Brainpool ein Szenario der 

Stromversorgung in der Zukunft. Es gibt dabei neben der Grundversorgung und Drittanbietern 

Bilanzierungsgebiete, die mit dem zentralen Stromnetz in Verbindung stehen. Innerhalb dieser 

Gebiete kann Nachbarschaftshandel erfolgen, der zum Teil mit Menschen stattfindet, die zusätz-

lich Eigenversorgung betreiben. Ebenfalls wird es innerhalb dieser Gebiete Energy Sharing durch 

Renewable Energy Communities geben, die durch z.B. Windparks eines weiteren 

Abbildung 11: Zukünftiges Stromversorgungsszenario, (Energy Brainpool 2020, S. 9)
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Bilanzierungsgebietes oder vom zentralen Strommarkt beliefert werden bzw. ebenfalls mit diesem 

in Verbindung stehen.  

Energy Sharing ist sowohl mit der Eigenversorgung als auch mit dem Nachbarschaftshandel oder 

beiden Varianten kombinierbar. Beispielhaft können VerbraucherInnen den Strom der eigens be-

triebenen Anlage zur Eigenversorgung nutzen, welche nicht im Eigentum der Gemeinschaft sein 

muss. Der Überschussstrom wird eingespeist oder an den Nachbarn verkauft und der Reststrom 

wird durch die Gemeinschaft geliefert (Energy Brainpool 2020, S. 6–7). 

Die Ansätze, die es bisher auf dem Markt gibt, beschränken sich auf eine gemeinsame Nutzung 

des erzeugten Stroms auf eine bilanzielle Art. Dies sind P2P Energiehandelsplattformen oder 

Communities, die Energy Sharing virtuell anbieten. Das bedeutet, dass der Strom aufgrund des 

komplexen physikalischen Netzes nur rechnerisch geteilt wird. Aufgrund der räumlichen Nähe in 

Mikrogrids ist es möglich, dass tatsächlich der physikalische Strom miteinander geteilt wird (Plew-

nia 2019, S. 7). Mikrogrids sind kleinräumige Leitungsnetze, die sich bei überregionalen Netzstö-

rungen vom Netz trennen können und durch den Inselbetrieb eine Versorgung der KundInnen 

weiterhin gewährleisten. Voraussetzung sind Erzeugungsanlagen und Stromspeicher. Sie sind 

gleichzeitig Smart Grids, da sie vermehrt durch digitale Kommunikations- und Netzmanage-

menttechniken gesteuert werden (Ich bin Zukunft 2020).  

Die Stromproduktion wie sie innerhalb der Gemeinschaften zu finden sind, verläuft fluktuierend, 

sodass ungünstige Wetterbedingungen durch die Anbindung an das öffentliche Stromnetz aus-

geglichen werden können. Dadurch kann ohne den Anspruch an Autarkie zusätzlich benötigter 

Strom geliefert werden (Khadilkar et al. 2020, S. 3). Andernfalls müsste eine Gemeinschaft mit 

Erzeugungsanlagen und Batteriespeichern so konzipiert werden, dass sie sich selbst versorgen 

könnte (Khadilkar et al. 2020, S. 12). Dies entspreche Inselsystemen, die teurer sind als Systeme, 

die mit dem Netz verbunden sind, da die Speichertechnologie so ausgelegt ist, dass die benötigte 

Kapazität bereitgestellt werden kann (Eigensonne 2021). 

2.2.3 Chancen 

Energy Sharing ist als Alternative für Erneuerbare-Energien-Anlagen von Interesse, da mit dem 

Auslaufen der EEG-Förderung die Unsicherheit der BesitzerInnen hinsichtlich einer sinnvollen 

Weiternutzung des Stroms zunimmt (Szichta und Tietze 2020, S. 115). Der Weiterbetrieb wird 

dadurch abgesichert (Energy Brainpool 2020, S. 22). 

Energy Sharing bietet die Chance der Partizipation, da kein Besitz von Flächen, auf denen Er-

neuerbare Energien errichtet werden, notwendig ist, um den Strom aus diesen Anlagen beziehen 

zu können. Demnach werden der direkte Strombezug aus den Anlagen und die 
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Energieversorgung aus der Region ermöglicht (Szichta und Tietze 2020, S. 115). Dies bleibt Ver-

braucherInnen bislang ebenfalls verwehrt, wenn ihr Startkapital für eigene Erneuerbare-Energien-

Projekte oder Batteriespeicher nicht ausreicht oder ihr Standort des Wohngebäudes keine opti-

malen Bedingungen, beispielsweise für die Errichtung einer Solaranlage, bietet. Durch die Teil-

nahme an der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien wird außerdem die Akzeptanz der 

Bevölkerung gestärkt, die in unmittelbarer Nähe der Erzeugungsanlagen leben (Energy Brainpool 

2020, S. 2). Die Partizipation sorgt für die Möglichkeit, die Energiewende inklusiv und effektiv 

durchzuführen, da beteiligte Gemeinden bereits Teil der Veränderung sind (Narayanan und Nar-

delli 2020, S. 2). Die Stärkung der Akzeptanz für Erneuerbare Energien erfolgt nicht nur aus ide-

ologischen Gründen, sondern vor allem, wenn die AnrainerInnen monetäre Vorteile in der dezent-

ralen Energieversorgung sehen können. Der Vorteil kann beispielsweise in Form eines günstige-

ren Strombezugs aus den Erzeugungsanlagen erfolgen (Energy Brainpool 2020, S. 2).  

Des Weiteren wird das Interesse an Erneuerbaren Energien gefördert. Das Umweltbewusstsein 

der VerbraucherInnen wächst, sodass Energy Sharing eine Möglichkeit ist, sich aktiv an der Ener-

giewende zu beteiligen (Szichta und Tietze 2020, S. 115). Dieses Bewusstsein kann ebenfalls 

gestärkt werden, wenn AnrainerInnen sich durch die Teilhabe an der Stromerzeugung aus der 

Region stärker mit der Anlage identifizieren können und sie sich mehr mit dem Thema Energie-

wende und dem eigenen Energieverbrauch auseinandersetzen (Energy Brainpool 2020, S. 2). 

Energy Sharing kann laut Expertenbefragungen nicht nur zu der Umweltbewusstseinsstärkung 

führen, sondern auch zu messbaren Effekten. Das bedeutet unter anderem, dass weniger Ener-

gie nachgefragt wird, da sich die VerbraucherInnen intensiver mit dem Energieverbrauch ausei-

nandersetzen und eher bereit sind, diesen zu reduzieren. Dies führt wiederum zu einer Senkung 

der mit der Energieerzeugung verbundenen CO2-Emissionen (Szichta und Tietze 2020, S. 116).  

Durch die Fokussierung auf Erneuerbare Energien in der Umsetzung von Energy Sharing wird 

der Ausbau von Erneuerbaren gefördert, wodurch sich weitere CO2-Emissionen einsparen lassen 

(Szichta und Tietze 2020, S. 116). Es könnten ebenfalls Dachflächen genutzt werden, die im 

Zuge der Eigenverbrauchsoptimierung bislang ungenutzt bleiben. Dies gelingt nur durch Ablösen 

der individuellen Anlagennutzung hin zur Nutzung durch Gemeinschaften (Energy Brainpool 

2020, S. 22). Gemeinschaftlich kann demnach in eine höhere Menge Erneuerbare-Energien-An-

lagen investiert werden (Narayanan und Nardelli 2020, S. 4–5). Des Weiteren bietet Energy Sha-

ring die Möglichkeit der Nutzung von Skaleneffekten, sodass größere und gleichzeitig günstigere 

Anlagen sowie Speicher installiert werden können. Dieses Potential bleibt bei den derzeitigen 

dezentralen Energieversorgungsformen wie Mieterstrom und Eigenversorgung ungenutzt 

(Energy Brainpool 2020, S. 2). 
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Da Energy Sharing VerbraucherInnen mit fehlenden optimalen Standortbedingungen eine Mög-

lichkeit zur Errichtung einer Photovoltaikanlage bietet, kann die finanzielle Situation dieser Per-

sonen und der ganzen Gemeinschaft verbessert werden, da eine Betrachtung des gemeinschaft-

lichen Energiebedarfs stattfindet (Khadilkar et al. 2020, S. 4). Dieser finanzielle Vorteil entsteht, 

da Transaktionen reduziert und entsprechende Kosten eingespart werden (Kloppenburg und 

Boekelo 2019, S. 70). Laut Berechnungen von Wang et al. (2019, S. 845) profitieren sowohl die 

Aggregatoren sowie die VerbraucherInnen von dem Modell Energy Sharing. Laut Zhou et. al 

(2020, S. 740) im Gegensatz zu einer Einspeisung ins öffentliche Netz ein weiterer finanzieller 

Vorteil, wenn Strom gemeinschaftlich gehandelt und getauscht wird. Die Einnahme aus Einspei-

severgütung sinkt, da sich die Vergütungssätze reduzieren. Der finanzieller Vorteil kann außer-

dem in Hinblick auf geteilte Batteriespeicher entstehen, da die Energiespeicherungskosten eines 

gemeinschaftlichen Speichers geringer sind als bei mehreren verteilten Batterien (Parra et al. 

2017, S. 364). Dieser Effekt tritt auf, da die Haushalte die Batterien gemeinschaftlich energieeffi-

zienter nutzen und dadurch die Lebensdauer verlängert wird (Gährs und Knoefel, S. 5). Ein ge-

teilter Batteriespeicher ist aufgrund der existierenden Regulatorik, die die gemeinsame Nutzung 

verhindert, jedoch nicht möglich, was in Abschnitt 2.2.4 genauer beleuchtet wird. 

Durch Energy Sharing ergeben sich technische Chancen, da die geteilten Speicher kombinierte 

Nutzungsmöglichkeiten wie z.B. in den Einsatzfeldern Netz- und Systemdienstleistungen sowie 

Eigenverbrauch und weiteren Diensten ermöglichen. Dies wäre laut Gährs und Knoefel (2020) 

zum einen technisch umsetzbar und gleichzeitig wirtschaftlich realisierbar (Gährs und Knoefel, S. 

9). 

Laut Wang et al. (2019, S. 844) bietet Energy Sharing die Möglichkeit, das Stromnetz zu stabili-

sieren, indem in Zeiten von Spitzenlasten zusätzliche Energie bereitgestellt werden kann. Außer-

dem ist die Stabilisierung möglich, wenn zu viel Strom im Netz ist und Batteriespeicher Strom aus 

dem Netz entnehmen (Gährs und Knoefel, S. 5). Ein Vorteil entsteht ebenfalls, weil der Verbrauch 

der erzeugten Energie aus Erneuerbaren Energien durch Energy Sharing optimiert werden kann, 

da Überschussproduktion nun verwendet werden kann. Dabei wird ebenfalls das Netz entlastet, 

da keine Überlastung der Verteilungsnetze auftritt. Gleichzeitig muss es nicht ausgebaut werden, 

was wiederum zu Kostenersparnissen führt. Da bei der Übertragung von Strom in den Übertra-

gungs- und Verteilnetzen Stromverluste auftreten, können diese durch Energy Sharing reduziert 

werden, da der Strom erzeugungsnah verbraucht werden kann (Narayanan und Nardelli 2020, S. 

4–5). 

Schließlich kann Energy Sharing ein Ansatz dafür sein, alte Fahrzeugbatterien auf eine wirtschaft-

liche Weise wieder zu verwenden und damit Second-Life-Batterien zu unterstützen (Tang et al. 

2019, S. 4310). Es können Anreize geschafft werden, Elektrofahrzeuge in der Gemeinschaft netz-

dienlich so zu nutzen, dass der Fahrzeugverbrauch an die Stromerzeugung aus den Erneuer-

bare-Energien-Anlagen angepasst wird (Energy Brainpool 2020, S. 22). Dieses Verhalten in den 



 

30 
 

Gemeinschaften kann eine Integration der Ladesäuleninfrastruktur der Elektrofahrzeuge verein-

fachen und den Netzausbau potenziell weniger notwendig machen (Energy Brainpool 2020, S. 

2). 

Außerdem kann Energy Sharing als zusätzliche Einnahmequelle und für die Schaffung von Ar-

beitsplätzen in den Gemeinschaften sorgen. Dadurch sorgen geteilte Systeme nicht nur für eine 

Identifikation des Einzelnen zu den genutzten Erneuerbare-Energien-Anlagen, sondern auch zu 

einer Identifikation mit der Gemeinschaft an sich. Dieses Gefühl ist geprägt von Eigeninitiative, 

Selbstständigkeit, Verantwortung und einem Gemeinsamkeitsgefühl (Narayanan und Nardelli 

2020, S. 4–5). Bestehende soziale Ungleichheit kann durch Energy Sharing reduziert werden, da 

durch die gemeinschaftliche Nutzung das Kapital verteilt wird (Energy Brainpool 2020, S. 2). 

Eine weitere Chance ist laut Szichta und Tietze (2020) eine vermehrte Unabhängigkeit von tradi-

tionellen Energieversorgern, da Energy Sharing zu mehr Eigenversorgung bis hin zur Autarkie 

führt (Szichta und Tietze 2020, S. 115). In Krisenzeiten wie Umweltkatastrophen können dezent-

rale Systeme wie Energy Sharing zur gesicherten Stromversorgung der VerbraucherInnen bei-

tragen. Batterien könnten dann für eine Inselversorgung eingesetzt werden (Narayanan und Nar-

delli 2020, S. 4–5). Der Ansatz der autarken Versorgung wird in dieser Forschungsarbeit nicht 

näher beleuchtet. Anstatt dessen erfolgt eine Realisierung von Energy Sharing in Verbindung mit 

Reststromlieferung aus dem Netz wie es in Abschnitt 2.2.2 beschrieben wurde. Laut Schlund und 

German (2019, S. 4) führt eine erhöhte Eigenversorgung zu einem monetären Vorteil für die be-

teiligten VerbraucherInnen. Dies ist bereits bei einer relativ kleinen Größe der Community mög-

lich.  

2.2.4 Regulatorische Hürden 

In Deutschland ist Energy Sharing aufgrund des regulatorischen Rahmens bislang nur möglich, 

wenn das öffentliche Netz nicht genutzt wird (Schlund und German 2019). In der Umsetzung von 

Energy Sharing stellen die politischen Rahmenbedingungen eine der größten Hürden dar, die es 

anzupassen gilt (Zhou et al. 2020, S. 741). Ein Problem in der Anpassung der Regulatorik ist zum 

Beispiel das Aufeinandertreffen von Stakeholderinteressen, die sich entlang der gesamten Wert-

schöpfungskette der Stromlieferung unterscheiden. Eine schnelle Anpassung wird daher er-

schwert. Des Weiteren werden für Energy Sharing neue Technologien wie die Blockchain Tech-

nologie und Geschäftsmodelle benötigt, die noch nicht lang genug auf dem Markt existieren oder 

nicht ausreichend entwickelt wurden, sodass diesbezüglich nur erschwert Aussagen über die be-

nötigte Regulatorik getroffen werden können (Zhou et al. 2020, S. 749). 

Bislang ist es nur möglich, den Strom gemeinschaftlich zu erzeugen. Die Regulatorik, die es er-

laubt diesen Strom auch gemeinschaftlich zu verbrauchen und zu speichern, muss laut Nitzsche 

und Huneke (2020, S. 3) von der Deutschen Bundesregierung definiert werden. 
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Die kombinierte Nutzung von geteilten Batteriespeichern ist ein weiteres Hindernis in der Umset-

zung von Energy Sharing, da es bislang nicht durch eine entsprechende Regulatorik ermöglicht 

wird. Deswegen werden diese Speicher bislang abgesehen von der Kombination mit Photovol-

taikanlagen oder Elektrofahrzeugen hauptsächlich in der Forschung genutzt (Gährs und Knoefel, 

S. 9). 

Gährs und Knoefel (2020) fordern, dass nur einmalige Abgaben bei der initialen Stromerzeugung 

auftreten und es für die Abgaben danach irrelevant ist, ob dieser Strom gespeichert wird. Dies 

würde der Benachteiligung im Vergleich zu anderen Speichermöglichkeiten entgegenwirken. Bis 

dahin stellt die Nutzung von Batteriespeichern z.B. ein Hindernis dar, weil ein Batteriespeicher im 

öffentlichen Netz mit aktueller Regulatorik sowohl als eine Strom konsumierende sowie als eine 

Strom produzierende Einheit gilt (Gährs und Knoefel, S. 9). Dadurch entstehen gleichermaßen 

Gebühren und Abgaben für die Entnahme sowie beim Einspeisen von Strom in den Speicher. 

Dies führt zu einer finanziellen Doppelbelastung (Gährs und Knoefel, S. 4). Gährs und Knoefel 

verweisen auf das Unbundling Gesetz nach EnWG §3, wodurch ein Betrieb eines geteilten Bat-

teriespeichers und die damit verbundene Energieversorgung, der einen Verteilernetzbetreiber 

einschließt, verhindert wird (Gährs und Knoefel, S. 5). Sie sehen jedoch eine Chance für regula-

torischen Speicherproblematiken im Zuge der Umsetzung des Clean Energy Packages. Bislang 

muss die Umsatzsteuer von 19% auf den Strom in allen möglichen Nutzungsmöglichkeiten der-

selben juristischen Person gezahlt werden, unabhängig davon, ob sie gleichzeitig Strom produ-

ziert, speichert und verbraucht oder Möglichkeiten entfallen (Gährs und Knoefel, S. 5). 

Bei der gemeinschaftlichen Nutzung von Batteriespeichern wird der Markteintritt durch fehlende 

Bestimmungen zum Schutz der VerbraucherInnen wie beispielsweise Garantiebedingungen er-

schwert. Batteriespeicher, die in Communities betrieben werden, können beispielsweise dafür 

sorgen, dass StromverbraucherInnen BetreiberInnen werden. Regulatorische Anpassungen 

müssen daher so konzipiert werden, dass flexibel auf Änderungen in der Energieversorgung re-

agiert werden kann, die die Energiewende mit sich bringt. (Gährs und Knoefel, S. 9). 

Laut des Impulspapiers von Energy Brainpool sollte das Recht auf Energy Sharing eingeführt 

werden, da bislang nur eine individuelle Eigenversorgung realisiert werden kann, bei der der Ver-

brauch des erneuerbaren Stroms getreu des Erzeugungsprofils angereizt wird. Es ist mit den 

derzeitig existierenden regionalen Stromversorgungs- oder -erzeugungskonzepten nur möglich, 

Graustrom zu vermarkten. Dabei handelt es sich um eine Stromlieferung an LetztverbraucherIn-

nen, welche auch bei der Lieferung an NachbarInnen Pflichten des Energierechts unterliegen, die 

in diversen Gesetzen oder Verordnungen definiert sind. Zu den Aufgaben zählen die Zahlungen 

von Abgaben und Umlagen, Pflichten über Mitteilungen, Veröffentlichungen, Meldungen oder An-

zeigen sowie die Abrechnung und Vertragsabwicklung der KundInnen. Wenn der erneuerbare 
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Strom tatsächlich als Grünstrom handelbar sein soll, gelingt dies entweder über die sonstige Di-

rektvermarktung, bei der mögliche Fördertatbestände verloren gehen oder es werden Herkunfts-

nachweise hinzugekauft. Keines der Konzepte, ermöglicht die Nutzung des gemeinsam erzeug-

ten Stroms durch eine Gemeinschaft. Hinzukommend fehlt eine generelle Definition dieser Ge-

meinschaften sowie deren Ausgestaltungsmöglichkeiten auf Grundlage der REDII (Energy 

Brainpool 2020, S. 19). Schließlich führt das Impulspapier an, dass kein wirtschaftlicher Vorteil 

generiert werden kann, wenn StromverbraucherInnen ihre Lasten netzdienlich anpassen.  

2.2.5 Beispiele im Ausland 

Im Folgenden werden drei Mitgliedstaaten vorgestellt, die als Umsetzungskonzepte für RECs 

beispielhaft herangezogen werden können. Österreich wird dabei hinsichtlich des detaillierten 

Umsetzungskonzeptes umfassender beleuchtet. Italien wird aufgrund des direkten Fördermodells 

angeführt und Spanien in Hinblick auf die indirekte Förderung vergleichend herangezogen. Das 

vorliegende spanische Konzept zeigt, wie ein Ansatz, der erweiterten gemeinschaftlichen Ei-

genversorgung im Vergleich zu RECs funktionieren kann. Weitere Mitgliedstaaten wie Belgien, 

Estland, Frankreich, Irland, Litauen, Luxemburg, Portugal, Schweden und Slowenien werden in 

der vorliegenden Forschungsarbeit nicht erläutert, zeigen aber laut Frieden et al. (2020) ebenfalls 

Ansätze für RECs auf Grundlage der RED II in Gesetzesvorschlägen oder –verabschiedungen. 

Wie bereits in Abschnitt 2.2.4 verdeutlicht, entspricht der regulatorische Rahmen in Deutschland 

trotz individueller Eigenversorgung nicht den Vorstellungen von Energy Sharing auf Grundlage 

des Clean Energy Packages (Frieden et al. 2020, S. 11). 

 Österreich 

Laut Frieden et al. wurde in Österreich im September 2020 ein Gesetzespaket hinsichtlich des 

Ausbaus Erneuerbarer Energien veröffentlicht, welches Rahmenbedingungen für RECs definiert. 

Der zuständige Bundesminister muss bis zum Ende des Jahres 2023 das Gesetz zum Ausbau 

unter anderem hinsichtlich der Barrieren, Chancen sowie Verbesserungs- und Anpassungsvor-

schlägen von RECs bewerten (Frieden et al. 2020, S. 13–14). Außerdem soll bis 2024 ein soge-

nannter „One-stop-shop“ eingeführt werden, der RECs unterstützen soll (Frieden et al. 2020, S. 

15). Hinsichtlich der Ausrichtung der vorliegenden Forschungsarbeit, die sich auf die Umsetzung 

der RED II mit Strom konzentriert, wird das österreichische System nur dahingehend erläutert. 

Die Rahmenbedingungen laut des Gesetzesentwurfs umfassen ohnehin in erster Linie die Strom-

versorgung. Dabei sollen RECs das Recht haben Energiedienstleistungen bereitzustellen, als 

Aggregator aufzutreten und Erneuerbare Energien zu erzeugen, zu speichern und bereitzustel-

len. Die Rechtsperson kann z.B. in Form von Vereinen, Genossenschaften oder Zusammen-

schlüssen von WohnungseigentümerInnen definiert werden. Bei der erforderlichen Erfüllung 



 

33 
 

gleicher Pflichten wie sie bei Verteilnetzbetreibern auftreten, können RECs ebenfalls Netze be-

sitzen und betreiben (Frieden et al. 2020, S. 14). 

Gemäß des zuständigen österreichischen Ministeriums werden die RECs durch Netzebenen de-

finiert, wobei keine Beschränkung auf das Niederspannungsnetz vorliegt. Durch die Realisierung, 

die geographisch nur so weit wie nötig, aber so wenig wie möglich eingeschränkt wird, kann die 

Erfüllung transnationaler Anforderungen sichergestellt werden (Fina und Auer 2020, S. 5–6). Dar-

über hinaus enthält der Gesetzesentwurf keine Beschränkung hinsichtlich einzuhaltender Entfer-

nungen von RECs (Frieden et al. 2020, S. 14). Voraussetzung der RECs ist, dass sie sich in 

einem Verteilnetz befinden, sodass der VNB die relevanten Strommengen erfassen und sie an 

Stromlieferanten sowie RECs übermitteln kann. Die Zuordnung zu den REC-Mitgliedern erfolgt 

entweder fix oder auf Grundlage des Verbrauchs dynamisch. Bei Verwendung intelligenter Mes-

seinrichtungen geschieht dies viertelstündlich (Frieden et al. 2020, S. 14). 

 

Anhand der Abbildung 12 wird sichtbar, dass das Mittelspannungsnetz als Obergrenze zu sehen 

ist. Es kann trotzdem für eine Stromübertragung innerhalb der RECs genutzt werden.  

Hinsichtlich der Stromkosten erfolgt die Einführung von Netzgebühren pro Einheit, die sich schritt-

weise reduzieren, um so eine lokale Stromübertragung attraktiver machen. Dabei werden die 

Gebühren bei Nutzung des Mittelspannungsnetzes in geringer Höhe und auf Niederspannungs-

ebene deutlich gesenkt. Darüber hinaus schafft die Befreiung von Strom- und Ökostromabgabe, 

Abbildung 12: Verschiedene REC-Ebenen als Simulationsgrundlage, (Fina und Auer 2020, S. 8)
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die von den KundInnen zu zahlen wären, weitere Anreize zur Teilnahme (Fina und Auer 2020, S. 

5–6).  

 Italien 

In Italien wurde eine kollektive Eigenversorgung sowie RECs im März 2020 eingeführt, die eine 

fixe Förderung über einen Zeitraum von 20 Jahren erhalten. Die RECs stellen eine eigene Rechts-

person dar und ihre Mitglieder können LetztverbraucherInnen, GewerbekundInnen und öffentli-

che Einrichtungen sein, wenn eine räumliche Nähe zur Erzeugungsanlage besteht (Stiftung 

Umweltenergierecht 2021, S. 11). Vorausgesetzt wird, dass die Projekte eine Gesamtleistung von 

insgesamt 200 kW und 100 kW je Erzeugungsanlage nicht überschreiten. Außerdem müssen 

sich sowohl VerbraucherInnen als auch Erzeugungsanlagen hinter demselben Umspannwerken 

befinden (Stiftung Umweltenergierecht 2021, S. 47). 

Die LetztverbraucherInnen im selben Gebäude oder Gebäudekomplex erhalten im Zuge der kol-

lektiven Eigenversorgung eine Vergütung von 11ct pro geteilter Kilowattstunde und die RECs 

10ct über eine Dauer von 20 Jahren. Außerdem erfolgt eine anteilige Erstattung der Netzentgelte 

in Höhe von 0,822ct/kWh. Hinzu kommt, dass die Projekte von zusätzlichen steuerlichen Vortei-

len profitieren, wenn Gebäude renoviert oder Photovoltaikanlagen installiert werden (Stiftung 

Umweltenergierecht 2021, S. 11). Um die geteilten Strommengen zu bestimmen, wird die De-

ckungsgleichheit von den aggregierten Komponenten Erzeugung und Verbrauch stündlich be-

rechnet (S.22). 

 Spanien 

In Spanien wurde die erweiterte kollektive Eigenversorgung eingeführt, bei der es jedoch keine 

eigene Rechtsperson gibt. Es findet eine Stromlieferung inklusive Inanspruchnahme des öffentli-

chen Netzes an andere LetztverbraucherInnen statt, sodass der Strom gemeinsam genutzt wer-

den kann. Wenn die Leistung der Erneuerbaren Erzeugungsanlage nicht größer als 100 kW be-

trägt, erfolgt eine Befreiung von Abgaben, Umlagen sowie Gebühren und Steuern, da sie bis zu 

dieser Leistungsgrenze nach dem spanischen Energiewirtschaftsgesetzes nicht als Erzeuger be-

handelt werden. Daher ist auch keine Betriebsgenehmigung notwendig (Stiftung 

Umweltenergierecht 2021, S. 12). Die belieferten LetztverbraucherInnen müssen im selben Flur-

stück oder hinter demselben Umspannwerk liegen. Alternativ kann auch eine Zuordnung erfolgen, 

wenn eine Entfernung von 500 m von der Erzeugungsanlage zu den Verbrauchsanlagen nicht 

überschritten wird (Stiftung Umweltenergierecht 2021, S. 46). Die Bestimmung der geteilten 

Strommenge soll mittlerweile über eine flexible Aufteilung erfolgen, bei der stündlich und ganz-

jährig dynamische Koeffizienten durch die NutzerInnen vereinbart werden. Bislang erfolgte dies 
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auf eine fixe Art, d.h. die erzeugten Strommengen wurden zwischen den AkteurInnen aufgeteilt 

(S.22). 

Aufbauend auf den theoretischen Grundlagen schließt sich die Beschreibung der verwendeten 

Methodik dieser Forschungsarbeit an. 
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3 Methodik 
Das Kapitel zeigt die aufgestellten Forschungsfragen und erläutert, wie die Marktanalyse, die 

ExpertInneninterviews, die qualitative Inhalts- sowie Sensitivitätsanalyse durchgeführt werden.  

3.1 Forschungsfragen 

Da die vorliegende Forschungsarbeit einen induktiven Forschungsansatz nutzt, werden im Fol-

genden die Forschungsfragen genannt, auf die Antworten gefunden werden sollen: 

 Welches Potential bietet Energy Sharing und welche Barrieren liegen in der Regulatorik 

des deutschen Energiemarktes vor? 

 Sollte Energy Sharing gefördert werden? 

 Wie können Energy Sharing Konzepte umgesetzt werden und welche Handlungsemp-

fehlungen für Ökostromversorger lassen sich aus den Erkenntnissen ableiten? 

3.2 Marktanalyse 

Im Zuge dieser Forschungsarbeit wird eine kurze Marktanalyse durchgeführt, um Auskunft dar-

über geben zu können, welche Rolle Energy Sharing nach der Einführung in der Zukunft spielen 

kann. 

 

Laut Berekoven et. al (2009) bedingt der Prozess einer Produkteinführung eine Marktanalyse. 

Diese wird durchgeführt, um sich mit dem Zielmarkt zu beschäftigen und gibt eine erste Orientie-

rung zur Situation am Markt. Dabei wird zunächst der Gesamtmarkt mithilfe von Quellen aus der 

Sekundärmarktforschung analysiert (Berekoven et al. 2009, S. 325) Dies sind unter anderem 

statische Ämter oder Verbände, Institute, Verlage, Fachzeitschriften und Datenbanken (Bere-

koven et al. 2009, S. 326). Auf Grundlage der gesammelten Daten können Empfehlungen hin-

sichtlich des Zielmarktes abgegeben werden. Es folgt dann die Analyse des Zielmarktes mithilfe 

von Daten aus Panelstudien, was in der vorliegenden Forschungsarbeit ausgelassen wird, da der 

wissenschaftliche Fokus nicht auf der Marktforschung liegt (Berekoven et al. 2009, S. 325). 

3.3 Experteninterviews  

Experteninterviews sind von Bedeutung, da das ExpertInnenwissen als Handlungsanleitung und 

Orientierungshilfe von anderen AkteurInnen genutzt wird, was ihnen einen Einfluss in eigene oder 

fremde Fachbereiche ermöglicht. Das Wissen der Experten ist außerdem reflexiv, kohärent und 

zweifelsfrei. Bogner et al. (2014) führen außerdem den möglichen Einfluss auf die Politik an (Bog-

ner et al. 2014, S. 13–14). Eine vollumfassende Befragung ist davon gekennzeichnet, dass auch 



 

37 
 

Gegenpositionen, die ebenfalls einen Einfluss haben, Teil der Forschung sind. Dies stellt sicher, 

dass keine wichtigen Argumente vernachlässigt wurden (Bogner et al. 2014, S. 33). 

Wenn aufgrund von fehlenden Ressourcen keine Erhebung in dem Maße möglich ist, dass alle 

existierenden ExpertInnen befragt werden können, muss eine Auswahl getroffen werden. Diese 

Auswahl muss nachvollziehbar dargestellt und begründet werden. In dem Fall, dass es jedoch 

nicht zahlreiche Experten im untersuchten Forschungsrahmen gibt, wird empfohlen, dass alle 

relevanten ExpertInnen befragt werden. Meist gibt es bereits ein gewisses Netzwerk, in dem die 

Befragten bereits in Kontakt getreten sind. Dadurch wird die Teilnahmebereitschaft gesteigert, da 

sie ihr Wissen ebenfalls berücksichtigen lassen wollen (Bogner et al. 2014, S. 33). 

Im Zuge der ExpertInneninterviews gibt es verschiedene Erkenntnisziele, die sich in der Heran-

gehensweise und der Art der gewonnenen Informationen unterscheiden. Das Ziel eines systema-

tisierenden Interviews liegt vor allem in der Gewinnung von Sachwissen, dass über technische 

Zusammenhänge oder Prozesse aufgrund von praktischem Bezug und Erfahrungen zum Thema 

vorliegt, welches die ExpertInnen als BeraterInnen besitzen. Das Wissen steht den ExpertInnen 

zur Verfügung, ohne dass sie sich vorab auf das Gespräch vorbereiten müssen, sodass ein di-

rektes Abfragen möglich ist. Diese Art von Interview wird verwandt, um bestehende Forschungs-

lücken aus der bestehenden Literatur zu schließen. Die Durchführung erfolgt mit einem Ge-

sprächsleitfaden, dessen Erstellung im Folgenden näher beschrieben wird. Die Auswertung er-

folgt über eine qualitative Inhaltsanalyse (Bogner et al. 2014, S. 23–24). 

Eine persönliche Gesprächsdurchführung wird empfohlen, da das Gespräch generell informativer 

und kontrollierbarer ist. In der Forschung herrscht eine gewisse Skepsis gegenüber Telefoninter-

views hinsichtlich der Methodik, da das Interview durch Ablenkung oder schwindender Konzen-

tration gestört werden kann (Bogner et al. 2014, S. 37). Während der Durchführung des Interviews 

wird das Gespräch mit einem Aufnahmegerät für eine anschließende Auswertung aufgezeichnet. 

Ein gleichzeitiges Protokollieren der Informationen führt insgesamt zu einer weniger detaillierten 

Mitschrift und das Gespräch verliert an Qualität (Bogner et al. 2014, S. 38). 

Es folgen Erläuterungen zu dem Gesprächsleitfaden. 

Während der Vorbereitung auf bevorstehende teilstrukturierte ExpertInneninterviews im Rahmen 

qualitativer Forschung werden Gesprächsleitfäden erstellt. Sie dienen als Strukturierungshilfe vor 

der Gesprächsdurchführung und währenddessen als Orientierungshilfe (Bogner et al. 2014, S. 

26–27). 

Laut Bogner et al. (2014) entwickelt sich der Gesprächsleitfaden während der Forschungsarbeit 

stetig weiter, da Informationen aus bestimmten Themenbereichen in den ersten 
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systematisierenden Interviewgesprächen schon vollständig gesammelt werden können. Dadurch 

erweitert sich die Datengrundlage und es können neue, gezieltere Fragestellungen entstehen, 

sodass der Leitfaden angepasst werden kann (Bogner et al. 2014, S. 28). Außerdem treten Un-

terschiede in beruflicher Ausbildung oder Position auf, sodass der Leitfaden auch dahingehend 

angepasst werden sollte. Dies ist realisierbar, wenn das semistrukturierte Interview aus allgemei-

nen Basisfragen besteht, die je nach ExpertIn spezifiziert werden (Bogner et al. 2014, S. 28). In 

dem Abschnitt 0 wird erläutert, was die ExpertInnen unterscheidet. Laut Szichta und Tietze (2020) 

sorgt eine Heterogenität der ExpertInnen für differenzierte Themenschwerpunkte während der 

Interviews. Aufgrund von gestellten Hauptfragen und ergänzenden Teilfragen auf Grundlage des 

Gesprächsleitfadens kann das Gespräch flexibel auf die Situation und Person angepasst werden, 

ohne dabei unvollständig zu sein oder die Vergleichbarkeit zwischen den Gesprächen zu gefähr-

den (Szichta und Tietze 2020, S. 112). 

Es wird davon ausgegangen, dass das vorherige Zusenden des Leitfadens in der Regel nicht 

notwendig ist, da die ExpertInnen sich nicht zusätzlich auf das Gespräch vorbereiten müssen und 

allgemeine Hinweise zu den Themenblöcken ausreichen. Wenn die Interviews stattfinden, weil 

detaillierte Informationen generiert werden sollen, kann eine vorherige Vorbereitung jedoch sinn-

voll sein, sodass die ExpertInnen nicht spontan antworten müssen. Außerdem kann auch der 

Wunsch des Gesprächspartners oder die Notwendigkeit Vertrauen aufbauen zu müssen, dazu 

führen, dass der Leitfaden verschickt werden sollte (Bogner et al. 2014, S. 28–29). 

Bogner et al. (2014) empfehlen für ein Experteninterview mit einer Dauer von einer bis zwei Stun-

den einen Gesprächsleitfaden mit drei bis acht verschiedenen Themenblöcken auf einer bis 

sechs Seiten je nach Unsicherheit der InterviewerInnen. Ein Block besteht aus ein bis drei zent-

ralen Pflichtfragen unabhängig von den ExpertInnen und nachfolgenden detaillierteren Nachfra-

gen, die abhängig von den Hauptfragen sind und Einzelaspekte genauer untersuchen. Je nach 

GesprächspartnerIn entstehen an dieser Stelle ebenfalls Abweichungen in dem Gesprächsleitfa-

den. Falls die interviewten Personen durch die Hauptfragen bereits ausreichend Gesprächsanreiz 

bekommen haben und Themenblöcke vollständig beantwortet werden, entfällt die Notwendigkeit 

der Nachfragen. Damit dieser auch grafisch eine Orientierungshilfe während des Gespräches 

gewährleistet, ist es sinnvoll, die Form einer Gliederung mit nachgelagerten Fragen und verschie-

denen Formatierungen zu wählen (Bogner et al. 2014, S. 26–27). 

3.4 Qualitative Inhaltsanalyse 

Im Kapitel 3.3 wurde bereits erläutert, dass die systematisierenden Interviews mit den ExpertIn-

nen durchgeführt werden, um Informationen zu generieren. Für die Auswertung eignet sich die 

qualitative Inhaltsanalyse, da die ExpertInnen die Informationen, die generiert werden sollen, 
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aufgrund ihrer Tätigkeiten abrufen können (Bogner et al. 2014, S. 72). In der Analyse wird nach 

Antworten gesucht, die man sich zu bestimmten Zuständen und Prozessen gestellt hat. Dies ge-

schieht über das Erschließen von kausalen Abhängigkeiten durch den Vergleich abgegebener 

Antworten (Bogner et al. 2014, S. 73). Im Vergleich zu anderen Analysemethoden, kommt es 

nicht zu einer rein freien Interpretation. Die qualitative Inhaltsanalyse erfolgt nach strengen Re-

geln. Dieses systematische Vorgehen spiegelt sich innerhalb der einzelnen Analyseschritte wider, 

auf die im Folgenden genauer eingegangen wird. Diese systematische Form der Analysemethode 

ermöglicht schlussendlich eine intersubjektive Überprüfbarkeit (Baur und Blasius 2019b, S. 635–

636). 

Bogner et al. (2014) orientieren sich an quantitativen Analysemethoden, die einen hohen An-

spruch an Wissenschaftlichkeit haben (Bogner et al. 2014, S. 71) und begründen die Schemati-

sierung mit der Voraussetzung, dass Intersubjektivität nachvollziehbar sein muss. 

Grundlage für die Auswertung mithilfe einer qualitativen Inhaltsanalyse ist ein Kategoriensystem, 

welches auf das Untersuchungsmaterial angewandt wird (Bogner et al. 2014, S. 69). Das System 

ist eine Zusammenfassung aller verwendeten Kategorien, anhand derer das Material untersucht 

und eingeordnet wird. Die Kategorienformulierungen sind Kurzformulierungen, die sich dabei nah 

an das Untersuchungsmaterial halten. Durch verwendete Kategorien ist eine hierarchische Ord-

nung des Materials möglich, da man Ober- und Unterkategorien erstellen kann (Baur und Blasius 

2019a, S. 634). Abbildung 13 zeigt den schematischen Ablauf der Kategorienbildung mit elf Ar-

beitsschritten, die sich grundlegend zwischen induktiver oder deduktiver Forschungsausrichtung 

unterscheiden. Zunächst muss die Fragestellung präzisiert und theoretisch begründet werden, 

um eine Auswahl und eine Charakterisierung des Materials zu ermöglichen. Danach kann das 

Untersuchungsmaterial in ein Kommunikationsmodell eingeordnet werden, um Schlussfolgerun-

gen zu ermöglichen, die über Gesprochenes innerhalb der Interviews hinausgehen und die Rich-

tung der Analyse wird bestimmt. In dieser Forschungsarbeit basiert die Einordnung des Untersu-

chungsmaterials auf den unterschiedlichen InterviewpartnerInnen, die bewusst aus verschiede-

nen Bereichen innerhalb der Energiebranche  ausgewählt wurden  (Baur und Blasius 2019a, S. 

636–640). 
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Im vierten Arbeitsschritt basierend auf der Abbildung 13 werden die Analyseeinheiten festgelegt, 

welche im Folgenden benannt werden: 

 

Abbildung 13:  Ablaufmodell induktiver Kategorienbildung und deduktiver Kategorienanwendung, (Baur und 
Blasius 2019b, S. 640) 

Abbildung 14: Einteilung der Analyseeinheiten, eigene Darstellung
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Mit der Kodiereinheit wird der kleinste Textumfang aus dem Untersuchungsmaterial festgelegt, 

der einer Kategorie zuzuordnen ist. Dies können mehrere Wörter sein, die zusammen einen Sinn 

ergeben. Mit der Kontexteinheit wird darüber entschieden, welche Verbindung zwischen Material 

und Kodierung vorliegen muss und erklärt, warum so entschieden wurde. Die Auswertungseinheit 

gibt Aufschluss darüber, welche Textbestandteile innerhalb des Kategoriensystems gegenüber-

gestellt werden. Bei dem Ansatz der induktiven Herangehensweise zur Bildung der Kategorien 

findet die Gegenüberstellung des ganzen Untersuchungsmaterials statt. Andernfalls könnten es 

z.B. auch nur einzelne Sätze oder Antworten auf einzelne Interviewfragen sein (Baur und Blasius 

2019b, S. 636).  

Nachdem die Festlegung der Analyseeinheiten stattgefunden hat, wird die Entscheidung nach 

einem induktiven Ansatz, bei dem Kategorien aus dem Untersuchungsmaterial herausgebildet 

werden, oder einem deduktivem Ansatz getroffen. Letzteres nutzt Kategorien, die aus der Theorie 

abgeleitet und auf das eigene Untersuchungsmaterial angewandt werden. In der vorliegen For-

schungsarbeit wird eine induktive Herangehensweise gewählt, weswegen nur der linke Zweig 

innerhalb der Abbildung relevant ist (Baur und Blasius 2019b, S. 636–640). Die induktive Kate-

gorienbildung geht aus der zusammenfassenden Inhaltsanalyse hervor, bei der das Untersu-

chungsmaterial bereits so paraphrasiert wird, dass die wichtigsten Inhalte herausgearbeitet und 

reduziert werden. Diese Schritte entfallen, wenn eine induktive Kategorienbildung durch die De-

finition von Kategorien erfolgt, die sich aus dem Material heraus ergeben. In der vorliegenden 

Forschungsarbeit wird der Ansatz der Zusammenfassung genutzt, sodass die ExpertInneninter-

views in einer zusammenfassenden Weise protokolliert werden. Ähnlich zur zusammenfassen-

den Inhaltsanalyse wird verfahren, wenn nach einer ersten Entwicklung der einzelnen Kategorien, 

diese zu Hauptkategorien zusammengefasst werden (Baur und Blasius 2019b, S. 637). 

Auf Grundlage der festgelegten Regeln werden den Kategorien nun Textstellen zugeordnet. Die 

Analysestruktur kann sich im Laufe dieses Prozesses verändern, indem die Regeln in einem ers-

ten Analysedurchlauf an das Untersuchungsmaterial angeglichen werden. In der endgültigen 

Auswertung ab dem neunten Arbeitsschritt nach Abbildung 13 sind die Regeln jedoch konstant zu 

halten.  

Im fünften Arbeitsschritt werden die Definitionen der Kategorien festgelegt und anschließend das 

Abstraktionsniveau bestimmt, was Auskunft darüber gibt, wie allgemein die Kategorien formuliert 

werden können. Danach kann mit der induktiven Bildung der Kategorien begonnen werden. Im 

achten Arbeitsschritt wird das aufgestellte Kategoriensystem überarbeitet und es erfolgt ein In-

tracodercheck, bei dem nach der ersten Analyse ohne Berücksichtigung der vorherigen Katego-

risierung erneut ausgewertet wird. Diese Kontrolle gibt Aufschluss darüber, wie stabil und ver-

lässlich das bisherige Vorgehen war. 

Im nächsten Schritt kann ein endgültiger Durchgang des Untersuchungsmaterials stattfinden. Im 
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vorletzten Arbeitsschritt wird die Objektivität der Analyse mithilfe der /einer Intercoder-Reliabili-

tätsprüfung untersucht. Dafür wird eine weitere Person zur Auswertung benötigt wird, wodurch 

sich Übereinstimmungen im erstellten Kodiersystem zeigen. Im Zuge dieser Forschungsarbeit 

muss daher davon abgesehen werden, da sie eigenständig verfasst wird. Durch die Festlegung 

der Analyseeinheiten können die zwei Gütekriterien Intra- und Intercoderüberprüfungen mit der 

Validierung von Sinnhaftigkeit erfolgen.   

Schließlich kann die qualitative und quantitative Analyse der Kategorien durchgeführt werden. 

(Baur und Blasius 2019b, S. 636–640). 

3.5 Sensitivitätsanalyse 

Sensitivitätsanalysen finden in der Praxis oft Anwendung, wenn der Zusammenhang zwischen 

den Inputgrößen und dem Output analysiert werden soll. Dadurch kann zum einen gezeigt wer-

den, ab wann ein Output einen gewissen kritischen Wert über- oder unterschreitet oder wie sich 

der Wert ändert, wenn man die Inputgrößen auf eine bestimmte Art variiert (Blohm et al. 2012, S. 

230). 

Wie sich z.B. der Kapitalwert als Output ändert, kann über ein Verfahren ermittelt werden, bei 

dem unsichere ursprüngliche Inputwerte um gewisse Prozentsätze zur Ausgangsbetrachtung va-

riiert werden. Meist wird ein Wert von 10% gewählt, ohne dass dafür eine sinnvolle Begründung 

vorliegt. Außerdem kann auch eine Differenzbetrachtung zu einem oberen oder unteren Grenz-

wert erfolgen. Dadurch kann untersucht werden, wie sich der Output verändern würde, wenn sich 

Inputgrößen in Zukunft in optimistischer oder pessimistischer Betrachtungsweise entwickeln wür-

den. Abbildung 15 zeigt die Arbeitsschritte, die für diese Art der Sensitivitätsanalyse notwendig 

sind. 

 

1
•Auswahl unsicherer Inputgrößen

2
•Berücksichtigung der Abhängigkeiten zwischen den veränderlichen Größen
•Aufstellen der z.B. Kapitalwertfunktion

3
•Festlegung der Inputgrößenveränderung bezogen auf den Ausgangswert

4

•Variierung einzelner Inputgrößen oder Kombinationen unter sonst gleichen 
Bedingungen

•Analyse über die Outputgrößenveränderung

Abbildung 15: Ablauf des Verfahrens zur Ermittlung der Outputänderung bei vorgegebener Inputände-
rung, (Blohm et al. 2012, S. 232)  
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Nach der Durchführung der Analyse können Aussagen darüber abgeleitet werden, welchen Ein-

fluss die untersuchten unsicheren Inputgrößen haben können. Durch die Gewinnung zusätzlicher 

Informationen kann deren Unsicherheit reduziert wird.  

Im folgenden Kapitel werden die vorgestellten Analysen durchgeführt.  
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4 Analysen 
Das Kapitel befasst sich mit der Durchführung der Analysen, deren Methodik im vorherigen Ka-

pitel erläutert wurden. Es wird das Vorgehen im Zuge der Marktanalyse, der ExpertInneninter-

views, der qualitativen Inhalts- und Sensitivitätsanalyse dargelegt.   

4.1 Marktanalyse 

Um zu skizzieren, welche Rolle Energy Sharing zukünftig spielen kann, wird eine vereinfachte 

Marktanalyse durchgeführt. Dafür wurden in der vorliegenden Forschungsarbeit für den Gesamt-

markt bereits vorliegende Sekundärmarktforschungsergebnisse genutzt, um daraus Aussagen 

über den Zielmarkt ableiten zu können.  

Auf Grundlage der Quelle zur Definition und Marktanalyse von Bürgerenergie in Deutschland er-

folgte die Analyse unter der Verwendung folgender Eingrenzungskriterien: Märkte und Installa-

tion, Messgrößen und AkteurInnengruppen. Tabelle 4 fasst die relevanten Kriterien zusammen. 

Da in der vorliegenden Forschungsarbeit Energy Sharing Konzepte mit den Erzeugungsanlagen 

Windenergie an Land oder Photovoltaik berücksichtigt werden, erfolgte die Analyse hinsichtlich 

des Strommarktes für diese beiden Energiequellen. Dabei wurde zum einen die installierte Leis-

tung als physikalische Messgröße herangezogen, als auch die Eigentümerstruktur als ökomische 

Messgröße (Trend Research 2013, S. 34).  

 
 

Die installierte Leistung für Erzeugungsanlagen, der für Energy Sharing relevanten Energiequel-

len, ist in den letzten Jahren stetig gestiegen. Um die Klimaschutzziele erreichen zu können, ist 

mit einer konstanten Leistungssteigerung zu rechnen. Die Leistung betrug laut Abbildung 16 aus 

Photovoltaikanlagen 54 Gigawatt - bei der Windenergie 62 Gigawatt im Jahr 2020 

(Umweltbundesamt 2021b). Dabei sind für die Windenergie laut BWE (2020) 6,5 Gigawatt für 

Windenergieanlagen auf See abzuziehen, die für Energy Sharing Konzepte aufgrund ihrer 

Strom
Photovoltaik
Windenergie (Onshore)
Physische Größen
Installierte Leistung
Ökonomische Größen
Eigentümerstruktur

Akteursgruppen
Bürgerenergie im weiteren 
Sinne

Märkte und Installation

Messgrößen

Tabelle 4: Markt, Messgrößen und Akteursgruppe der Marktanalyse, eigene Darstellung 
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fehlenden Regionalität und Entfernung zu den Menschen irrelevant sind und auch in der vorlie-

gende Forschungsarbeit nicht berücksichtigt werden (Bundesverband Windenergie 2020). 

 

 

Wie bereits erwähnt, wird neben der physischen Messgröße auch die Eigentümerstruktur als öko-

nomische Messgröße in die Analyse einbezogen. An dieser Stelle wird darauf verwiesen, dass 

sich die Analyse auf Photovoltaikanlagen im Eigentum von Privatpersonen beschränkt und keine 

Gewerbeanlagen berücksichtigt. Abbildung 17 zeigt, dass im Jahr 2019 bereits 40,4% der Erneu-

erbaren Energien in Bürgerhand von Privatpersonen und LandwirtInnen lagen. Der Rest verteilt 

sich auf Energieversorger, Fonds oder Banken, Projektierern, Gewerbe oder sonstigen Eigentü-

merInnen. Laut Agentur für Eneuerbare Energien lagen 2019 48%, d.h. fast die Hälfte der 

Abbildung 16: Entwicklung der installierten Leistung zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien,
(Umweltbundesamt 2021b) 

Abbildung 17: Erneuerbare Energien in Bürgerhand, (Agentur für Erneuerbare Energien 2021)
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bundesweit installierten Leistung von Photovoltaikanlagen im Eigentum von Privatpersonen und 

LandwirtInnen und 40,6% bei der Windenergie an Land (Agentur für Erneuerbare Energien 2021).  

4.2 ExpertInneninterviews 

Es wird dargestellt, wie die Auswahl der ExpertInnen stattfindet, der Gesprächsleitfaden erstellt 

und die Interviews durchgeführt werden. 

4.2.1 Auswahl der ExpertInnen  

Um die identifizierten Lücken der Literaturrecherche bei dem Thema Energy Sharing zu schlie-

ßen, wurde auf eine Heterogenität in der Auswahl der ExpertInnen geachtet. Dadurch ist es mög-

lich, verschiedene Sichtweisen zu berücksichtigen. Es lassen sich die Anforderungen an Energy 

Sharing Konzepte sowie deren Potential und Barrieren umfassender abbilden.  

Es wurden ExpertInnen ausgewählt, die ausschließlich in Deutschland tätig sind, da davon aus-

zugehen war, dass sie neben den Kenntnissen hinsichtlich Energy Sharing am stärksten mit der 

deutschen Energieregulatorik vertraut sind. Sie wurden dahingehend ausgewählt, dass sie für die 

Innovation von Bedeutung sein können. Dies sind Anbieter, Hersteller, Nutzergruppen, gesell-

schaftliche Gruppen, Behörden, Forschungsnetzwerke und Finanznetzwerke (Gährs und 

Knoefel, S. 2). In der vorliegenden Forschungsarbeit waren Personen von Interesse, die sich 

beruflich mit dem Thema auseinandersetzen und zukünftig Energy Sharing Konzepte anbieten 

oder diese unterstützen, beraten oder von ihnen beeinflusst werden. Dazu gehören hauptsächlich 

die sieben Gruppen Verteilnetzbetreiber, Verband, Forschung / Beratung / Projektentwicklung 

Wind, Recht, Stadtwerk / EVU sowie die Produktentwicklung, die in Abbildung 18 dargestellt. 

Insgesamt beläuft sich die Forschung auf 18 ExpertInnen. Um ExpertInnen zu befragen, die sich 

ebenfalls mit Bedürfnissen der zukünftigen NutzerInnenseite auskennen. Sechs der achtzehn 

Personen wurden hinzugezogen, die als ExpertInnen auch die Bedürfnisse der zukünftigen Nut-

zerInnenseite darstellen können. Diese weitere Gruppe lässt sich verschiedenen Verbänden zu-

ordnen, die sich beruflich mit dem Thema Energy Sharing auseinandersetzen. Dies ist relevant, 

weil Energy Sharing Konzepte keine reine Ingenieursthematik sind, sondern besagte Privatper-

sonen einschließen. Ausgeschlossen wurde der Finanzsektor, da dieser keinen entscheidenden 

Einfluss auf die Energy Sharing Projekte hat. Die Wirtschaftlichkeit wird von der Regulatorik be-

einflusst, worüber ausgewählte ExpertInnen umfassende Aussagen abgegeben haben. Die Bun-

desnetzagentur und politische EntscheidungsträgerInnen sind zwar von Interesse für das Thema, 

jedoch nicht Teil der ExpertInnengruppe, da keine geeigneten Personen zu einer Teilnahme be-

reit waren.  
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4.2.2 Gesprächsleitfaden und Durchführung der Interviews 

Damit die Interviews vergleichbar sind, wurde ein Gesprächsleitfaden erstellt, der aus sieben Ka-

tegorien besteht. Gährs und Knoefel (2020) wurden als Grundlage für die Kategorienbildung ge-

nutzt. Die Fragen wurden dahingehend formuliert, dass die Forschungslücke abgedeckt wird, die 

hinsichtlich der Umsetzbarkeit von Energy Sharing im deutschen Energiemarkt im Zuge der Lite-

raturrecherche deutlich wurde. Ergänzende Fragen innerhalb der Interviews entschieden sich je 

nach beruflichem Hintergrund der ExpertInnen, die fachlich fundiert in ihren eigenen Arbeitsbe-

reichen waren. Beispielsweise konnten die ExpertInnen aus Gruppe 5: Recht leichter Aussagen 

zu gesetzlichen Grundlagen treffen als beispielsweise die Gruppe 7: Produktentwicklung, bei der 

im Vergleich weniger Nachfragen zu der Kategorie Umsetzung erforderlich waren. Der vollstän-

dige Gesprächsleitfaden inklusive aller gestellten Fragen befindet sich im Anhang. 

Die Kategorien umfassen im ersten Schritt die Einwilligungserklärung sowie Eröffnung des Ge-

sprächs. Es folgten die sechs Kategorien: 

 2. Gesetzliche Grundlagen 

 3. Potential 

 4. Regulatorischer Rahmen 

Abbildung 18: ExpertInnen und Gruppenzuordnung, eigene Darstellung
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 5. Förderung 

 6. Umsetzung 

Unter den Fragen befanden sich verpflichtende Fragen, die bei jedem Interview gestellt wurden, 

sowie ergänzende, je nachdem wie weit die ExpertInnen sich bereits geäußert haben. In der Er-

öffnung wurden zunächst Fragen gestellt, die das Hintergrundwissen der ExpertInnen zum 

Thema Energy Sharing adressierten und nach der Definition der ExpertInnen hinsichtlich der Be-

grifflichkeiten Energy Sharing und Renewable Energy Communities fragten. Dadurch konnte si-

chergestellt werden, dass sich die ausgewählten Personen für die Interviews eigneten. Alle Ex-

pertInnen konnten die Begriffe definieren und bestätigen, dass sie sich bereits mit dem Thema 

auf Grundlage der RED II beschäftigt hatten. Die zweite Kategorie wurde genutzt, um Missstände 

in der gesetzlichen Grundlage von Energy Sharing abzufragen, damit anschließend Handlungs-

empfehlungen für die Politik abgeleitet werden können. Die nächsten beiden Kategorien wurden 

genutzt, um Erkenntnisse abzuleiten, wie relevant Energy Sharing für, beispielsweise Ökostrom-

versorger, zukünftig sein kann. Da alle Fragen offen gestellt wurden, wurde die Meinung der Ex-

pertInnen nicht beeinflusst. Die Antworten konnten an dieser Stelle mit den bestehenden Erkennt-

nissen aus der Literatur verglichen werden. Die Kategorie Förderung wurde genutzt, um die Ein-

stellung der ExpertInnen abzufragen und Fragen hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit von Energy 

Sharing Konzepten zu beleuchten. Diese und die letzte Kategorie wurden ebenfalls genutzt, um 

Informationen zu generieren, die für die Erstellung von Handlungsempfehlungen für Ökostrom-

versorger genutzt wurden.  

Die Durchführung der Interviews erfolgte ausschließlich mithilfe von Videoanrufen über die Soft-

ware Teams. Eins der Gespräche erfolgte auf Englisch und alle weiteren auf Deutsch. Das Pro-

tokoll wurde dabei ursprünglich in Englisch verfasst und befindet sich im Anhang, der den prüfen-

den Personen vorliegt. Für die weitere Auswertung wurden die Aussagen übersetzt. Die Gesprä-

che wurden für die anschließende Anfertigung der Gesprächsprotokolle zeitgleich mit einem Auf-

nahmegerät aufgezeichnet und waren zwischen 41 bis 68 Minuten lang. Dabei wurden auch Fra-

gen an die Forscherin gestellt, was einen Gesprächscharakter erzeugte. Es war demnach weni-

ger eine klassische Interviewsituation, bei der nur die ExpertInnen auf Fragen antworteten. Le-

diglich bei E1 kam es zu technischen Schwierigkeiten, weswegen das Interview abgebrochen 

werden musste und am Folgetag fortgeführt wurde. Die Gespräche fanden auf beiden Seiten in 

einer ruhigen Atmosphäre statt. Sie wurden anschließend nur so weit zusammenfassend proto-

kolliert, dass die Informationen nicht verloren gingen.  
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4.3 Qualitative Inhaltsanalyse 

Mithilfe der qualitativen Inhaltsanalyse werden Antworten auf die folgenden Forschungsfragen 

gesucht: 

 Welches Potential bietet Energy Sharing und welche Barrieren liegen in der Regulatorik 

des deutschen Energiemarktes vor? 

 Sollte Energy Sharing gefördert werden? 

 Wie können Energy Sharing Konzepte umgesetzt werden und welche Handlungsem-

pfehlungen für Ökostromversorger lassen sich aus den Erkenntnissen ableiten? 

Auf Grundlage der Forschungsfragen und des erstellten Gesprächsleitfadens wurden die fünf 

Hauptkategorien der Auswertung als Themengebiete deduktiv abgeleitet. Diese waren durch die 

Struktur des Leitfadens vorgegebenund deckten sich zum Teil mit den dort vergebenen Katego-

rien.  

Zur Auswertung der Ergebnisse war das Festlegen der Analyseeinheiten notwendig. Dies bein-

haltete die Kodiereinheit, die Kontexteinheit und die Auswertungseinheit. Die Kodiereinheit um-

fasste mindestens eine Aussage der ExpertInnen, die in Sätzen dem Untersuchungsmaterial ent-

nommen wurden. Die Kontexteinheit gibt die Verbindung zwischen dem Untersuchungsmaterial 

und der Kodierung vor. Da die Hauptkategorie deduktiv aus dem Gesprächsleitfaden abgeleitet 

wurde, erfolgt an dieser Stelle die Begründung, nach welchen Kriterien die Sub- bzw. Subsubka-

tegorien gewählt wurden. Im Anhang befinden sich diese Kontexteinheiten detailliert mit jeweils 

einem Beispiel für alle Kategorien. Es erfolgt ein beispielhafter Auszug zur Verdeutlichung in Ta-

belle 5.  

 

Es werden die Kategorien aufgelistet und begründet, unter welchen Voraussetzungen das Unter-

suchungsmaterial den Kategorien zugeordnet wurde. Da die Unterkategorien induktiv entwickelt 

Kategoriensystem Beispiel Kategorienbildung
Beispiel 
Zusammenfassung ExpertIn Gruppe

Hauptkategorie HK1: 
Gesetzliche Grundlagen

Subkategorie HK1_SK1: 
Definition

Subsubkategorie HK1_SK1_SSK1: 
Renewable Energy Communities

beinhaltet Definitionen und weitere 
Ausführungen zu der Begrifflichkeit 
"Renewable Energy Communities"

RECs sind wie Bürgerenergiegesellschaften zu 
definieren 
mit regionalem Zusammenhang über 
Landkreisgrenzen hinaus E1 G2

Subsubkategorie HK1_SK1_SSK2: 
Energy Sharing

beinhaltet Definitionen und weitere 
Ausführungen zu der Begrifflichkeit "Energy 
Sharing"

Energy Sharing zwar neuer Begriff, aber bereits 
unter dem Begriff Kundenanlage bekannt - auch bei
 Netzbetreibern, bei der Kleinstnetze an Netz des 
Netzbetreiber angeschlossen sind zur 
Ermöglichung des Energieaustausches ohne 
Einbindung des VN E14 G1

Diese Hauptkategorie umfasst Aussagen, in denen Definitionen, Missstände, deren Gründe und positive Entwicklungen 
hinsichtlich Energy Sharing und RECs thematisiert werden.

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen Definitionen thematisiert werden.

Tabelle 5: Kontexteinheiten innerhalb des Kategoriensystems der HK1_SK1, eigene Darstellung
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worden sind, wurden innerhalb des Kategoriensystems das gesamte Untersuchungsmaterial der 

ExpertInnen gegenübergestellt und die Aussagen pro Kategorie miteinander verglichen. Das Abs-

traktionsniveau innerhalb des Kategoriensystems sah so aus, dass sich die Kategorien inhaltlich 

aus den Zusammenfassungen der ExpertInnen ergaben. Sie mussten nicht zwangsläufig be-

stimmte Begrifflichkeiten enthalten. Dies wird mit einem Beispiel aus der Zusammenfassung der 

ExpertInnenaussagen unter Angabe der ExpertInnennummer und der Gruppenzuordnung ver-

deutlicht.  

Die einzelnen Fragen waren ursprünglich Themenblöcken innerhalb des Leitfadens zugeordnet. 

Im Laufe der Auswertung wurden die Haupt- und Nachfragen aus dem Gesprächsleitfaden teil-

weise anders strukturiert und dem erstellten Kategoriensystem zugeordnet. Die Zuordnung ist im 

Anhang zu finden. Alle Hauptfragen, außer die eröffnenden Fragen zu der Einordnung der Per-

sonen und ihrem Kenntnisstand, wurden dabei aufgeführt. Folgende zwei Fragen aus dem ur-

sprünglichen Gesprächsleitfaden wurden nicht ausgewertet und dienten lediglich der Überprü-

fung, ob sich die InterviewteilnehmerInnen als ExpertInnen eigneten:  

 Wie würden Sie Ihren energiewirtschaftlichen Hintergrund kategorisieren? 

 Welche Berührungspunkte haben Sie bereits mit Energy Sharing? 

Nach Zuordnung der Fragen zu den Hauptkategorien wurden die abgegebenen Antworten inner-

halb der Protokolle den Hauptkategorien zugeordnet. Es erfolgte eine Zusammenfassung der 

Antworten, woraus sich Subkategorien induktiv ableiten ließen und ein erstes Kategoriensystem 

entstand. Alle entstandenen Subkategorien pro InterviewteilnehmerIn wurden in einer separaten 

Tabelle zusammengetragen und die Zuordnung der ExpertInnen den Gruppen hinzugefügt.  

Anhand des Kategoriensystems wurden alle Aussagen aus dem Untersuchungsmaterial aller Ex-

pertInnen und deren Zusammenfassungen zugeordnet. Ein Auszug ist beispielhaft im Anhang mit 

willkürlichen gewählten ExpertInnenmeinungen zu sehen. Eine detaillierte Ausarbeitung steht den 

prüfenden Personen in einem separaten Dokument unter dem Namen „Induktive Kategorienbil-

dung“ zur Verfügung. 

Im Laufe des ersten Analysedurchgangs ergab sich eine angepasste Analysestruktur, sodass die 

Zuordnung einiger Zusammenfassungen zu anderen Kategorien sinnvoller war. Das System und 

die Regeln wurden danach finalisiert und blieben daraufhin unverändert. Das finale Kategorien-

system ist dem Anhang zu entnehmen. 

Durch dieses Arbeitssystem konnte untersucht werden, ob Synonyme innerhalb der Bezeichnun-

gen der Subkategorien verwandt wurden. In diesem Fall wurde die Subkategorie durch das Re-

ferenzwort ersetzt, um eine erste Reduktion der Subkategorien vorzunehmen. Bei einer erneuten 
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Überprüfung aller Zusammenfassungen und Subkategorien wurde weiterhin geprüft, ob sich ge-

eignete Subsubkategorien ergaben, sodass die Auswertung strukturierter erfolgen konnte. War 

dies der Fall, wurden diese Subsubkategorien erstellt.  

In einem weiteren Analyseschritt wurde überprüft, ob Subkategorien mit einer ähnlichen Bedeu-

tung vorlagen. Jene wurden dementsprechend zusammengefasst, wodurch sich das Kategorien-

system reduzierte. Auch bei dieser Überprüfung ergab sich, dass Zusammenfassungen besser 

zu anderen Subkategorien passten, woraufhin Änderungen und fortlaufende Anpassungen vor-

genommen wurden.  

Abschließend wurde das System mit einem Intracodercheck überprüft, um eine Verlässlichkeit 

der Vorgehensweise zu gewährleisten. Dabei wurde noch einmal ausgewertet, ohne auf vorhe-

rige Kategorisierungen zu achten. An dieser Stelle wird nur darauf verwiesen, wie das Katego-

riensystem erstellt wurde. Das fertige System ist detailliert im Anhang angefügt. 

4.4 Sensitivitätsanalyse der Strompreisbestandteile  

Die Wirtschaftlichkeit spielt bei den Energy Sharing Projekten eine entscheidende Rolle. Damit 

eine Handlungsempfehlung abgegeben werden kann, welche Kostenbestandteile von Tarifen in 

der derzeitigen Stromlieferung reduziert werden sollten, um Energy Sharing Projekte attraktiver 

zu machen, wird eine Sensitivitätsanalyse durchgeführt. Im Zuge der Analyse wird der Strompreis 

mit den Strompreisbestandteilen des Ökostromtarifs von Greenpeace Energy zu Grund gelegt, 

der in Tabelle 6 abgebildet ist (Greenpeace Energy 2021). Der Strompreis beträgt aktuell 29,80 

ct/kWh. Die Netzentgelte mit 8,64 ct/kWh und die EEG-Umlage mit 6,50 ct/kWh sind dabei die 

größten Preisbestandteile, weswegen eine Reduktion für eine Stromnutzung innerhalb der 

Energy Sharing Konzepte den größten Einfluss hätte. Ob dies auf Grundlage der Empfehlungen 

der ExpertInnen am wahrscheinlichsten ist, wird in den folgenden Kapiteln erläutert. Es wird daher 

eine Sensitivitätsanalyse dieser beiden Bestandteile durchgeführt, um zu zeigen, wie sich der 

Strompreis in Cent für eine Kilowattstunde verändern würde, wenn sich beide Eingangsparameter 

um bestimmte prozentuale Abweichungen ändern.  
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Abbildung 19 zeigt die Änderung des Strompreises, wenn die Parameter EEG-Umlage und Netz-

entgelte gleichermaßen prozentual erhöht oder reduziert werden. Es zeigt, dass dabei die Netz-

entgelte bei gleicher prozentualer Veränderung einen größeren Einfluss auf den Preis haben. 

Dies ist damit zu begründen ist, dass der Ausgangswert der Netzentgelte von 8,64 ct/kWh bereits 

2,14 ct/kWh höher ist als der Ausgangswert der EEG-Umlage. Im Folgenden wird untersucht, 

welcher Strompreis sich ergibt, wenn beide Parameteränderung in Beziehung zueinanderstehen.  

 

In Abbildung 20 ist dargestellt, wie sich der Strompreis prozentual verändert, wenn sich die EEG-

Umlage reduziert. Die blaue Linie entspricht der derzeitigen Höhe der EEG-Umlage von 100%. 

Die orangene Linie zeigt ein Absenken der Umlage auf 40%, was dem Eigenverbrauchsprivileg 

entspreche. Die graue Linie gibt den Einfluss auf den Strompreis an, wenn die EEG-Umlage voll-

ständig entfällt. Wenn die EEG-Umlage in der Zukunft komplett entfallen würde (Agora 

Energiewende 2021), fällt der Vorteil für die Renewable Energy Communities weg.  

in ct/kWh
Strombeschaffung 5,01
Umsatzsteuer 4,76
Sonstige Abgaben und Umlagen 2,85
Stromsteuer (Ökosteuer) 2,05
Netznutzungsentgelte 8,64
EEG-Umlage 6,50
Strompreis 29,80

Tabelle 6: Preisbestandteile des Ökostromtarifs von Greenpeace Energy, eigene Darstellung

Abbildung 19: Sensitivitätsanalysen im Vergleich, eigene Darstellung
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Da die Netzentgelte den größeren Einfluss auf den Preis haben, hat deren Reduktion dies eben-

falls. Die Ersparnis bei einer Anpassung für die Communites tritt ausgeprägter auf, wenn sich die 

Netzentgelte aufgrund des Netzausbaus in der Zukunft erhöhen. Bei dem heutigen Stand der 

Netzentgelte würde der Strompreis laut Tabelle 7 bei einer Reduktion von 10 % bei 28,9 ct/kWh 

liegen. Erhielten die Communities zusätzlich die Gleichstellung mit Eigenverbrauch, wodurch 

große Projekt über 30 kWp nur 40 % EEG-Umlage zahlen müssten, läge der Strompreis nur noch 

bei 25 ct/kWh. Dies würde im Vergleich zu einer Stromlieferung, die beispielhaft mit einem 

Ökostromtarifs eines Ökostromversorgers erfolgen würde, eine Ersparnis von 4,8 ct/kWh bedeu-

ten, wenn der Strom innerhalb der Community bezogen wird.  

 

 

 

 

 

 

Abbildung 20: Sensitivitätsanalyse von der EEG-Umlage über variierten Netzentgelten, eigene Darstellung
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Im folgenden Kapitel erfolgt die Auswertung der Interviewergebnisse nach Anwendung der erläu-

terten Analyseschritte aus Abschnitt 4.3. 

 
 

in ct/kWh EEG-Umlage 100% 40% 0%
Netzentgelte 29,8 6,5 2,6 0

135% 11,6586 32,8 28,9 26,3
130% 11,2268 32,4 28,5 25,9
125% 10,795 32,0 28,1 25,5
120% 10,3632 31,5 27,6 25,0
115% 9,9314 31,1 27,2 24,6
110% 9,4996 30,7 26,8 24,2
105% 9,0678 30,2 26,3 23,7
100% 8,636 29,8 25,9 23,3
95% 8,2042 29,4 25,5 22,9
90% 7,7724 28,9 25,0 22,4
85% 7,3406 28,5 24,6 22,0
80% 6,9088 28,1 24,2 21,6
75% 6,477 27,6 23,7 21,1
70% 6,0452 27,2 23,3 20,7
65% 5,6134 26,8 22,9 20,3

Tabelle 7: Strompreis in ct/kWh bei Änderung der EEG-Umlage und Netzentgelte, eigene Darstellung
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5 Auswertung des Kategoriensystems 
In diesem Kapitel wird dargestellt, welche Ergebnisse die ExpertInneninterviews basierend auf 

dem erstellten Kategoriensystems lieferten. Dies erfolgt zunächst detailliert, wobei alle ExpertIn-

nen inkludiert sind. Die abschließende Zusammenfassung des Kapitels gibt einen komprimierten 

Überblick über die Auswertungsergebnisse. Die deduktiv abgeleiteten Hauptkategorien lassen 

sich in Sub- und teilweise in Subsubkategorien unterteilen, die induktiv ermittelt wurden. Die fünf 

Hauptkategorien sind Gesetzliche Grundlagen, Potential, Finanzielle Anreize, Umsetzung und 

Energiewirtschaftliche Aspekte.  

5.1 Gesetzliche Grundlagen  

Die Hauptkategorie gesetzliche Grundlagen lässt sich unterteilen in die Subkategorien Definition, 

Missstände, Gründe für Missstände und positive Entwicklungen. 

5.1.1 Subkategorie Definition 

Zunächst werden die Definitionen der Begrifflichkeiten Energy Sharing und Renewable Energy 

Communities zusammengetragen. An dieser Stelle wurde davon abgesehen, die Subsubkatego-

rien quantitativ auszuwerten, da jede Expertin oder jeder Experte eine Aussage abgegeben hat. 

Aussagen, die innerhalb der ExpertInnengruppe sehr deutungsnah auftraten, werden nicht wie-

derholend genannt, sodass Informationen zu vorherigen Aussagen ergänzend angeführt werden.  

 Subsubkategorie Energy Sharing 

Energy Sharing ist laut E14 aus G1 zwar ein neuer Begriff, aber thematisch auch bei Netzbetrei-

bern bereits als Kundenanlage bekannt. Bei dieser sind Kleinstnetze an das Netz des Netzbetrei-

bers angeschlossen, sodass der Energieaustausch ohne die Einbindung von Verteilnetzen erfol-

gen kann.  

Die ExpertInnen aus G2 definieren Energy Sharing als gemeinschaftliche Erzeugung und Nut-

zung von Strom aus Erneuerbaren Energien, was ebenfalls kleine AkteurInnen mit regionalem 

Bezug einschließt (E1). Dies unterscheidet sich laut E2 auf Grundlage der RED II von der reinen 

Stromversorgung der EndkundInnen innerhalb einer Renewable Energy Community. Da die Mit-

glieder der Communities auch über eine Region verteilt sein können, entspricht Energy Sharing 

außerdem nicht der gemeinschaftlichen Eigenversorgung (E2). E4 führt weiterhin an, dass auf 

Grundlage der RED II zusätzlich Stromspeicherung und die Einspeisung des Überschussstroms 

oder der Ankauf von Reststrom ermöglicht werden soll. Dabei ist es notwendig, die Regionalität 

im Zuge von Energy Sharing zu definieren. E7 ergänzt, dass Energy Sharing ebenfalls eine ge-

meinschaftliche Finanzierung beinhaltet und dass es wirtschaftliche Vorteile für die InvestorInnen 

geben sollte, da Steuern und Umlagen reduziert werden.  
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Laut E5 (G3) ist Energy Sharing auf Grundlage der RED II das Recht der gemeinsamen Strom-

nutzung, welcher in Anlagen produziert wird, die sich im Gemeinschaftsbesitz befinden werden. 

Laut E3 (G4) sollte Energy Sharing kommunalen Bürgerenergiegenossenschaften mit regionalem 

Zusammenhang das Teilen des Stroms aus kommunalen Windrädern ermöglichen. 

Laut G5 ist Energy Sharing die Beteiligung der StromkundInnen an Erzeugungsanlagen und der 

gemeinschaftliche Verbrauch der Energie (E9). Laut E12 basiert die Umsetzung von Energy Sha-

ring auf Grundlage der RED II auf Bilanzkreisen und ist eine Erweiterung des Modells der Rene-

wable Energy Communities, die das Recht haben, gemeinschaftlich Erneuerbare Energien-Anla-

gen zu nutzen. E17 führt an, dass Energy Sharing nicht nur der klassische Energiehandel ist, 

sondern auch den Austausch von Energie einschließt. Community-Modelle sind außerdem als 

Oberbegriffe für unterschiedliche Modelle auf dem Markt zu sehen.  

Nach Aussagen von G6 ermöglicht Energy Sharing den EigentümerInnen der Erzeugungsanla-

gen neue Geschäftsmodelle, die über Eigenverbrauch und Direktvermarktung hinausgehen (E6). 

E10 ergänzt, dass mit Energy Sharing der Auf- und Verkauf von regionaler Energie gemeint ist. 

Laut E11 erfolgt Energy Sharing unter Ausführung von Renewable Energy Communites in meh-

reren Stufen: 

 Ungesteuerte Ein- und Ausspeisung des Stroms in Bilanzkreisen und Prognose gegen-

über Bilanzkreiskoordinator 

 Nutzung von Flexibilitäten wie Elektroautos und Stromspeicher zum Ausbalancieren der 

Energie 

 Partizipation am Intraday-Market 

 Energiehandel der Menschen untereinander 

Durch Energy Sharing wird Haushalten und MikroproduzentInnen die Weitergabe und der Ver-

kauf des Überschussstroms ermöglicht (E15, G7) und die gemeinsame Nutzung des Strom oder 

anderer Energieformen innerhalb eines räumlichen Zusammenhangs, wodurch sich der Netzaus-

bau reduzieren lässt, wenn wirtschaftliche Anreize geschaffen werden und das Konzept regula-

torisch ermöglicht wird.  

 Subsubkategorie Renewable Energy Communites (RECs) 

Renewable Energy Communites können weniger professionelle kleine Genossenschaften oder 

Nachbarschaftskooperative sein, die bei dem Betrieb von Kundenanlagen technisch für Mininetze 

verantwortlich sind (E14, G1). 

 

Laut G2 sind Renewable Energy Communities als Bürgerenergiegesellschaften zu definieren mit 
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regionalem Zusammenhang über Landkreisgrenzen hinaus (E1). Diese Bürgerenergiegenossen-

schaften versorgen gemeinschaftlich verantwortet die MitgliederInnen mit Strom aus Anlagen im 

Eigentum der Gemeinschaft (E2). Laut E4 können RECs ebenfalls Bürgerenergiegesellschaften 

sein, da die Erzeugungsanlagen bereits im Besitz der Gesellschaft sind. E7 versteht unter RECs 

einen regionalen Zusammenschluss von Personen basierend auf Kriterien, wie z.B. ein prozen-

tualer Anteil einer Gemeinde. Des Weiteren sind RECs geografisch größer als Quartiere oder 

Mieterstromprojekte und können den produzierten Strom aus gemeinsamen Anlagen verbrau-

chen, speichern oder handeln. Dabei ist eine Rechtsform als Genossenschaft, Stadtwerk oder 

große Organisationen der regionalen Vereine oder Gemeinschaften denkbar, die BürgerInnen mit 

demokratischen Abstimmungsprinzipien an der kommerziellen Stromproduktion aus Erneuerba-

ren Energien beteiligt. Dabei stehen im Gegensatz zu einer Dividendenmaximierung soziale und 

ökologische Ziele im Fokus. Als Resultat ergibt sich eine dezentrale Bottom-up-Energiewende 

(E8). Laut E13 sind RECs Erzeuger-Verbrauchergemeinschaften mit Belieferungsverhältnissen 

und angemessenen Abgaben und Umlagen, die z.B. durch Energiegenossenschaften oder Un-

ternehmen unter Einführung eines zusätzlichen Produktes abgebildet werden können.  

Laut G3 sind RECs regionale Zusammenschlüsse von BürgerInnen hinsichtlich Tätigkeit, Woh-

nort oder Arbeitsstätte, welche gemeinsam Anlagen besitzen.  

E9 (G5) führt an, dass der gemeinsame Anlagenbetrieb innerhalb der RECs erfolgt, ohne dass 

man ein Energieversorgungsunternehmen wird, was aufgrund der Problematik rund um die Per-

sonenidentität zwischen AnlagenbetreiberIn und StromnutzerIn derzeit nicht umsetzbar ist. Laut 

E17 (G5) führen die RECs die Nutzung und den Handel des Stroms aus Erneuerbaren Energien 

entweder außerhalb oder über das öffentliche Stromnetz durch.  

Laut G6 können RECs je nach Definition Kommunen oder Regionen wie Regierungsbezirke oder 

Landkreise sein oder eine Mischung (E10). E11 führt an, dass RECs Zusammenschlüsse von 

Menschen zur gemeinsamen Erzeugung und Nutzung von Strom sind. Dabei wird der Über-

schussstrom nach Eigenverbrauch einem Bilanzkreis übergeben und andere Personen über die 

sonstige Direktvermarktung mit Strom beliefert. Außerdem erfolgt eine Lieferung von Erneuerba-

rem Strom, wenn Reststrom benötigt wird.  

Nach Angaben von G7 ermöglichen RECs eine Unterstützung der Erneuerbaren Energien von 

den EndverbraucherInnen nach oben. Sie werden ermächtigt, mehr Strom selbst verbrauchen zu 

können, leichter in Anlagen investieren zu können oder die Nutzung des tatsächlich physischen 

Grünstroms wird erleichtert  (E15). Laut E16 sind drei Aspekte relevant:  

 Kompetenzverlagerung im Zuge der Dezentralisierung der Wertschöpfungskette im 

Energieverbrauch 

 Entstehung eines sozialen Netzwerkes zwischen ErzeugerInnen und VerbraucherInnen 

für mehr Transparenz 
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 Entstehung von Plattformen mit weiteren Services neben Strom in anderen Lebensbe-

reichen 

5.1.2 Subkategorie Missstände 

Die Subkategorie Missstände lässt sich in die Subsubkategorien Abgaben und Umlagen, Defini-

tionen und Umsetzung unterteilen.  

 Subsubkategorie Abgaben und Umlagen 

In der Subsubkategorie Abgaben und Umlagen wurden lediglich Aussagen der ExpertInnen aus 

G2 und G4 getätigt. E1 aus G2 merkt z.B. an, dass es noch keine Änderung des Abgaben-  

und Umlagensystems gab. Außerdem bleibt die Personenidentität bestehen, sodass BetreiberIn-

nen und NutzerInnen der Anlage zur Befreiung der EEG-Umlage identisch sein müssen. Es gibt 

keine Anreize für Energy Sharing. Wenn es um ein ganzes Haus geht, verfällt der Vorteil (E4). 

Auch E7 führt an, dass Energy Sharing keine Eigenverbrauchsprivilegien aufgrund zu zahlender 

Netzentgelte und Umlagen hat und es keine Befreiung von der EEG-Umlage gibt, wenn Strom 

selbst erzeugt und finanziert wird. Laut E3 aus G4 sind Fragen hinsichtlich des Abgaben- und 

Umlagensystems zu klären, wenn sich Eigenverbrauch wie bei großen Windenergieanlagen in 

Industriedimensionen abspielt. 

 Subsubkategorie Definition 

Insgesamt 5 ExpertInnen aus den Gruppen G2, G5, G6 und G7 führen Missstände in der Defini-

tion von Energy Sharing an. E2 aus der Gruppe G2 weist darauf hin, dass es bis auf Mieterstrom, 

was bisher ein reine Lieferbeziehung ist, keine Umsetzung oder Definition von Energy Sharing 

gibt. Die Chance der Ausgestaltung von Energy Sharing spezifisch auf Erneuerbare Energien 

wurde im EEG und allgemeiner im EnWG nicht genutzt, wodurch die Bundesregierung die Ziele 

der Schaffung von Legaldefinitionen oder Rechtsformen des EU-Rechts missachtet. Die jetzigen 

Bürgerenergiegesellschaften aus Erneuerbaren Energien entsprechen nicht Energy Sharing, da 

bei dem Verkauf von Strom an MitgliederInnen jegliche Fördertatbestände verloren gehen. Laut 

E8 wurden RECs, trotz der Verbesserungen beim Mieterstrom, noch nicht vollständig berücksich-

tigt, sodass Verbraucher-Erzeugergemeinschaften nur bei Eigenverbrauch existieren, bei der 

zwar die Eigenverbrauchsgrenze hinsichtlich EEG-Umlage angehoben wurde, aber eine Be-

schränkung durch die Personenidentität vorliegt. 

E9 aus G5 merkt an, dass im EnWG die dritte Version der Kundenanlage hätte eingeführt werden 

müssen. Dies ermöglichte eine Definition, in welchen Fällen eine Netzversorgung vorliegt und 

was unter dem räumlichen Zusammenhang zu verstehen ist. Bisher gab es außer bei der Elekt-

romobilität keine Erleichterung für Letztverbrauchende. Im EEG wurde bezüglich der RED II nur 
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die Eigenverbrauchsgrenze angehoben, aber die Personenidentität bleibt bestehen. MieterInnen-

beteiligungen an Gesellschaften sind nicht möglich. 

E6 aus G6 verweist auf ungelöste Fragen der Energiewirtschaft, bei denen Energy Sharing nur 

ein Teilaspekt ist, aber nicht ausreichend in den Novellierungen abgebildet wurde. Die Problema-

tiken des Gesamtsystems hinsichtlich des physischen Netzes wurden nicht betrachtet.  

E16 aus G7 führt ebenfalls aus, dass Energy Sharing bislang noch kein legal definierter Begriff 

ist und es aufgrund fehlender netzgerichteter Gleichzeitigkeiten bislang nur virtuell bilanzielle Mo-

delle gibt.  

 Subsubkategorie Umsetzung 

Hinsichtlich der Umsetzung führen ExpertInnen aus allen sieben Gruppen Missstände an. Der 

Experte aus G1 hebt hervor, dass Fragen hinsichtlich technischer Verantwortung ungelöst sind. 

Als Beispiel führt er das Sicherstellen der Wartung, die Organisation eines Trafos bei Anschluss 

eines vorgelagerten Netzbetreibers, die Erstellung von Messkonzepten oder die Zuständigkeit 

eines sicheren Betriebs nach VDE an. Es wird ebenfalls angemerkt, dass bei einer stückweisen 

Abkopplung vom Netz durch die RECs bestimmte Verantwortlichkeiten unklar bleiben, da dies 

eigentlich Services sind, die gegen Gebühr durch Netzbetreiber abgedeckt werden.  

 

E13 aus G2 ist zwar der Meinung, dass mit sonstiger Direktvermarktung Energy Sharing bereits 

energierechtlich, aber noch nicht praktisch umsetzbar ist, weil gerade bei kleinen Anlagen die 

Messkosten zu hoch sind. Dadurch sind die Konzepte nicht wirtschaftlich. Außerdem wird vermu-

tet, dass der Smart Meter Rollout erst Teil der nächsten Legislaturperiode sein wird. Bisher gibt 

es diesbezüglich sogar eher Nachteile durch die Stromnetzzugangsverordnung im EEG 2201, 

wodurch SLP-Kunden in Projekten mit Smart Metern nicht mehr eingebunden werden können.  

 

Des Weiteren sind laut E5 aus G3 nur Teilaspekte der Definition umsetzbar. Mieterstrom ist ein 

Ansatz von Energy Sharing, aber Investitionen, anderweitige Teilhabemöglichkeiten, Besitz der 

Anlagen oder Anreiz für Verbrauchsanpassungen auf Erzeugung sind nicht möglich. Als Grund 

wird genannt, dass Erzeugungs- und Nutzungsaspekte im EEG nicht verbunden werden. Eine 

gemeinschaftliche Erzeugung ist zwar möglich, allerdings ist die gemeinsame Nutzung von 

Strom, wie beim Mieterstrom, nur über Umwege und Nachteile möglich. 

 

Zusätzlich haben die Ausschreibungen einen zu geringen regionalen Bezug, wodurch Ungerech-

tigkeiten in der Nord-Südverteilung entstehen. Fristen sind zu lang und Ausbauziele nicht konkret 

genug. Außerdem erfordert die Ausschreibungspflicht die Einbindung von Energieversorgungs-

unternehmen und Übertragungsnetzbetreiber, was die direkte Abrechnung zwischen Verbrau-

cherIn und ErzeugerIn vor Ort verhindert (E3, G4). 
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Beide ExpertInnen aus G5 sind der Meinung, dass die Novellierungen nicht für eine Umsetzung 

von Energy Sharing ausreichend sind (E17) und die RED II dadurch bisher nicht umgesetzt 

wurde. Da dies vermutlich nicht mehr vor Fristende der Koalition zu erwarten ist, ist die derzeitige 

Umsetzung unsicher sowie ineffizient. Es erfolgt außerdem noch keine Abwendung vom Grau-

strom. 

Beide Experten aus G6 sind sich einig, dass Energy Sharing technisch und energiewirtschaftlich 

bereits umsetzbar wäre. Das Problem besteht darin, dass die Wirtschaftlichkeit nicht gegeben ist, 

da intelligente Messsysteme, aufgrund fehlender Smart Meter Rollouts zu teuer und wegen feh-

lender Regulatorik noch nicht sicher einsetzbar sind (E11). E10 fehlen mehr und günstigere Ver-

marktungsmöglichkeiten für kleine Anlagen mit Flexibilitätsmöglichkeiten, was bei Energy Sharing 

zu einem wirtschaftlichen Nachteil führt.  

 

Auch die ExpertInnen aus G7 sind der Meinung, dass Mieterstrom der einzige und erste Ansatz 

von Energy Sharing ist, was nur vereinzelt wahrgenommen wird (E18). Dadurch ist die Beliefe-

rung von MieterInnen und die Teilnahme an den Projekten durch Dritte möglich. Ein Problem in 

der Umsetzung entstand jedoch in der Erweiterung des Definitionsbereichs, in dem Strom geteilt 

werden kann, da eine Definition des Begriffs Quartier nicht erfolgte. Des Weiteren ist der Smart 

Meter Rollout zu langsam. Dieser wäre für einen regelmäßigen Datenaustausch grundlegend 

(E15). Schließlich sind die Direktvermarktung und zeitvariablen Tarife noch nicht einfach umsetz-

bar, sodass die administrative Last für die Projekte zu hoch ist, da Erneuerbare Energien im Zuge 

der RED II gesetzlich noch nicht bevorteilt werden (E16). 

5.1.3 Subkategorie Gründe für Missstände  

Im Folgenden werden die genannten möglichen Gründe für Missstände in den Gesetzesnovellie-

rungen zusammengetragen, ohne dass diese quantitativ ausgewertet werden. An dieser Stelle 

soll nur ein Einblick gegeben werden, was eine erste Intuition der ExpertInnen zu dieser Frage 

ist. Alle merkten an, dass zu den Gründen keine wissenschaftlich fundierten Aussagen getroffen 

werden können und es sich lediglich um Spekulationen handelt. G1, G3 und G4 gaben keine 

Angaben.  

Die ExpertInnen aus G2 sind der Meinung, dass der Lobbyismus und mögliche wirtschaftliche 

Einbußen hinsichtlich der Umstrukturierung sowie fehlender Handlungsbedarf der Regierung als 

Gründe zu sehen sind (E1). Erneuerbare Energien sollen sich über den Markt rechnen, sodass 

das EEG-Konto nicht weiter belastet wird (E2).  Die Bundestagswahlen im September verzögern 

die Entscheidung, ob das zukünftige Stromsystem zentral oder dezentral aussehen soll. Außer-

dem sind große industrielle Zentren auf stärkere Netze bei der Versorgung mit Erneuerbaren 

Energien angewiesen (E4). Die Angst vor gesteigerten Kosten für Erneuerbare Energien seitens 
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des Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWI) und Widerstand der großen zentralen 

EVUs könnte zu Missständen führen (E7). Möglicherweise sieht die Bundesregierung zu wenig 

Potential oder priorisiert den Netzausbau vor dem Ausbau Erneuerbarer Energien. Weitere 

Gründe, warum Energy nicht eingeführt wird, können Lobbyismus von AkteurInnen des zentralen 

Strommarktes und ungelöste Fragen hinsichtlich lokaler oder regionaler Strommärkte mit intelli-

genter Verknüpfung von Flexibilitäts- und Gebäudekonzepten sein, da dies neue Konzepte sind 

(E8). Im BMWI gibt es generell zu wenig Personal für zu viele Themen, die ebenfalls ungelöst 

sind und vor Energy Sharing priorisiert werden. Dazu kommt, dass das steuerbare Verbrauchs-

einrichtungsgesetz gestoppt wurde und der Smart Meter Gateway Prozess stockt (E13). 

Laut G5 ist das Urteil noch ausstehend, welcher der vorliegenden zwei Rechtsauffassungen 

Recht zugesprochen wird. Die Politik nutzt den Auslegungsfreiraum, der durch unbestimmte 

Rechtsbegriffe entsteht und argumentiert, dass das EEG europarechtskonform ist. Hinsichtlich 

gemeinschaftlicher Eigenversorgung bewegt sich die Bundesregierung aber möglicherweise in 

einer Grauzone (E9). Aufgrund der bevorstehenden Wahlen ist keine Änderung zu erwarten (12). 

Aktive KundInnen bzw. starke ProsumerInnen sind bislang nicht gewünscht und die Entwicklung 

der letzten Jahren unterstreicht die Tendenz von zentralen Systemen. Die Regierung nutzt Aus-

legungsspielräume als Argumentationsgrundlage (E17). 

Laut G6 fehlt den politischen EntscheidungsträgerInnen das Verständnis für das Gesamtsystem 

als Zusammenspiel und die Auswirkungen beim Verschieben von Risiken und Verantwortlichkei-

ten (E6). Probleme sind außerdem fehlende Sensibilität für das Thema und Lobbyarbeit in ande-

ren Bereichen (E10). Bei Anlagen mit Größe von 130-150 kWp kommt es zu schwerfälligen poli-

tischen Entscheidungen und kleine VerbraucherInnen, die nicht Lastgang gemessen werden, 

werden von der BNetzA weniger gewünscht. Des Weiteren sind Fragen hinsichtlich Bürokratie 

rund um Umlagereduktionen zu klären (E11). 

Laut G7 gibt es unterschiedliche Anreize oder Erweiterungen und die Definition Quartier wurde, 

wie in anderen Ländern, noch nicht vorgenommen (15). Der aktuelle Bundeswirtschaftsminister 

ist kein Visionär für dezentrale Versorgungskonzepte (E16). Bürokratie, komplexe Gesetzesstruk-

turen und Lobbyarbeit zentraler Strukturen stehen dem Prosumermodell entgegen (E18).  

5.1.4 Subkategorie Positive Entwicklung 

Positive Veränderungen hinsichtlich Energy Sharing oder Renewable Energy Communities bei 

den Gesetzesnovellierungen des EEGs und des EnWGs werden ausschließlich von drei der acht-

zehn ExpertInnen angeführt, wovon zwei G2 zuzuordnen sind. Der dritte Experte stammt aus G4 

und führt an, dass der 36k-Ansatz bei der Windenergie eine Partizipation von Personen im direk-

ten Projektumfeld ermöglicht. Laut E1 ist das Quartier hinzugekommen und die Grenze für eine 

EEG-Umlagebefreiung bei Eigenverbrauch wurde angehoben. E4 ergänzt, dass der Mieterstrom 
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möglicherweise eine Vorstufe von Energy Sharing sein könnte und die Anlagen für eine Eigenver-

sorgung größer sein können.  

5.2 Potential 

Die Hauptkategorie Potential lässt sich unterteilen in die Subkategorien Relevanz für die Ener-

giewende, Chance, Risiken und das Interesse der Bevölkerung.  

5.2.1 Subkategorie Relevanz für die Energiewende 

Die ExpertInnen geben entweder an, dass Energy Sharing relevant für die Energiewende ist oder 

es nicht zwingend notwendig ist.  

 Subsubkategorie Relevanz  

Fünfzehn der achtzehn ExpertInnen, aus allen Gruppen, schätzen die Relevanz von Energy Sha-

ring für die Energiewende hoch ein. Nachfolgend werden die Aussagen zusammengetragen und 

innerhalb der ExpertInnngruppen ergänzt, sodass keine Doppelnennungen erfolgen.  

Laut E14 aus G1 ist Energy Sharing langfristig ein Baustein einer höheren Dezentralität der Ener-

giewende, was den Netzausbau reduzieren kann.  

Die ExpertInnen aus G2 führen an, dass Energy Sharing durch gesteigerte Akzeptanz und po-

tenziellem Ausbau der Erneuerbaren Energien (E1) ein wichtiger Hebel für die Energiewende 

sein kann. Es ermöglicht die Teilhabe und stellt Bezug zum Strom und dessen Herkunft her, was 

bei einer Energiewende, bei der das Privatvermögen von Haushalten eine entscheidende Rolle 

spielen kann, erforderlich ist (E4). Außerdem hat Energy Sharing das Potential für eine neue 

Solarwende, was durch große Energieversorgungsunternehmen unmöglich ist. Es kann ein wich-

tiger Faktor für eine glaubhafte Überzeugung von weniger ideologisch angetriebenen Menschen 

sein. Aufgrund erhöhter Akzeptanz können dadurch schwierige Projekte realisiert werden (E7). 

Laut E8 hat Energy Sharing aufgrund von intelligentem Lastmanagement und Flexibilitätsmög-

lichkeiten ein großes Potential, welches größer ist als bereits existierende dezentrale Versor-

gungsmöglichkeiten. Energy Sharing bietet die Möglichkeit der Teilhabe und Bedürfnisbefriedi-

gung in einer maskulinen Energiestruktur, sodass soziale Chancen auch für benachteiligte 

Frauen entstehen. Laut E13 bietet Energy Sharing kurzfristig großes Potential, um für die Bevöl-

kerung die Energiewende verständlicher zu machen und sie durch Teilhabemöglichkeit zu akti-

vieren und Ressourcen zu teilen. Langfristig ist es ein Konzept, in dem Flexibilitäten wie Elektro-

autos in virtuellen Eigenverbrauchskonstrukten genutzt werden können.  

E5 aus G3 führt an, dass Energy Sharing zwar eine hohe Relevanz für die Akzeptanz und Teil-

habe hat, aber nur eine geringe Relevanz für die benötigte Zubauleistung und die dezentrale 

Stromabfrage und -erzeugung.  
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Laut E3 aus G4 sind dezentrale Ansätze wie Energy Sharing äußerst wichtig für die Energie-

wende, aufgrund der Teilhabe und Aufbau einer Beziehung mit dem Strom aus der Steckdose 

und der Region. 

Die ExpertInnen aus G5 führen an, dass sich VermieterInnen aufgrund der Solarpflicht ab 2023 

in Hamburg, nicht mehr mit einer Unwirtschaftlichkeit freisprechen könnten, was für ein großes 

Potential von Energy Sharing hinsichtlich der Energiewende und dem Klimaschutz spricht (E9). 

Laut E12 rechnen sich Businessmodelle mit Erneuerbaren Energien bereits, sodass es nicht 

mehr nur um ideologische Gründe geht und die Solarpflicht in Hamburg z.B. die Frage aufwirft, 

welche Konzepte sich daraus entwickeln lassen. Wenn Deutschland die Ziele der RED II nicht 

einhält, ist dies ebenfalls kostenpflichtig, sodass Energy Sharing das Erreichen des Gesamtziels 

unterstützen kann. Nach Meinung von E17 kann es relevant für die Systemebene zur Lösung der 

Integrationsfrage von fluktuierenden Energieträgern ins Energiesystem sein, was auch Netzbe-

treibern beim Hochskalieren von Projekten in Industriebereichen hilft. 

In G6 wird angeführt, dass Energy Sharing die Erreichung der Ziele ermöglicht und großes Po-

tential für die Teilhabe in Ballungsgebieten mit vielen MieterInnen und schlechten Bedingungen 

für große Anlagen bietet (E6). Laut E10 besteht ein großes Potential gerade für kleine Anlagen 

in Kombination mit echtem Energiespeicher und Flexibilisierungsmöglichkeiten. Die großen Off-

shoreparks verlieren dabei nicht an Bedeutung. Des Weiteren wird es als zusätzliche Säule von 

Wahlmöglichkeiten in der Zukunft gesehen und ist damit relevant für Ökostromversorger mit bür-

gereigener und nachhaltiger Versorgung mit mehr Mitsprache (E11).  

E16 aus G7 ist der Meinung, dass Energy Sharing der logische Schritt zur Abbildung volatiler 

Energiepreise ist. Außerdem wird zukünftig die Entscheidung des Lieferanten über den Preis er-

folgen, ohne dass klassische Versorger gebraucht werden. Dies können neben NachbarInnen 

auch große Kraftwerke in der Nähe sein. Dieser Wechsel zwischen den Versorgern wird in Zu-

kunft immer schneller erfolgen. 

 Subsubkategorie keine zwingende Relevanz  

Lediglich drei von achtzehn ExpertInnen aus den Gruppen G2, G5 und G7 geben an, dass Energy 

Sharing nicht zwingend notwendig für die Realisierung der Energiewende ist. 

Es kann sie zwar vorantreiben, aber die Energiewende allein ist auch anders zu bewerkstelligen 

(E2). Laut E17 ist die Gegenargumentation aus der Branche, dass die zentrale Stromversorgung 

mit der Integration von Erneuerbaren Energien aufgrund der Versorgungssicherheit, geübter Pra-

xis und der Verteilungsgerechtigkeit zielführender ist. E18 führt an, dass Energy Sharing nicht 

grundlegend für die Energiewende ist, aber in Ansätzen hilfreich für die Zellenstrukturen und den 

Energieaustausch sein kann. Bei politischen Entscheidungen kann es außerdem hinsichtlich ge-

steigerter Dezentralität und Handling fluktuierender Erneuerbaren Energien unterstützen.  
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5.2.2 Subkategorie Chance 

Vierzehn ExpertInnen aus allen Gruppen sehen Chancen in der Umsetzung von Energy Sharing. 

Laut G1 ist beispielsweise die Ermöglichung eines besseren Abgleichs der Stromproduktion und 

der -erzeugung aufgrund von Dezentralität und Lastanpassung der KundInnen eine Chance.  

Laut G2 ist die Sektorenkopplung mithilfe von Dezentralität sinnvoller und der Zusammenhalt in 

ländlichen Regionen wird gestärkt (E1). Ein zentraler Ansatz erfordert einen großen Ausbau von 

Offshore-Windparks und des Netzes zur Stromverteilung, was dezentral einfacher, schneller und 

daher empfehlenswert wäre (E2). Außerdem kommt es zur Akzeptanzsteigerung, Förderung der 

Region indem z.B. Kitas oder Breitbandausbau unterstützt und Einnahmen für Spielplätze gene-

riert werden. Beteiligte BürgerInnen sind außerdem offener für klimaschonende Mobilität und die 

Teilhabe von BürgerInnen mit fehlenden optimalen Bedingungen in Hinblick auf Investitionen oder 

Standorten wird ermöglicht. Der Impuls der EU hinsichtlich der RECs erhöht die Teilhabemög-

lichkeit (E4). Das Lösen von fossilen Importen und Abhängigkeiten sowie die Erhöhung der Ver-

sorgungssicherheit durch Energy Sharing sind weitere Chancen (E7). Menschen sind besonders 

dann in reichen Gegenden Deutschlands für Investitionen bereit, wenn Rahmenbedingungen ge-

schaffen werden. Energy Sharing bietet neue Vermarktungsmöglichkeiten für Erneuerbare Ener-

gien, die aus der Förderung fallen. Außerdem ist es eine Möglichkeit, die Klimaziele im Zuge einer 

ökosozialen Transformation zu erreichen (E8). 

Die Kosten beim Netzausbau können reduziert werden, wenn dezentrale Erneuerbare Energien-

Anlagen bedarfsgerecht gebaut werden und der Autarkiegrad steigt (E5, G3). 

Energy Sharing ermöglicht zudem einen erzeugungsnahen Verbrauch und kann zu einer Reduk-

tion des Netzausbaus führen, was einen kritischen Bestandteil der Energiewende darstellt (E3, 

G4). 

Die ExpertInnen aus G5 sagen, dass die Stärkung der Regionalität eine Chance ist (E12) und die 

Akzeptanz, die Emotionalisierung und das Verständnis gefördert werden (E17). 

Laut G6 ist das Interesse, die intrinsische Beteiligung und die Möglichkeit zur Teilhabe als Chance 

zu sehen. Die fehlende Wechselbereitschaft ist hingegen eine Hürde, weswegen VersorgerInnen 

mit regionalem Vertrauen, wie Stadtwerke, Energy Sharing Konzepte umsetzen sollten. Dies 

sorgt wiederum für mehr Beteiligung an regionaler und städtischer Entwicklung (E6). Bestimmte 

Übertragungsstraßen verlieren an Bedeutung, wenn regionale Erzeugung unter Mitsprache der 

Netzbetreiber gefördert wird und die Einspeisemengen geroutet werden. Dadurch werden Hoch-

spannungsebenen entlastet und der Netzausbau kann reduziert werden (E10). Die Teilnahme 

erfolgt aufgrund des Bedürfnisses, sich an Klimaschutz zu beteiligen und Energy Sharing ist eine 

Möglichkeit den Überschussstrom aus der eigenen Anlage zu nutzen. Solche Anlagen werden 

jedoch nicht extra gebaut, um an RECs teilzunehmen. Energy Sharing wäre ein Anreiz für lokalen 

Konsum, was aufgrund kürzerer Verteilungswege auch den Stromnetzbetreibern zu Gute käme. 

Hinzu kommt, dass das derzeitige Doppelvermarktungsverbot keine Reduktion des Graustroms 
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zulässt. Außerdem würde das System des Graustroms aufgrund des derzeitigen Doppelvermark-

tungsverbots reduziert werden (E11).  

Laut G7 können über Netzebenen aufgrund der Digitalisierung Optimierungsebenen geschaffen 

werden, wenn mit einer digitalen Datentransparenz rechtzeitig prognostiziert werden kann. 

Dadurch sinkt der Bedarf an Ausgleichsenergie (E16). Des Weiteren kann der Netzausbaus re-

duziert, dem Redispatch entgegengewirkt und ein Ansatz für regional unterschiedliche Optimie-

rungsansätze geschaffen werden (E18).  

5.2.3 Subkategorie Risiko 

Vier ExpertInnen aus G1, G2, G3 und G6 führen Risiken bei der Umsetzung von Energy Sharing 

an. 

Es entsteht laut E14 (G1) die Gefahr der Entsolidarisierung aufgrund einer sinkenden Anzahl von 

Entnahmestelle mit gleichem Bedarf an Backupleistung im Netz. Da die Netzkosten nicht im glei-

chen Maße sinken, werden die Kosten auf weniger Menschen aufgeteilt und steigen folglich für 

die Einzelpersonen. Wenn nicht alle an Dezentralität teilhaben können, kann dies zu sozialen 

Risiken führen.  

Auch E7 (G2) führt an, dass die Gefahr der sozialen Ungleichberechtigung entsteht, da Mitglie-

derInnen möglicherweise monetäre Vorteile erhalten, aber sich nicht alle Personen die Mitglieds-

beiträge leisten können und sich die Stromkosten gegebenenfalls erhöhen.  

Es entsteht die Gefahr an erhöhten volkswirtschaftlichen Kosten der Energiewende, da kleine 

PV-Anlagen viel teurer als große Freiflächenanlagen sind. Daher sollte ein optimales und ausge-

wogenes Kostennutzenverhältnis gefunden werden, was zunächst regulatorisch festgelegt wer-

den muss (E5 aus G3).  

Schließlich können durch Energy Sharing zusätzliche Schnittstellen durch Eigenständigkeit der 

RECs entstehen, wenn der freie Markt nicht geregelt wird. Dadurch kann eine Gefahr für das 

Gesamtsystem entstehen (E6 aus G6). 

5.2.4 Subkategorie Interesse der Bevölkerung 

Hinsichtlich des Interesses der Bevölkerung gegenüber des Energy Sharings gaben fünf Exper-

tInnen an, dass dieses unproblematisch vorliegt. Acht ExpertInnen verneinten diese Aussage.   

 Subsubkategorie Interesse in der Bevölkerung 

Fünf ExpertInnen aus den Gruppen G2, G5 und G7 sehen das Interesse als unproblematisch.  

E2 aus G2 sagt, dass vor allem bei einem finanziellen Anreiz eine große Bereitschaft entstehen 

wird, wenn Energy Sharing leicht umzusetzen ist. E13 ergänzt, dass durch Teilhabemöglichkeiten 

und potenziellen Preisnachlässen bei Energy Sharing die Wechselbereitschaft für 
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VersorgerInnen steigen kann.  

Das Interesse in der Bevölkerung steigt mit einem monetären Vorteil, der Förderung der Identität 

und das Aufmerksam machen auf einen Wechsel (E9 aus G5). Die Wechselbereitschaft in der 

Bevölkerung ist kein Problem, da die Zusammenarbeit von verschiedenen AkteurInnen bereits zu 

diesem Zeitpunkt als Vorteil für kommunale Entwicklungen gesehen wird (E12 aus G5).  

E15 aus G7 erwartet in den nächsten 5 Jahren 10-20% der Bevölkerung in RECs, sofern die 

Regulatorik es zulässt. Dafür müssten Projekte gezeigt werden, die bereits funktionieren. Das 

Interesse wird vorhanden sein, sobald Nachbarn Teil der Gemeinschaften sind, Geld gespart 

werden kann und das Gefühl vermittelt wird, etwas Gutes tun zu können. 

 Subsubkategorie fehlendes Interesse in der Bevölkerung 

Weitere acht der achtzehn ExpertInnen aus G1, G2, G3, G5, G6 und G7 sehen das Interesse an 

Energy Sharing innerhalb der Bevölkerung als eher problematisch.  

E14 aus G1 führt an, dass die Dezentralität in ländlichen Gebieten aufgrund der räumlichen Ge-

gebenheiten eher über Eigenversorgung erfolgt. Energy Sharing ist vielmehr ein Thema für städ-

tische Räume oder akademisch geprägte Milieus, wie beispielsweise in Wohnprojekten. 

Laut E8 aus G2 besteht der Bedarf an Öffentlichkeits- und Sensibilisierungsarbeit für das Thema 

aufgrund geringer Wechselbereitschaft und Angst vor Versorgungsausfällen in der Bevölkerung. 

Des Weiteren schrecken große Teile der Bevölkerung trotz Interesses bei bürokratischen Hinder-

nissen und finanziellen Risiken zurück (E5 aus G3).  

Laut E17 (G5) endet das Interesse beim Abschließen eines Grünstromtarifs, weswegen das zu-

grunde liegende Interesse für das Thema Energieversorgung entscheidend ist. Außerdem kann 

es eine Frage der Generation oder des Ausbaupotentials basierend auf Emotionalisierung des 

Produktes sein. Die Emotionalisierung der Produkte würde das Interesse und gegebenenfalls die 

Investitionsbereitschaft fördern. 

Laut der ExpertInnen aus G6 ist das Interesse bei bereits nachhaltig und bewusst lebenden Men-

schen vermutlich eher vorhanden als bei denjenigen, die den günstigsten Preis suchen. Nach 

Meinung von E11 sollte der Preis nicht teurer als ein vergleichbares Produkt und die Umsetzbar-

keit einfach sein, um ein weitgehendes Interesse gewährleisten zu können.  

E16 aus G7 führt an, dass nach wie vor Barrieren in den Köpfen der Menschen hinsichtlich Dun-

kelflauten bestehen. Ein fehlendes Interesse für Stromversorgung, auch aufgrund von Komplexi-

tät, ist problematisch, sodass eine Emotionalisierung der Produkte wichtig ist. Außerdem ist Auf-

klärungsarbeit in der Bevölkerung notwendig, um das Verständnis weg vom Grundversorger zu 

schaffen oder es wird von der Regierung vorgegeben. Bereits interessierte Menschen informieren 

sich von allein (E18).  
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5.3 Finanzielle Anreize 

Die Hauptkategorie Finanzielle Anreize lässt sich unterteilen in die Subkategorien Förderung, 

angepasste Netzentgelte, EEG-Umlage, Stromsteuer, CO2-Bepreisung und monetärer Vorteil der 

EndkundInnen unterteilen.  

5.3.1 Subkategorie Förderung 

Die Subkategorie Förderung lässt sich unterteilen in die Subsubkategorien Allgemeine Aussagen, 

Änderung Abgaben und Umlagen sowie Direkte Förderung.  

 Allgemein 

Dreizehn ExpertInnen aus fünf Gruppen trafen allgemein gültige Aussagen zu dem Thema För-

derung.  

Laut G2 sollte es einen finanziellen Anreiz geben, dessen Höhe jedoch von dem Ausmaß der 

Verpflichtungen abhängt. Argumente rund um das Thema Förderung sind folgende: 

 Kein Bedarf an Förderung, sondern faire Behandlung des Stroms im Zuge von Energy 

Sharing  

 Angemessene Reduktion der Netzentgelte bei Nichtnutzung der Übertragungsnetze  

 Angemessene Reduktion der Stromsteuer, wie es innerhalb eines gewissen Radius 

jetzt bereits passiert  

 Befreiung von der EEG-Umlage, wenn keine Förderung des Stroms über EEG erfolgt 

 Bedarf an z.B. abgestuften Fördertatbeständen bei unterschiedlich großen Erzeugungs-

anlagen 

 Einfache Umsetzung durch die Regierung für die Förderung der Teilnahme und Inte-

resse der BürgerInnen (E2). 

Aktuell wird für Energy Sharing Förderung benötigt, um Wirtschaftlichkeit zu ermöglichen, indem 

z.B. Speicher oder Wärmepumpen gefördert werden, da bestimmte Förderungen aufgrund der 

EEG-Vergütung nicht zulässig sind (E4). Direkte Förderung ist am realistischsten, aber Änderung 

Abgaben- und Umlagensystem am sinnvollsten für die Energiewende hinsichtlich Akzeptanz (E7). 

Eine Förderung ist nur notwendig, weil fossile Energiequellen subventioniert werden und die 

EEG-Umlage zu zahlen ist. Eine Förderung wie beim Mieterstrom mit besserer Ausgestaltung ist 

hilfreich, um für die nächsten 10 Jahre Strukturen zu schaffen. Intelligente Lösungen könnten 

Verkauf von regional erzeugtem Strom und Reduktion der Einspeisung ermöglichen, sodass 

keine Förderung notwendig wäre (E8). Langfristig müssen Abgaben und Umlagen optimiert 
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werden, nachdem für das Anlaufen der Projekte eine Reduktion von bestimmten Preisbestand-

teilen denkbar wäre. Eine fixe Vergütung wie beim Mieterstrom ist nicht sinnvoll, da es zu viele 

Feinheiten und Problemen in der Umsetzung gibt. Die sonstige Direktvermarktung kann förderfrei 

sein, weil nutzende RECs andere Vorteile wie reduzierte Netzentgelte erhielten. Die Messtechnik 

sollte kostenmäßig unterstützt werden, damit bei Netznutzung in angemessener Zeit gemessen 

werden kann und die Erzeugung und der Verbrauch von RECs viertelstundengenau erfasst wer-

den können (E13). 

Laut E5 (G3) ist eine fixe Förderung wie beim Mieterstrom leichter umzusetzen oder Stromne-

benkosten sind zu senken, was mehr Potential bietet, da ein Loslösen des starren zentralen Sys-

tems stattfinden würde.  

Laut ExpertInnen aus G5 sollte Klimaneutralität bis 2050 ins nächste EEG aufgenommen werden, 

indem Relevanz von Anlagen hinsichtlich des Umbaus der Energiegesellschaft definiert werden. 

Dadurch ginge es nicht mehr um Beihilfe und Fördermaßnahmen wären einleitbar. Wenn das 

nicht möglich ist, müsste die Förderung wie beim Mieterstrom durchgeführt und die Beihilfe defi-

niert werden (E12). Die Schaffung von fairen Marktchancen ist keine Förderung, wenn neue Mo-

delle im bestehenden System nicht funktionsfähig sind. Sie würden durch Gleichbehandlung mit 

bestehenden Modellen nicht behindert, sondern ermöglicht werden (E17). 

Experten aus G6 empfehlen eine Anlauffinanzierung über zwei bis drei Jahre zur Veranschauli-

chung der Umsetzbarkeit und Schaffung von Prozessen, was sinnvoller ist als pauschale Förde-

rung über 20 Jahre (E6). Energy Sharing müsste nicht gefördert werden, wenn intelligente Mess-

systeme ermöglicht werden und aufgrund dessen, dass sich Anlagen unter Erhalt des Marktwer-

tes bereits von alleine rechnen (E11). 

Die ExpertInnen aus G7 sind der Meinung, dass eine Diskussion über die Vorteile von Commu-

nities, der Struktur der Netze und potentiellen Einsparungen erforderlich ist, da Konzepte finanzi-

elle Anreize benötigen (E15). Die Differenzierung in der Preisgestaltung hinsichtlich Einspeisung 

und Entnahme von Strom mit Verbindung zu einer REC sollte durch Förderung ermöglicht werden 

(E16). Eine Mehrbelastung wie höhere Steuern, Umlagen oder Verbrauchspreise für nicht ge-

wünschtes Verhalten ist sinnvoller als eine Förderung, auch wenn es gleiche Effekte erzielen 

würde. Dies könnte beispielsweise erfolgen, wenn an einer Community teilgenommen wird (E18).  

 Änderung Abgaben und Umlagen 

In den folgenden Abschnitten erfolgt die Auswertung der ExpertInnen, die hinsichtlich der Förde-

rung eine Änderung in den Abgaben und Umlagen präferieren und jener, die eine direkte Förde-

rung als sinnvoller erachten. 

Zwölf ExpertInnen aus G2, G5, G6 und G7 sind der Meinung, dass Änderungen in dem aktuellen 

Abgaben und Umlagensystem am sinnvollsten sind.  

Die Experten aus G2 führen an, dass eine dauerhafte Förderung weniger sinnvoll ist als der 
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Einfluss der CO2-Bepreisung sowie Entlastung durch sinkende Steuern und Abgaben (E1). Vor-

teile bei einem netzdienlichen Verhalten sind sinnvoll, um Flexibilitäten anzureizen. Um sicherzu-

stellen, dass Spitzenlasten nicht gekappt werden, müsste das Abgabensystem grundlegend an-

gepasst und die Netzdienlichkeit im Hinblick auf Erneuerbare Energien definiert werden (E2). 

Eine Reduktion von Stromnebenkosten wie Stromsteuer und Netzentgelten oder eine Befreiung 

bzw. Reduktion der EEG-Umlage auf 40%, führt zu sinkenden Betriebskosten. Dies würde eine 

Gleichstellung mit der Eigenversorgung bedeuten. Dies kann ein großer Hebel für die Realisie-

rung von Energy Sharing Projekten sein. Eine Förderung ist nicht sinnvoll, wenn gegen die aktu-

elle Regulatorik gefördert werden muss, um eine Wirtschaftlichkeit zu erreichen, weswegen das 

System geändert werden sollte (E4). Eine Reduzierung von Umlagen und Steuern kann dazu 

führen, dass der restliche Strom, der nicht in der Gemeinschaft verbraucht wurde, an der Börse 

gehandelt werden könnte (E7).  Die Abgaben und Steuern müssen reformiert werden, damit För-

derung, z.B. aus Klimafonds, möglichst wenig erforderlich ist und sollte degressiv erfolgen (E8). 

Eine Änderung der Abgaben und Umlagen ist nicht ausreichend solange keine zusätzlichen Ver-

marktungszugänge für kleine Erneuerbare Energien-Anlagen geschaffen werden. Eine Reduktion 

der Netzentgelte mit Abbildung der physikalischen Zusammenhänge hinsichtlich von Entfernun-

gen hat einen größeren Einfluss auf Energy Sharing Konzepte als eine Reduktion der EEG-Um-

lage, die sich von selbst reduzieren wird (E13). 

ExpertInnen aus G5 führen an, dass reduzierte Stromnebenkosten durch eine Reduzierung der 

Netzentgelte, der Stromsteuer und der EEG-Umlage sinnvoller ist als eine direkte Förderung, da 

der Mieterstromzuschlag z.B. aktuell als Ausgleich zur Zahlung der EEG-Umlage genutzt wird 

(E9). Die Änderungen inklusive Flexibilisierungsmöglichkeiten sind sinnvoller als eine fixe Förde-

rung, da die Möglichkeit besteht, Konzepte dynamisch anzupassen (E12). Eine Gleichstellung 

von REC-Modellen mit Eigenversorgungsmodellen ist hinsichtlich der Reduzierung der EEG-Um-

lage und Befreiung von der Stromsteuer unter Erfüllung bestimmter Kriterien denkbar. Befrei-

ungs- oder Begünstigungstatbestände sind dies ebenfalls bei einer Beschränkung auf private Ak-

teurInnen mit einer Grenze der Anlagengröße unter der Voraussetzung, dass es politisch gewollt 

wird (E17).  

Laut E10 (G6) sind eine Reduktion von Lasten, eine Erleichterung des Systems sowie Flexibili-

sierungen sinnvoller als eine direkte Förderung mit schwierigem Handling und steigendem Admi-

nistrationsaufwand. Eine fixe Förderung ist denkbar, wenn Fragen hinsichtlich der Aufhängung 

im Beihilferecht oder Subventionierung sowie der Finanzierung und Umsetzung geklärt sind. Ein 

Abbau von Hürden ist jedoch sinnvoller (E17, G6). 

E15 aus G7 ist der Meinung, dass Umlagen und Abgaben für lokalen Verbrauch wegfallen sollten, 

solange keine EEG-Vergütung wie bei der Direktvermarktung erhalten wird. Andernfalls muss 

eine Beteiligung am System der Umlagen und Abgaben geschehen, was bei der Lieferung von 

Reststrom weiterhin denkbar ist. 
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 Direkte Förderung 

Fünf ExpertInnen aus G2, G4 und G7 sind der Auffassung, dass eine direkte Förderung für die 

Realisierung von Energy Sharing Konzepten sinnvoller oder einfacher ist.  

E2 aus G2 führt an, dass eine fixe Förderung wie beim Mieterstrom denkbar und einfacher in der 

Umsetzung ist. Deren Inanspruchnahme innerhalb der Bevölkerung hängt ebenfalls von der Aus-

gestaltung ab (E2).  

Laut E3 (G4) sind eine nachvollziehbare Finanzierung und Förderansätze aus Steuermitteln oder 

EU-Töpfen in Form einer direkten Förderung sinnvoller als eine Änderung des Abgaben- und 

Umlagensystems. Dies ist aufgrund der Erklärungsbedürftigkeit problematisch, da die EEG-Um-

lage im Vergleich zu den Folgekosten fossiler Energiequellen auf der Rechnung erscheint. 

ExpertInnen aus G7 sind der Meinung, dass eine direkte Förderung aus dem Topf der EEG-

Umlage finanziert werden könnte. Dies wäre durch andere Menschen zu zahlen, was zu sozialen 

Problemen führt, wenn sich nicht alle an RECs beteiligen können. Daher ist ein unabhängiges 

Förderungsmodell sinnvoller (E15). Fixe Förderung wäre die einfachste, wenn auch nicht die 

sinnvollste Lösung (E16). Eine direkte Förderung ermöglicht einen schnellen Ausbau und verein-

facht die Umsetzung. Das Maß ist allerdings schwierig zu ermitteln (E18).  

5.3.2 Angepasste Netzentgelte 

In den folgenden Abschnitten wird näher darauf eingegangen, welche Aussagen explizit zu den 

Strompreisbestandteilen und deren potenzieller Reduktion oder Befreiung getroffen wurden.  

Zwei Experten aus G7 geben allgemein hinsichtlich des Netzentgeltes an, dass der Netzausbau 

aufgrund der Sektorenkopplung und dem dadurch steigenden Strombedarf benötigt wird. Dieser 

ließe sich durch einen lokalen Verbrauch wie bei Energy Sharing Konzepten reduzieren und 

dadurch sich Kosten einsparen (E15). Die Diskussion über eine Netzentgeltreduktion würde bei 

einer Privilegierung von Energy Sharing Konzepten entstehen, da Netzbetreiber gleiche Netzkos-

ten ansetzen würden und das Netz weiterhin für die Höchstwert pro Jahr ausgelegt wird (E18). 

 Kontra Reduzierung 

Zwei ExpertInnen aus G1 und G6 sprechen sich dagegen aus, dass die Netzentgelte für Energy 

Sharing Konzepte reduziert werden sollten. 

Aufgrund von höherer Autarkie bei Energy Sharing bei weniger Bedarf an Reststrom, werden 

konsequenterweise Kosten für Netzentgelte gespart. Die Backupkapazität wird weiterhin vollstän-

dig zur Verfügung gestellt. Dadurch tritt ein Verlust der Gerechtigkeit ein, wenn aufgrund der re-

duzierten Entnahmemenge und Kostenlast von RECs die Kosten durch die verbleibende Allge-

meinheit zu tragen wären (E14, G1).  
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Auch E6 (G6) ist der Meinung, dass die Netzentgelte nicht entfallen werden, da das Netz weiterhin 

genutzt wird. 

 Pro Reduzierung 

Vier ExpertInnen aus G2 und G7 sprechen sich für eine Reduzierung der Netzentgelte bei Energy 

Sharing Konzepten aus.  

Laut E1 (G2) sollten die Netzentgelte reduziert werden, da die Belieferung von nahen Regionen 

bislang noch genauso teuer ist wie ein deutschlandweiter Transport. Die Reduzierung der Netz-

entgelte ist eine sinnvolle Förderung der RECs, da die Entgelte mit dem Netzausbau zukünftig 

steigen werden (E1). 

Laut der ExpertInnen aus G7 können die Netzentgelte für den lokal produzierten und verbrauch-

ten Strom reduziert werden, was nicht die Stromlieferung von den Versorgern einschließen muss. 

Grundlage sind Berechnungen, die zeigen, dass langfristig für Netzbetreiber auch Einsparungen 

möglich sind, wie dies bereits in anderen Ländern geschehen ist (E15). Der Vorteil für RECs sollte 

gewährt werden, wenn keine Belastung für bestimmte Trafostationen oder Mittelspannungsebe-

nen stattfindet (E16). Innerhalb der Communities sind in bestimmten Zeiten reduzierte Netzent-

gelt bei Lastanpassungen denkbar, bei denen ausgehandelte Werte mit dem Netzbetreiber nicht 

überschritten werden (E18).  

 Neues System 

Vier ExpertInnen aus G1, G5 und G6 sind weder für noch gegen eine Reduzierung der Netzent-

gelte. Sie verweisen darauf, dass es ein neues System hinsichtlich der Netzentgelte geben sollte.  

Laut E14 aus G1 treibt Energy Sharing die politische Verteilungsfrage hinsichtlich der Kosten für 

den Netzausbau an, der gegebenenfalls auch durch Erneuerbare Erzeugungsanlagen zu finan-

zieren sein könnte. Dadurch entstünde möglicherweise das Risiko eines Ausbaurückgangs. Es 

ist ebenfalls denkbar, dass entnahmebasierte Stromanschlusskosten durch Flatrate Tarife ersetzt 

werden.  

Die Vorteile von Energy Sharing auf das Netz sollten berücksichtigt werden, ohne dass Entgelte 

vollständig entfallen sollen (E12, G5). 

Zwei Experten aus G6 sind der Meinung, dass eine Analyse für potentiell entfallende Netzentgelte 

erforderlich ist, wenn bestimmte Netzebenen nicht benötigt werden. Ein neues Netzentgeltermitt-

lungssystem, mit Bezug auf Flexibilitäten und Leistungen bei dem kein Bezug mehr auf eine ver-

brauchte Kilowattstunde genommen wird, ist möglich (E10). Das öffentliche Stromnetz ist Teil der 

Versorgungssicherheit, was anfallende Kosten rechtfertigt. Eine Dynamisierung mit intelligenten 

Messsystemen inklusive Anreize bei Lastverschiebung durch leistungsorientierte Netzentgelte 

denkbar (E11). 
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5.3.3 EEG-Umlage 

Hinsichtlich der EEG-Umlage bei Energy Sharing Konzepten führt E2 aus G2 an, dass der Vorteil 

für RECs bei einer Reduzierung verfällt, wenn politisch entschieden wird, dass das EEG-Konto 

nicht mehr über die Umlage finanziert werden soll.  

 Reduzierung der Umlage  

Sechs ExpertInnen aus G1, G5, G6 und G7 sind der Meinung, dass die EEG-Umlage für Energy 

Sharing Konzepte reduziert oder abgeschafft werden sollte. 

Die EEG-Umlage könnte der Eigenversorgung gleichgestellt werden, wenn die Frage geklärt wird, 

wie die Kostendifferenz ausgeglichen wird. Privilegien sollten lieber für bestehende Modelle ab-

geschafft werden (E14, G1). 

ExpertInnen aus G5 geben an, dass mit der Reduzierung der EEG-Umlage eine Gleichbehand-

lung mit der Eigenversorgung entsteht (E9). Die RECs könnten hinsichtlich der EEG-Umlage ne-

ben einer Gleichstellung sogar bessergestellt werden, da sie durch das potenzielle Ausbalancie-

ren des Gesamtsystems systemrelevanter sind als die Eigenversorgung (E12). 

Experten aus G6 geben an, dass Regulierungen der Eigenversorgung genutzt werden sollten 

(E10). Der Beitrag an der Energiewende ist bereits getätigt, wenn Erneuerbare Energien-Anlagen 

gebaut werden und keine Einspeisevergütung bezogen wird, sodass die EEG-Umlage entfallen 

kann. Unter diesen Umständen sollte die Umlage für VerbraucherInnen für Netzbezug entfallen, 

jedoch bei ausgeförderten Anlagen erhalten bleiben (E11).  

Die EEG-Umlage könnte wegfallen, wenn keine EEG-Vergütung anfällt oder nach EEG einge-

speist wird (E16, G7). 

 Keine Reduzierung der Umlage 

Lediglich zwei ExpertInnen aus G5 und G6 sind der Meinung, dass die Reduzierung der EEG-

Umlage zu Gefahren führen kann.  

Das Gesamtsystem könnte aus dem Gleichgewicht geraten, wenn sich die Bevölkerung zu stark 

hinsichtlich der EEG-Umlage entsolidarisiert. Durch die resultierende Umverteilung der Kosten 

auf weniger Menschen, können sozialen Probleme auftreten (E17, G5). 

Die Befreiung der Umlagen ist nur möglich, wenn anderweitig ein Beitrag zur Energiewende ge-

leistet werden würde. Es entsteht nur das Verlagern der Kosten, welche nicht sinken. Da die 

RECs in diesem Fall volkswirtschaftlich bevorteilt werden, verteilen sich die Kosten auf eine ge-

ringere Anzahl an Menschen (E6, G6). 
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5.3.4 Stromsteuer 

Sechs ExpertInnen aus G1, G2, G5, G6 und G7 führten Argumente hinsichtlich einer Anpassung 

in der Stromsteuer an. 

Die Befreiung der Stromsteuer muss politisch diskutiert werden, um zu klären, wie fair dies ge-

genüber Lieferanten von Grünstrom wäre (E14, G1). Die Abschaffung der Stromsteuer ist laut E1 

aus G2 sinnvoll. Die Stromsteuer entfällt bereits unter bestimmten Bedingungen. Eine Erweite-

rung ist aufgrund fehlendem politischen Willen allerdings nicht realistisch (E9, G5). Ob dies sinn-

voll ist, ist zu klären (E11, G6). G7 gibt den Denkanstoß, ob eine steuerliche Entlastung nicht nur 

für Gewerbe, sondern auch für Community Anbietern erfolgen kann (E16). Außerdem hätte die 

Stromsteuer den gleichen Effekt wie eine Reduktion der EEG-Umlage hinsichtlich der Umsetz-

barkeit von Energy Sharing Projekten (E18). 

5.3.5 CO2-Bepreisung 

Sechs ExpertInnen aus G2, G3, G5 und G6 führten Argumente zu der Relevanz der CO2-Beprei-

sung an. 

Laut G2 hat die CO2-Steuer erstmal keinen Einfluss auf Energy Sharing Konzepte (E2). Die Be-

preisung kann aufgrund der Probleme, wie der Ausgestaltung von Fördermodellen, ein wichtiger 

Faktor sein, indem Einnahmen generiert werden und die Entscheidungsbefugnis hinsichtlich der 

Energiequelle erhalten bleibt (E4). 

Auch laut E5 (G3) kann die CO2-Steuer einen indirekten Einfluss auf Energy Sharing haben. 

Die CO2-Steuer auf fossilen Strom hätte einen großen Hebel für Energy Sharing, wenn die Ein-

nahmen die EEG-Umlage reduzieren und somit als Finanzierungsdepot für Erneuerbare Energien 

genutzt werden (E9, G5). 

Die Experten aus G6 sind der Meinung, dass die CO2-Bepreisung einen Einfluss hat, aber nicht 

als Mittel für RECs dienen wird, da sie Spekulationen unterliegt (E6). Des Weiteren führt sie auf 

einfache Weise zu mehr Einspeisung Erneuerbarer Energien, sodass die Regulatorik und Büro-

kratie weniger stark geändert werden müsste (E11).  

5.3.6 Monetärer Vorteil EndkundInnen 

Die Subkategorie monetärer Vorteil lässt sich unterteilen in die Subsubkategorien Notwendig und-

Nicht zwingend. 

 Notwendig 

Zehn ExpertInnen aus G2, G4, G5 und G7 geben an, dass ein monetärer Vorteil der EndkundIn-

nen bei Energy Sharing Projekten von Bedeutung ist.  
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Laut der ExpertInnen aus G2 sollte der Strom aus der Gemeinschaft mithilfe von Reduzierungen 

der bestehenden Abgaben und Umlagen günstiger sein (E1), sodass der monetäre Vorteil weite 

Teile der Bevölkerung zur Teilnahme animiert (E4). Reduzierte Kosten werden an EndkundInnen 

weitergegeben (E7), indem sie einen günstigeren Strompreis erhalten (E8). Der monetäre Vorteil 

ist außerdem sinnvoll für erste Anreize und für das Starten der Projekte, wobei jedoch die Ein-

fachheit in der Umsetzung am wichtigsten ist (E13).  

Laut G3 (G4) erfordert die Umsetzung in der Gesamtbevölkerung einen monetären Vorteil, wes-

wegen jede Kostenreduktion auf der Stromrechnung zielführend ist. 

ExpertInnen aus G5 sind der Meinung, dass Geld eine Rolle für eine sozial gerechte Mieterstrom-

wende spielt (E9) und der monetäre Vorteil abhängig von der Haltung zum Ausbau von Erneuer-

baren Energien ist. Dies bedeutet, dass Anreize geschaffen und wirtschaftliche Vorteile an Kon-

zepte und damit an die VerbraucherInnen weitergegeben werden können. Dieser monetäre Vor-

teil würde an EndkundInnen weitergegeben, wenn Energy Sharing für das Gesamtsystem ge-

wünscht wird (E12). Auch für E17 ist ein monetärer Vorteil für EndkundInnen relevant. 

Ein monetärer Vorteil sowie niedrige Eintrittshürden, wie z.B. eine Handhabung ähnlich der jetzi-

gen Grundversorgung, muss für EndkundInnen gegeben sein, um auch die Bevölkerung mitzu-

nehmen, die sich bisher nicht für Klimaschutz einsetzt (E18, G7).  

 Nicht zwingend 

Vier ExpertInnen aus G1, G6 und G7 gaben an, dass ein monetärer Vorteil für die EndkundInnen 

nicht zwangsläufig relevant ist, um Energy Sharing Projekte zu realisieren. 

Laut E14 (G1) ist ein wirtschaftlicher Vorteil von EndkundInnen als Impuls nicht notwendig. 

Laut E6 (G6) wird die beste Umsetzung durch Vorteile der Beteiligten gewährleistet, was neben 

monetären Aspekten auch eine regionale Schaffung von Arbeitsplätzen oder Vermietung sein 

können. Ein günstigerer Preis ist nicht zwingend notwendig, wenn der Preis auf dem Niveau von 

Grünstromverträgen bleibt. Es sind sogar freiwillige Möglichkeiten zusätzlicher Investition in För-

dertöpfe durch die Bevölkerung denkbar (E10, G6).  

Neben einem monetären Vorteil in Form eines niedrigeren Strompreises kann laut E16 (G7) auch 

die Befriedigung anderer Bedürfnisse bei einem gleichem Preis stattfinden.  

5.4 Umsetzung 

Die Hauptkategorie Umsetzung lässt sich in die Subkategorien regulatorische Barrieren, Umset-

zungsmöglichkeiten, erforderliche Maßnahmen, Bundesregierung als Impulsgeber und Dienst-

leistungen unterteilen.  
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5.4.1 Regulatorische Barrieren 

Sieben ExpertInnen aus G2, G5 und G7 führen an, dass es regulatorische Barrieren gibt, die 

zunächst abgeschafft werden müssten, um die Umsetzung von Energy Sharing zu erleichtern.  

Die ist laut G2 zum Beispiel das Doppelvermarktungsverbot, bei dem Strom eine Marktprämie 

bekommt und keinen Herkunftsnachweis vermarkten darf. Außerdem ist die Personenidentität 

eine Barriere für die gemeinschaftliche Eigenversorgung, was Mieterstromprojekte bei einer Ab-

schaffung vereinfachen würde (E2). Die Personenidentität ist eine zentrale Stellschraube und das 

Entbundling von Netzbetreibern und Energieversorgern verhindert die Errichtung eigener Netze, 

beispielsweise in Neubaugebieten (E4). Die Personenidentität kann zwar eine Barriere sein, aber 

nicht in allen Konzeptansätzen (E13).  

Laut ExpertInnen aus G5 kann die Energie bislang nur an Aggregatoren bei Anlagengröße größer 

als 30kW verkauft werden. Über Beziehungen im Umkreis der Anlagen ist dies nicht möglich, weil 

kein systemrelevantes Verhalten möglich ist aufgrund fehlender Vorteile (E12). Weitere Barrieren 

sind die Existenz von nur einem Liefertatbestand für zu viele unterschiedliche Lieferbeziehungen, 

wirtschaftliche und damit verbundene administrative Belastungen des Stroms, die Eingliede-

rungspflicht in Bilanzsysteme bei Netznutzung, das Doppelvermarktungsverbot oder der Verlust 

der EEG-Förderung (E17).  

ExpertInnen aus G7 sagen, dass Business Cases nicht entstehen können, weil Energy Sharing 

zu teuer ist und das Doppelvermarktungsverbot aufgrund des Pricings im Energieversorgungs-

systems existiert (E16). Bislang ist Energy Sharing regulatorisch unwirtschaftlich. Das Doppel-

vermarktungsverbot ist jedoch sachgerecht, da es ansonsten einer weiteren Förderung entspre-

che (E18).  

5.4.2 Umsetzungsmöglichkeiten 

Hinsichtlich der Umsetzungsmöglichkeiten gaben drei Personen aus G3, G5 und G6 an, dass es 

Verbot von Energy Sharing gibt, aber auch keinen Anreiz. Die Einzelaspekte wie der gemeinsame 

Besitz von Erzeugungsanlagen, die Anmeldung als Energieversorgungsunternehmen, das Fin-

den von StromkundInnen und die Lieferung von Strom an KundInnen unter Abschließung von 

Verträgen ist bereits möglich (E5, G3). Auch laut E9 (G5) ist es bereits umsetzbar, aber nicht 

wirtschaftlich, weil die volle Höhe der Abgaben und Umlagen bei Einspeisung des Stroms über 

PPAs und der Zuordnung an Letztverbrauchende anfällt. E11 aus G6 ergänzt, dass es umsetzbar 

ist, indem man Energy Sharing über Unterbilanzkreise beziehungsweise Bilanzkreise unter Ver-

wendung von sonstiger Direktvermarktung, hochauflösendem Messen und der Einhaltung der 

energiewirtschaftlichen Regeln realisiert. 
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5.4.3 Erforderliche Maßnahmen 

Alle ExpertInnen aus allen Gruppen geben an, dass Maßnahmen zur Umsetzung von Energy 

Sharing erforderlich sind. 

Laut E14 (G1) sollte die Stromkennzeichnung zur Entbürokratisierung und Vereinfachung entfal-

len. Außerdem sollte der Vorteil von Energy Sharing ermittelt werden, sodass daraufhin die Netz-

entgelte unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf alle Bevölkerungsgruppen angepasst wer-

den können. Dezentrale Konzepte scheitern an dem bestehenden regulatorischen Rahmen der 

Vergangenheit sowie an einer Rechtssicherheit bei einem Strommix aus dezentralem und zent-

ralem Strom. Dabei wird die Stromlieferung aus der Kundenanlage vom Dach mit dem Reststrom 

aus dem Netz gemischt, sodass eine kundenspezifische Zuordnung fast unmöglich ist. 

ExpertInnen aus G2 führen an, dass eine Definition von RECs über Landkreisgrenzen hinausge-

hend, eine Reduzierung der bürokratischer Hindernisse und die Unterstützung sowie die Be-

wusstseinsstärkung von VerbraucherInnen hinsichtlich Strompreiszusammensetzung erforderlich 

sind. Es muss mit Verteilnetzbetreibern geklärt werden, wer Verteilnetze finanziert (E1). Ein One-

Stop-Shop als zentrale Beratungsstelle ist wünschenswert, bei der ebenfalls alle Mitteilungen zu 

tätigen sind. Bislang werden die Stromsteuer an das Hauptzollamt, die Inbetriebnahme und Netz-

abnahme an den Netzbetreiber und Ausschreibungen an das BNetzA übermittelt (E2). Eintritts-

barrieren sollten reduziert, BürgerInnen durch z.B. Bürgerenergiefonds unterstützt und Beratung 

hinsichtlich Steuerrecht, Genehmigungen, Errichtung der Anlage und Standortentscheidungen 

zur Verfügung gestellt werden. Die Entscheidungsfreiheit hinsichtlich des Reststrombezugs durch 

z.B. lokale Stadtwerke oder andere RECs ist von Bedeutung (E4). Vor dem Projekt ist es wichtig, 

zu unterstützen, zu beraten und MitgliederInnen zu organisieren. Während der Projektphase 

sollte das Risiko der RECs durch z.B. Bürgerenergiefonds reduziert und Unterstützung bei Risi-

kokapital und Vorlaufkosten geleistet werden. In der Betriebsphase sollten bundesweite Energie-

agenturen unterstützend tätig sein und bürokratischer Hindernisse reduziert werden (E7). Es ist 

außerdem eine Reform der Abgaben und Steuern sowie Netzentgeltreform in Abhängigkeit der 

Netzstrecke erforderlich. AkteurInnen sollten zur Mitarbeit angehalten und alternativ sanktioniert 

werden. Außerdem sollten Fördergelder bereitgestellt werden und eine leichtere Gesetzgebung 

in Dachflächennutzung vorliegen (E8). Themen wie Herkunftsnachweis, Direktvermarktungsan-

forderungen, Speichereinbindungen, Mess- und Eichrecht, Verrechnung von Zählerständen in 

einem Objekt und an mehreren Netzanschlusspunkten, Anpassung der Abgaben und Umlagen 

sowie der Smart Meter Rollout sollten bearbeitet werden. Außerdem sollte dies gerade für kleine 

Anlagen, unabhängig von der Größe der RECs vereinfacht werden, damit Projekte anlaufen kön-

nen und sich danach gegebenenfalls vergrößern können, z.B. ein größerer Windpark mit vielen 

VerbraucherInnen. Es sollten Qualitätskriterien hinsichtlich des echten physikalischen regionalen 

Zusammenhangs erfüllt sein, Flexibilisierungen angeboten werden und die Umsetzung zur Ver-

einfachung auch ohne Förderung möglich sein (E13).  
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Laut E5 aus G3 sind relevante Maßnahmen eine leichte Teilhabe für Fachfremde, Unterstützung  

bei der Teilhabe auch durch Dienstleister bei komplexen Prozessen. Wichtig ist auch der Abbau 

bürokratischer Hindernisse und finanzieller Risiken. Diese entstehen, wenn kleine teure, dezent-

rale Anlagen im zentralen Stromsystem keinen Vorteil erhalten. Die gemeinsame wirtschaftliche 

Verantwortung des Stroms erfolgt über die Rechtsform. Die Frage ist zu klären, wer finanzielle 

Risiken übernimmt, gerade bei Ausscheiden von MitgliederInnen. Eine Lösung wären Bürgschaf-

ten von staatlichen Institutionen. Es sollte zunächst unter Berücksichtigung von Vor- und Nach-

teilen eine Entscheidung für zentralen oder dezentralen Ansatz getroffen werden, um daraus ab-

zuleiten, wie hoch der Anteil von dezentralen Anlagen sein soll. Danach kann die Ausgestaltung 

von Energy Sharing erfolgen. 

Laut E3 (G4) müssen Modelle entwickelt werden, bei denen nicht gesamter Strom an Übertra-

gungsnetzbetreiber abgegeben wird, um nicht nur bilanzielles Teilen zu ermöglichen. Lastma-

nagementansätze von Unternehmen und Industrie gewährleisten dauerhafte Versorgung von 

kleinen Stromclustern.  

Laut der ExpertInnen aus G5 sollte eine Öffnung von Regulierungen auch hinsichtlich Blockchain 

erfolgen, was bislang nur bei Elektromobilität erleichtert wurde. Es sollten P2P Lösungen ermög-

licht, neue digitale Lösungen gefunden, und Modelle entwickelt werden, bei denen eine Beteili-

gung an Erneuerbaren Energien-Anlagen mit einem räumlichen Zusammenhang und bilanzieller 

Zuordnung des Stroms je nach Anteilen an der REC möglich ist. Außerdem sollten Hemmnisse 

bei der Einbeziehung von Dienstleistern, wodurch im jetzigen EEG eine Lieferbeziehung entsteht, 

vermieden werden. Wichtig ist außerdem die Definition von Energy Sharing und dessen Regio-

nalität sowie die Bilanzierung von größeren RECs zum Ausbalancieren, was in kleinen Kunden-

anlagen nicht notwendig wäre und über physikalische Wege des Stroms in einem Summenzähler 

erfasst werden könnte. Es sollte auf die Digitalisierung geachtet und unbestimmte Rechtsbegriffe 

mit Interpretationsspielraum abgeschafft werden (E9). Die Graustromvermarktung sollte abgelöst 

werden, indem eine Vielzahl von Gesetzen anzupassen ist. Informationen müssen hinsichtlich 

Steuervorteilen und -nachteilen sowie der Auswirkungen auf die EEG-Umlage bei Förderung ge-

neriert werden. Unterstützende Anleitungen und Anlaufstellen hinsichtlich aller Ebenen von 

Energy Sharing Konzepten sind bereitzustellen und technische Fragen hinsichtlich Datensicher-

heit und intelligenter Messsysteme zu klären. Die Bundesnetzagentur müsste Räume neu defi-

nieren, da gute Energy Sharing Konzepte möglicherweise nicht auf bestehende Bilanzkreise und 

verantwortliche Marktakteure anzuwenden sind (E12). Energierechtsthemen sind zersplittert in 

EEG, Stromsteuerrecht, EnWG, wodurch unterschiedliche Zuständigkeiten, Rechtsverfolgungen 

und Rechtssicherheiten vorliegen. Für neue Themen wie Energy Sharing wäre eine einheitliche 

Gesetzgebung zur Herstellung von Rechtssicherheiten wünschenswert. Aktuell rennt das Ener-

gierecht Entwicklungen hinterher, da die Grundlage eine zentrale Versorgung mit fossilen Ener-

giequellen ist. Eine Zukunftsvision mit 100% Erneuerbaren Energien sollte als Grundlage für die 
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Überlegungen dienen, wie sich das Energiesystem grundlegend ändern müsste, wenn das EEG 

als Hauptenergiemarkt anzusehen ist (E17).  

Experten aus G6 führen an, dass ein Regelwerk hinsichtlich Bilanzkreismanagement, Energieda-

tenmanagement und Verteilnetzbilanzierung relevant ist. Geschäftsprozesse sollten aufgestellt 

werden, damit Verantwortlichkeiten nicht nur an Verteilnetzbetreiber weitergegeben werden. 

Dadurch werden alle an den Kosten und der Verantwortung für das Gesamtsystem wie z.B. Netz-

störungen oder -ausfällen beteiligt (E6). Netzentgelte, Steuern und Abgaben sind anzupassen 

und Fördertatbestände hinsichtlich Speichertechnologien, Wasserstoff sowie die Regulatorik von 

Stromein- und -verkauf zu vereinfachen. Das Doppelvermarktungsverbot ist des Weiteren abzu-

schaffen. Dienstleistungsanbieter sollten sich zusammenschließen für das Finden der besten Lö-

sungen für alle Beteiligten und der Schaffung von Synergieeffekten und Wissensaustausch von 

unterschiedlichem Know-how (E10). Bestehende Energiegenossenschaften sollten die Möglich-

keit bekommen ein Energy Sharing Produkt in ihr Portfolio hinzuzunehmen, damit Menschen nicht 

zusätzlich einer Genossenschaft beitreten müssen oder eine Genossenschaft vor Ort nicht ge-

zwungen wird, ein Energieversorgungsunternehmen mit allen Pflichten zu werden. Intelligente 

Messsysteme müssen sicher umgesetzt und Mehrkosten im Vergleich zur Einspeisevergütung 

aufgefangen werden. Der Aufbau von dynamischen Netzentgelten bei regionalem Aufbau der 

RECs ist relevant. Damit Netzbetreiber die Konzepte nicht blockieren, dürfen KundInnen nicht 

über SLP mit minderwertiger Messtechnik bilanziert werden. Communities sollte es bundesweit 

über den Hauptsitz hinaus ermöglicht werden, den Energieausgleich auf (Unter-)Bilanzkreisen zu 

organisieren, auch wenn energiewirtschaftliches Optimum ein Hauptbilanzkreis pro Regelzone 

wäre. Der Netzbetreiberbilanzkreis sollte nicht nutzbar sein für BetreiberInnen außerhalb gesetz-

licher Einspeisevergütung, weil damit nicht gearbeitet werden kann. Um erfolgreicher Community 

Dienstleister zu werden, sollte man ein Angebot, was alles abdeckt für KundInnen anbieten kön-

nen (E11).  

Laut der ExpertInnen aus G7 muss die Förderung sowie der Ein- und Austritt in und aus der REC 

einfach gestaltet werden, damit Menschen und vor allem junge Leute eher zu einer Teilnahme 

bereit sind. Die einfachsten Konzepte von RECs werden sich in Regionen mit Konkurrenten 

durchsetzen (E15). Der Smart Meter Rollout ist wichtig für eine einheitliche technologische Basis 

für Protokollkompatibilität und Technologieeinheitlichkeit. Ein weitestgehender Ausbau von Pho-

tovoltaik und Batteriespeichern ist wichtig, damit danach eine Diskussion über Förder- und An-

reizmodelle stattfinden kann und Community Designs entwickelt werden können. Es ist zu klären, 

ob es eine Unterscheidung in der Behandlung einer zentral oder dezentral erzeugten Kilowatt-

stunde geben kann. Außerdem sind Make-or-Buy-Entscheidungen der Unternehmen hinsichtlich 

eines Angebots als Full Service Provider und ein gedankliches Loslösen von alten regulatori-

schen Strukturen notwendig (E16). Laut E18 ist eine finanzielle Förderung oder eine höhere Be-

lastung von VerbraucherInnen außerhalb der Community relevant, wodurch sich die Industrie 
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aufgrund des Kostendrucks umstellen würde. Außerdem ist die Frage zu klären, wie die mögliche 

Abbildung von Communities auf verschiedenen Spannungsebenen erfolgen kann (E18).  

5.4.4 Bundesregierung als Impulsgeber 

Folgend wird Auskunft darüber gegeben, ob die Regierung ein Impulsgeber sein kann bzw. muss 

oder ob dies nicht der Fall sein wird.  

 Impulsgeber 

Acht ExpertInnen aus allen Gruppen außer G4 sind der Meinung, dass die Bundesregierung den 

Impuls zur Umsetzung von Energy Sharing geben sollte oder geben muss.  

E14 (E1) sagt, dass zunächst die Frage geklärt werden muss, welche Vorteile von Energy Sha-

ring gegenüber Eigenversorgung vorliegen und in wie weit dies gefördert werden soll, da Dezent-

ralität politisch gewünscht wird. 

Energy Sharing ist Thema in der nächsten Legislaturperiode und in aktueller nicht mehr zu er-

warten (E13, G2). 

Impulse wurden bereits gegeben und die Bundesregierung muss die Umsetzungsphase nun 

durchführen (E5, G3).  

Der Impuls muss von der Regierung kommen, ansonsten können RECs oder Unternehmen mit 

direkter Anwendbarkeit drohen und fehlende Teile zur Umsetzung der Energy Sharing Konzepte 

durch RECs eingeklagt werden (E12, G5).  

Die Experten aus G6 sind der Meinung, dass Institutionen als Treiber oder Reallabore der Regie-

rung unter Schaffung eines politischen Rahmens agieren sollten, um den Nutzen aufzuzeigen. 

Dadurch würden Unternehmen bei einem wirtschaftlichen Vorteil zu den Treibern werden (E6). 

Die Regierung ist in der Verantwortung und Verbände müssen unterstützend tätig sein (E10). Es 

gibt bereits technische Erfolgsbeispiele auch aus anderen Ländern, aber die Relevanz von Bür-

gerenergie ist durch die Politik zu klären, welche Unterstützung durch Verbände benötigt (E11). 

Laut E15 (G7) muss die Bevölkerung danach fragen. Jedoch ist das Interesse für Energieversor-

ger oft nicht groß, was gesteigert werden kann, indem Motivation aufgebaut wird und Impulse 

durch Unternehmen und der Politik gegeben werden. Die Regierung ist in der Verantwortung, 

offene Fragen zu klären und es für die EndverbraucherInnen so einfach wie möglich zu machen.  

 Kein Impulsgeber 

Die weiteren 10 ExpertInnen aus G2, G4, G5 und G7 sagen, dass der Impuls nicht von der Re-

gierung kommen wird. 

Die ExpertInnen aus G2 sind der Meinung, dass der Impuls seitens der Regierung nicht zu er-

warten ist (E1). Die Regierung ist bis auf den Entschließungsantrag des Bundestages kein 
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Impulsgeber. Dieser kommt eher von Verbänden, Unternehmen oder der Zivilgesellschaft (E2). 

BürgerInnen sollten ImpulsgeberInnen sein, weil sie mit Wahlen Einfluss auf die Politik haben und 

sie politische Entscheidungsfindungen mit Druck unterstützen können (E4). Das Bündnis Bürge-

renergie, Energiegenossenschaftsverbände und Bildungseinrichtungen sowie wissenschaftliche 

Institutionen sind Impulsgeber (E7). Ein großer Hebel ist die Bevölkerung nach Öffentlichkeits- 

und Aufklärungsarbeit. Der Impuls aus der Politik ist jedoch wünschenswert, da lokale Produktion 

resilient ist und die Nutzung durch Energy Sharing maximiert werden kann und der Netzausbau 

nicht funktioniert (E8).  

Laut E3 (G4) kommen die Impulsgeber aus der Gruppe der betroffenen Bevölkerung, wodurch 

die Teilhabe ermöglicht und die Akzeptanz vor Ort gesteigert wird. Dies nimmt in der politischen 

Entscheidungsfindung bislang jedoch nur untergeordneter Rolle ein. 

Laut G5 sind Verbände Impulsgeber oder man nutzt Musterklagen als Instrument, bei dem der 

Bundesgerichtshof hinsichtlich Europarechtskonformität bei Nichtzahlung der EEG-Umlage in 

voller Höhe bei gemeinschaftlicher Eigenversorgung entscheidet (E9). Die Regierung ist gerade 

nicht als ImpulsgeberIn zu sehen, da es großen politisch Willen bedarf, um Chancen für Energy 

Sharing aufzuzeigen. Gleichzeitig dürfen Probleme wie Verbraucherschutz und Transparenzthe-

men nicht vernachlässigt werden, die bei Entregulierungen neuer Modelle entstehen können 

(E17).  

Die ExpertInnen aus G7 führen an, dass sich der Markt nur bewegt, wenn dominierende Unter-

nehmen dies über Lobbyarbeit und Gesetzgebungen vorgeben und er dadurch zu einer Bewe-

gung gezwungen wird. Dies kann über Incentivierungen und Pönalen erfolgen. Derzeit gibt es in 

Deutschland jedoch eine der sichersten und zuverlässigsten Stromversorgungen (E16). Der 

Marktimpuls entsteht durch finanzielle Bevorteilung der Projekte, CO2-Steuer oder steigenden 

Netzentgelten. Alternativ ist es denkbar, dass die Europäische Union Vertragsverletzungsverfah-

ren durchführt, wenn die deutsche Umsetzung noch nicht der RED II entspricht (E18).  

5.4.5 Dienstleistung 

In der Subkategorie Dienstleitung ist diese laut der ExpertInnen entweder zwingend notwendig 

oder der Bedarf ist abhängig von bestimmten Kriterien, die im Folgenden erläutert werden.   

 Dienstleistung erforderlich  

Vierzehn ExpertInnen aus allen Gruppen sind der Meinung, dass Dienstleistungen zur Unterstüt-

zung von Energy Sharing Konzepten erforderlich sind. 

Laut E14 (G1) wird zukünftig Dienstleistung in Anspruch genommen, was aber hinsichtlich Netz-

services zum Teil sehr teuer sein wird. Diese werden erst bei einer größeren Masse günstiger, 

woraus sich aktuelle Netzentgelte ergeben. Ungeplante Kosten können gerade für kleine 
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BetreiberInnen mit geringer Professionalisierung und Skalenvorteilen auftreten.  

Die ExpertInnen aus G2 führen an, dass Dienstleistungsangebote notwendig sind, da die Regu-

latorik zu kompliziert ist (E1). Dienstleister wie Energieversorgungsunternehmen werden für den 

Einkauf von Reststrom, die Bilanzierung und den Stromhandel benötigt und die RECs kümmern 

sich gegebenenfalls um das Marketing und die Projektentwicklung (E7). Aufgrund der Komplexität 

werden Dienstleistungen für Bilanzierung, Bilanzkreismanagement, Kundenbetreuung, Verbrau-

cherschutz und Abrechnung benötigt. Es ist davon auszugehen, dass es nur wenige RECs selbst 

können, weil sich Blockchain erst ab gewisser Größe rechnet. Neue Geschäftsmodelle können 

für Ökostromanbieter, Verteilnetzbetreiber und Stadtwerken mit bereits vorhandenem Know-how 

durch Energy Sharing entstehen (E8).  

Dienstleister können Bilanzkreis- und Meldepflichten übernehmen. Die RECs müssten jedoch das 

Recht haben, dies leicht in Anspruch zu nehmen wie dies bereits bei Stadtwerken beispielsweise 

der Fall ist (E5, G3). 

Dienstleistungen sind laut E3 (G4) erforderlich, da dezentrale AkteurInnen eher klein sind und 

daher Risiko behaftet sind, weil sie volkswirtschaftlich keine Rolle in der politischen Entschei-

dungsfindung spielen. 

Laut G5 wird Dienstleistung, auch zur Finanzierung und Realisierung von Projekten und zur Er-

füllung der Energieversorgungsunternehmenspflichten benötigt. Wenn Communities selbst über 

benötigte Systeme und Know-how verfügen, ist auch eine eigenständige Umsetzung denkbar 

(E9). Gemeinschaften machen es entweder selbst oder es werden Dienstleistungen für energie-

wirtschaftliche Prozesse wie Bilanzierung, die sich in Gemeinschaft einbinden, in Anspruch ge-

nommen (E12). Dienstleister wie Aggregatoren spielen eine wichtige Rolle aufgrund anhaltender 

Komplexität und Verantwortlichkeiten sowie Anforderungen für energiewirtschaftliche Prozesse, 

Bilanzierung, Abrechnung und Kundenkommunikation. Dies wird bei höherer Nachfrage immer 

günstiger und ist zukünftig als Teil von Unternehmensangeboten, die einen Full Service anbieten, 

denkbar (E17).  

Laut Experten aus G6 werden Energiedaten- und Bilanzkreismanagement von Dienstleistern 

übernommen (E6). Außer die Regulatorik wird stark vereinfacht, können nur große RECs eine 

Umsetzung ohne Dienstleistung realisieren. Der Rest wird Dienstleistung hinsichtlich Bilanzkreis-

wesen und Lieferantenwechselthemen, Beschaffung, Kundenanmeldung und -abrechnung, Kun-

denbetreuung und -ansprache sowie für die Ausgestaltung der Verträge in Anspruch nehmen, 

außer die RECs sind risikobereit (E10). Dienstleistungen sind notwendig bei Konzepten mit 

Stromlieferung und Stromaufnahmen. IoT Dienstleistungen werden wegen großer Datenmengen 

bei Services wie Visualisierung von Energieflüssen benötigt (E11). 

ExpertInnen aus G7 führen an, dass auch Dritte Investitionen tätigen könnten. Es sollte eine An-

sprechpartnerin oder einen Ansprechpartner wie einen Energieversorger als Dienstleister geben. 

Dies eignet sich aufgrund der Expertise, damit es für EndverbraucherInnen möglichst einfach ist, 
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wenn alle Themen über diese Stelle abgewickelt werden können. Aufgrund von fehlender techni-

scher Expertise der RECs oder des Finanzierungsbedarfs durch Dritte für große Skalierungen 

werden Dienstleistungen in Anspruch genommen. Dies kann durch Versorger oder Software Un-

ternehmen erfolgen, oder RECs arbeiten mit White Label Anbietern zusammen, wobei Versorger 

aufgrund der Erfahrung am geeignetsten wären. Ab einer bestimmten Größe könnten RECs Auf-

gaben auch selbst übernehmen und dadurch noch unabhängiger werden, wenn dies wirtschaft-

lich sinnvoll wäre (E15). Außerdem wird Dienstleistung in Form von Cloud Providern zur Abrech-

nung, CRM, Ein- und Austritt aus den RECs und zum digitalen Management kleiner Einheiten 

benötigt (E16).  

 Notwendigkeit von Dienstleistungen in Abhängigkeit 

Fünf ExpertInnen G2, G3, G4 und G7 aus geben an, dass Dienstleistungen in Abhängigkeit von 

bestimmten Faktoren benötigt werden.  

Laut G2 basieren Dienstleistungen auf der Ausgestaltung, sodass das Maß an erforderlichen 

Mitteilungs- und Bilanzierungspflichten grundlegend ist. Bei virtuellem Eigenverbrauch über 

Smart Meter wird z.B. keine Dienstleistung notwendig sein. Dies ist eher unrealistisch, da das 

Netz in Anspruch genommen werden soll. Bei Subbilanzkreisen entsteht ein hoher Bedarf an 

Dienstleistung hinsichtlich Abrechnung, Rechnungswesen, Bilanzierungen und Mitteilungspflich-

ten (E2). Dienstleistungen wie Abrechnung und Bilanzierung werden in Anspruch genommen. 

Deren Ausmaß ist aber abhängig vom Einsatz der Technik wie Smart Metern und der Größe der 

RECs, die bei einer Vergrößerung zu einer größeren prozessualen Komplexität und mehr Auf-

wand führen (E4). Der Dienstleistungsbedarf ist abhängig von der Ausgestaltung. Entweder ist 

Energy Sharing bei einer gemeinschaftlichen Eigenversorgung von mehreren Eigentumsparteien 

ohne Dienstleistung möglich oder es sind Konzepte, die Dritte für energiewirtschaftliche Prozesse 

wie Direktvermarktung oder Belieferung benötigen (E13). 

Ab bestimmter Größe der RECs werden Aufgaben abgegeben, wie z.B. Pflichten aus der GPKE 

wie die Abrechnung des Stroms inklusive Stromkennzeichnung. Bei Energy Sharing werden 

keine Prozesse oder Pflichten für RECs wegfallen, da sie für ein stabiles Gesamtsystem notwen-

dig sind und ansonsten auf andere AkteurInnen wie Verteilnetzbetreiber umgelagert werden wür-

den (E5, G3).  

Ein Dienstleistungsmarkt ist denkbar, wenn eine Sicherheit zur Entwicklung von Geschäftsmo-

dellen über fünf bis zehn Jahre möglich ist und es nicht von EEG-Novellierungen abhängt (E3, 

G4). 

5.5 Energiewirtschaftliche Aspekte 

Die Hauptkategorie energiewirtschaftliche Aspekte lässt sich unterteilen in die Subkategorien Bi-

lanzierung, Marktrolle, Verbindung zum Strommarkt und zellulares System.  
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5.5.1 Subkategorie Bilanzierung 

Vier ExpertInnen aus G2 und G7 erwähnen die Bilanzierung als Notwendigkeit in Bezug auf 

Energy Sharing.  

Laut E1 (G2) ist die Bildung von Bilanzkreisen notwendig, was durch Dienstleister durchgeführt 

wird. Ab einer bestimmten Mitgliederanzahl sind Bilanzkreise zu bewirtschaften, was bei einer 

adäquaten Bewirtschaftung einer Erzeuger-Verbrauchergemeinschaft entsprechen kann (E13, 

G2). 

Experte E15 (G7) führt an, dass Bilanzierungen bislang noch für ein funktionierendes Gesamt-

system benötigt werden. Dies könnte wegfallen, wenn man Erzeugung und Verbrauch in Echtzeit 

abbilden könnte und weniger Schätzungen über SLP stattfinden. Dafür bräuchte es jedoch Smart 

Meter. RECs werden über Bilanzkreisen für den Energieaustausch untereinander abgebildet, was 

entweder über kontinuierlichen Handel am Intradaymarket an der Börse oder außerhalb über 

Blockchain geschieht (E18, G7).  

5.5.2 Subkategorie Marktrolle 

Die ExpertInnen gaben an, dass die RECs zukünftig entweder neue oder bestehende Marktrollen 

und Verantwortlichkeiten einnehmen werden oder es ist beides für sie denkbar. Einige ExpertIn-

nen nennen auch explizit die Relevanz der Rolle des Prosumers. 

 Subsubkategorie Neue Marktrolle 

Acht ExpertInnen aus vier aus vier Gruppen (G2, G4, G5, G7) geben an, dass für die Realisierung 

von Energy Sharing eine neue Marktrolle geschaffen werden wird.  

Die Experten aus G2 führen an, dass neue Rollen und Verpflichtungen zwischen Endverbrau-

chenden und Energieversorgern entstehen, bei der die volle Bilanzierungspflicht reduziert wird 

und Energy Sharing nicht mit einer Stromlieferung gleichgesetzt wird (E2). Außerdem entstehen 

neue Rollen wie beispielsweise Handelsplattformen als Datenübermittler der RECs oder im Zuge 

der Direktvermarktung (E4). Neue Rollen und Dienstleistungen entstehen auch hinsichtlich Bi-

lanzkreismanagement und Abrechnung (E8) sowie Rollen, die auf Energy Sharing zugeschnit-

tene Prozesse übernehmen werden, bei denen nicht die gesamte Marktkommunikation geändert 

werden muss (E13).  

E3 aus G4 führt an, dass das Loslösen von der Verbraucherrolle und den damit verbundenen 

Einschränkungen sinnvoll wäre, da ein großer Hebel für eine Änderung des Systems aufgrund 

einer Vielzahl an Betroffenen entstehen würde. Damit würde man auch eine größere Rolle bei 

zukünftigen Novellierungen spielen, die ansonsten gegebenenfalls nicht optimal auf Endverbrau-

cherInnen abgestimmt sind.  

Laut E9 (G5) werden neue Rollen mit neuen Verantwortlichkeiten entstehen, die weniger Rechte 
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und Pflichten als Energieversorgungsunternehmen haben, wodurch ein neue Rechtsform im Ver-

gleich zu Letztverbrauchenden und Versorgern geschaffen wird. 

Laut ExpertInnen aus G7 erfolgt bereits eine Diskussion über Aggregatoren zum Management 

kleinteiliger Netzlasten und Flexibilitäten. Es wird ein Abtreten der Verantwortung klassischer 

Energieversorger eintreten. Durch die Übernahme von Dienstleistungen zum Management klei-

ner Einheiten, die sich selbst versorgen, werden Versorger ersetzt (E16). Des Weiteren weist E15 

darauf hin, dass es einen Unterschied zwischen Energieversorgern und ManagerInnen der loka-

len Versorgung gibt und begründet dies damit, dass eine vorhandene oder fehlende Expertise 

hinsichtlich des Handels auf der Strombörse, Bilanzierung und anderen energiewirtschaftlichen 

Verantwortlichkeiten, vorliegt. Die lokalen ManagerInnen werden neue Rollen einnehmen.  

 Subsubkategorie Rolle des Prosumers 

Zwei Experten aus G2 verweisen explizit auf die Relevanz der Rolle des Prosumers, worüber 

Energy Sharing realisiert wird, wobei Menschen in einem Umkreis um die Erzeugungsanlagen 

freiwillig Mitglieder einer Gemeinschaft werden (E1). Die Rolle des Prosumers verbindet damit 

Produktion und Konsum, bei der die MitgliederInnen der RECs Letztverbrauchende bleiben (E7).  

 Subsubkategorie keine neue Marktrolle 

Fünf ExpertInnen aus G1, G3, G5, G6 und G7 führen an, dass es keine neuen Rollen bei der 

Umsetzung von Energy Sharing geben wird.  

Laut E14 (G1) sollten REC die bestehenden Rollen des Lieferanten und des Messstellenbetrei-

bers einnehmen sowie möglicherweise zusätzlich den Betrieb eines kleinen Netzes, was abhän-

gig von der Länge und Komplexität des Kabels ist.  

Es sind keine neuen Rollen notwendig, da einzelne MitgliederInnen mit allen Rechten und Pflich-

ten Letztverbrauchende bleiben. REC werden mehrere Rollen einnehmen und sollten das Recht 

haben, Rollen und Verantwortlichkeiten an Dritte wie Dienstleister abtreten zu können (E5, G3).  

Voraussichtlich wird die Rolle der Letztverbrauchenden modifiziert, sodass diese Rolle eine REC 

gegenüber eines Netzbetreibers vertreten kann und die entsprechenden Rechte und Pflichten 

erhält (E12, G5).  

Aufgrund gleicher Verantwortung und Herangehensweise ist es laut E6 aus G6 einfacher, beste-

hende Rollen einzunehmen. Bei der Entstehung von Teilrollen entsteht jedoch die Gefahr der 

Zerfaserung des Gesamtsystems.  

Laut E18 (G7) gibt es bereits Konstrukte wie die Rolle des Bilanzkreisverantwortlichen oder der 

Aggregatoren, die bereits Summen von Marktlokationen und virtuelle Energieflüsse in Bilanz-

kreise managen. Diese Rolle könnte eine REC ebenfalls einnehmen. Die Rolle des Aggregators 
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ist zwar noch nicht geschaffen, aber findet bereits Anwendung in der Umsetzung von Vertrags-

themen mit KundInnen und Fahrplanaustäusche mit Bilanzkreisverantwortlichen.  

 Subsubkategorie beides denkbar 

Für drei ExpertInnen aus G5 und G6 ist es sowohl denkbar, dass neue Rollen entstehen, als auch 

die Übernahme bestehender Rollen.  

Es könnte nach E17 (G5) Versionen wie das Energieversorgungsunternehmen "light" mit der Ein-

nahme der Rolle des Energieversorgungsunternehmen geben. Diese erhielte aber einen Sonder-

rechtsrahmen wie beispielsweise beim "kleinen Versorger" im Stromsteuerrecht, welche redu-

zierte Anforderungen haben. Alternativ denkbar wäre eine neue Rolle mit der Abgrenzung zu 

bestehenden Begrifflichkeiten. Dabei entstünde die Gefahr, dass das Finetuning während der 

Ausgestaltung wichtige Aspekte vernachlässigt. Das Loslösen von allen Pflichten eines Energie-

versorgers hätte den größten Effekt für Energy Sharing, was politisch jedoch nicht umsetzbar 

wäre. 

Laut den Experten aus G6 sind neue und bestehende Marktrollen denkbar, solange die Gesamt-

verantwortung auch hinsichtlich der Netzentgelte mitgedacht wird. Es musssichergestellt werden, 

dass das Gesamtsystem nicht gefährdet wird, wenn ungewünschte Verantwortlichkeiten an z.B. 

Verteilnetzbetreibern hängen bleiben (E6). Beide Optionen sind auch für E10 denkbar, sodass 

entweder neue Rollen entstehen oder bestehende Rollen ausgefüllt und erweitert werden. 

Dadurch könnten Versorger zugunsten der Energiewende auch Erzeuger werden, was es vor 

dem Unbundling der MarktakteurInnen bereits gab.   

5.5.3 Verbindung zum Strommarkt 

Da an dieser Stelle nur die Aussagen der ExpertInnen zusammengetragen werden, erfolgt keine 

quantitative Auswertung.  

Hinsichtlich der Verbindung der RECs zum bestehenden zentralen Strommarkt gaben die Exper-

ten aus G2 an, dass sich Dienstleister um das Ausgleichen des europäischen Stromnetzes küm-

mern, welches übergeordnet der Wabenstruktur der zellularen Systeme bestehen bleibt (E1). Au-

ßerdem verlieren die Übertragungsnetzbetreiber nicht an Bedeutung, da eine reine regionale Ver-

sorgung ineffizient ist und ein europäisches Stromnetz zum Austausch über große Distanzen er-

halten bleibt (E2). Die Optimierung virtueller Einheiten mit räumlichem Zusammenhang führt nicht 

dazu, dass das Netz nicht mehr genutzt wird. Die Sektorenkopplung führt nach E13 eher zu einem 

erhöhten Strombedarf, weswegen das Stromnetz auch mit geringeren Einkünften finanziert wer-

den kann.  

Laut E5 aus G3 wird es eine Koexistenz von einem kostengünstigen und versorgungssicheren 

zentralen sowie dezentralen System im Falle von Reststrombedarf oder Überschussstrom unter 
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Nutzung der darüberliegenden Netzebenen geben. 

Die ExpertInnen aus G5 sind der Meinung, dass die RECs weitere AkteurInnen am zentralen 

Strommarkt werden, die sich zunächst nicht signifikant, abgesehen von der Ausgestaltung, vom 

Lieferanten unterscheiden (E9). Eine Energiewabenstruktur ist denkbar, bei der RECs und das 

Netz durch Bilanzkreise zur Organisation des regional verbrauchten Stroms verbunden sind 

(E12). Die Einspeisung nach bestimmten Ampelständen ist ein Beispiel wie das Interesse von 

BetreiberInnen und Verteilnetzbetreibern vereint werden kann oder wie fluktuierende Erneuer-

bare Energien flexibel integriert werden können (E17).  

Die Experten aus G6 geben an, dass eine Umsetzung nur bei wechselseitigem Vorteil für RECs 

und dem zentralen System unter gemeinsamen Absprachen erfolgreich möglich ist. Beispielhaft 

ist dabei eine gegenseitige Beteiligungsmöglichkeit von Versorgern an Genossenschaften und 

Genossenschaften an Stadtwerken (E6). Der Anteil an Community Produkten wird zukünftig bei 

Anbietern steigen, aber aufgrund anhaltender Wahlfreiheit bleibt der zentrale Markt bestehen 

(E10).  

Die Verbindung zum Strommarkt wird laut E16 (G7) weniger wichtig, wenn man von Bilanzkreis-

modellen ausgeht und den zellulären Ansatz berücksichtigt.  

5.5.4 Subkategorie Zellulares System 

Die Subkategorie untergliedert sich in die Kategorien Allgemeine Aussagen, REC kann Zelle sein 

oder Zelle größer als REC.  

 Subsubkategorie Allgemeine Aussagen 

Laut der ExpertInnen aus G2 bedeutet ein zellulares System der Austausch von Energie in den 

Zellen, wobei der Bezug von Reststrommengen und der Verkauf von Überschussstrom über ein 

zentrales System erfolgt (E2). Autarke Zellen sind jedoch nicht zielführend, da sie zu teuer und 

aufwendig sind (E4). Reststromlieferungen sind über technisch herausfordernden zellularen An-

satz möglich, bei dem ein Ausgleich mit vernetzter Nachbarzellen erfolgt und danach eine Ebene 

höher gegangen wird (E8). Laut E13 ist die Abbildung des Energieausgleichs über Zellen nicht 

möglich, da in Deutschland ungleiche Erzeugungsverhältnisse hinsichtlich des Stromtransports 

existieren.  

ExpertInnen aus G6 sind der Meinung, dass Zellen aufgrund von Schwankungen überregional 

zusammenwirken müssen (E6). Ob der Ausgleich der Energie über ein zellulares oder zentrales 

System erfolgt, ist abhängig von der zukünftigen Regulatorik. Ein zentrales System als einheitli-

che Plattform für den Energieaustausch der Zellen ist möglich. Die Zellen werden über Verteil-

netze ausgeglichen, weil Großspeicher, Wasserstofferzeuger und Power-to-Gas-Anlagen erhal-

ten bleiben (E10). Die Reststromlieferung und der lokale Ausgleich über einen zellularen Ansatz 
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auf Netzebene ist für E11 denkbar. 

Je nach Struktur, vor allem bei ähnlichen Lastprofilen, würden die RECs trotz Energieaustausch 

untereinander immer noch Reststromlieferungen benötigen. Dieser Bedarf würde sich jedoch re-

duzieren (E15, G7).  

 Subsubkategorie REC kann Zelle sein 

Die Frage, ob eine Renewable Energy Community eine einzelne Zelle bilden kann, wurde von 

fünf ExpertInnen aus G2, G6 und G7 bestätigt. 

ExpertInnen aus G2 gaben an, dass eine REC eine Zelle sein kann, welche aber nicht als vom 

öffentlichen Netz getrennten Mikrogrid gesehen wird (E2). Eine REC kann je nach Definition, 

aufgrund von potenziellen Flexibilitätsoptionen für Lastverschiebungen und Schwankungsaus-

gleich basierend auf Mikrooptimierung mit intelligenter Messeinrichtung, eine Zelle sein (E8). 

Nach Aussagen der Experten aus G6 kann eine REC eine Zelle bilden, deren Größe abhängig 

von der Definition ist. Die Kommunikation mit anderen Zellen aufgrund der unterschiedlichen An-

sätze und Techniken ist aber als Thema der Zukunft zu sehen (E10). Je nach Informationstech-

nologien ist es möglich, dass RECs auf einer kleinen Bilanzkreisebene organisiert werden (E11). 

E16 aus G7 ist der Meinung, dass eine Communtiy zwar eine Zelle sein kann, aber es sollte 

topographisch überlegt werden, welche Zelle am geeignetsten wären.  

 Subsubkategorie Zelle größer als REC 

Lediglich drei ExpertInnen aus G2, G5 und G7 sind der Meinung, dass eine Zelle größer sein wird 

als eine Renewable Energy Community.  

Eine REC allein wird laut E7 (G2) keine Zelle sein, da die MitgliederInnen auch zusätzliche Anla-

gen oder Parks besitzen, die sie zur Eigenversorgung nutzen. Diese werden kein Besitz der RECs 

sein oder von ihr betrieben werden. 

Eine Wabe ist eher als Ansammlung von RECs in kommunaler Größe zu sehen, um die Netzsta-

bilität gewährleisten zu können (E12, G5). 

E18 (G7) ergänzt, dass die Frage, ob eine REC eine Zelle kann, eine Frage der Regionalitätsde-

finition ist. Es ist davon auszugehen, dass RECs eher größer als Häuserverband aufgrund des 

homogenen Verbrauchs zu sehen sind. Optimal wäre eine Mischung aus unterschiedlichen Pro-

sumern wie Industrie und Haushalten. 

Es folgt die abschließende Zusammenfassung mit einem komprimierten Überblick über die Aus-

wertungsergebnisse. 
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5.6 Zusammenfassung und Interpretation der Ergebnisse 

Die Gliederung der Ergebniszusammenfassung basiert auf den Hauptkategorien des Kategorien-

systems.  

5.6.1 Gesetzliche Grundlagen 

Die Hauptkategorie Gesetzliche Grundlagen lässt sich in vier Subkategorien unterteilen. Darunter 

fallen zum einen die Definition, wodurch Unterschiede in den Auffassungen der Begrifflichkeiten 

Energy Sharing und Renewable Energy Communities unter den Gruppen untersucht werden 

konnten. Zum anderen wurden Missstände in der aktuellen Gesetzeslage, deren potentielle 

Gründe und gegebenenfalls positive Entwicklungen aufgezeigt.  

 

Definition: G1 gibt als einzige Gruppe an, dass Energy Sharing kein neues Modell ist. G1 ist der 

Auffassung, dass es leidglich eine andere Bezeichnung für die bereits bekannte Kundenanlage 

ist. Bei G2, G3, G5 werden der Gemeinschaftsaspekt und die Regionalität hervorgehoben, die 

sich auf die Themen Erzeugung, Verbrauch, Speicherung, Verkauf der Überschussenergie, Be-

zug von Reststrom und Eigentum der Erzeugungsanlagen beziehen. Dies widerspricht dem ak-

tuellem Energiehandel, sowie der gemeinschaftlichen Eigenversorgung oder der Stromlieferung. 

G4 verweist explizit auf das Teilen des Stroms aus kommunalen Windrädern. G6 und G7 verwei-

sen auf neue Geschäftsmodelle und Vermarktungsmöglichkeiten des Überschussstroms. Die Re-

alisierung erfolgt in mehreren Umsetzungsstufen beginnend mit ungesteuerter Ein- und Ausspei-

sung des Stroms in Bilanzkreisen und Prognosen bis hin zu einem automatischen Energiehandel 

unter den Teilnehmenden.  

Für G1 sind RECs kleine Genossenschaften oder Nachbarschaftskooperative mit technischer 

Verantwortung hinsichtlich betriebener Mininetze. G2 sagt zum einen, dass RECs Bürgerener-

giegesellschaften mit Besitz der Erzeugungsanlagen sind, die größer als Mieterstromprojekte, 

Quartiere oder Landkreisgrenzen sind und die MitgliederInnen versorgen. Diese Annahme wird 

von G3 geteilt. Eine differente Auffassung von G2 ist, dass RECs Genossenschaften, Stadtwerke 

oder regionale Organisationen mit demokratischer Beteiligung der MitgliederInnen sowie sozialen 

und ökologischen Zielen sein können. Hierbei findet eine Stromlieferung statt. Für G5 ermögli-

chen RECs den gemeinsamen Anlagenbetrieb ohne selbst ein EVU zu werden und der Strom-

handel bzw. die -nutzung erfolgen entweder außerhalb oder über das öffentliche Stromnetz. Laut 

G6 geht es um Zusammenschlüsse von Menschen auf Ebenen wie Kommunen, Regierungsbe-

zirken, Landkreisen oder Mischungen davon. Sie verbrauchen Strom selbst, übergeben den 

Überschuss an Bilanzkreise, beliefern MitgliederInnen über die sonstige Direktvermarktung und 

beziehen Erneuerbaren Strom bei Reststrombedarf. G7 verweist vor allem auf die potentiellen 

Chancen, die RECs mit sich bringen. Dazu zählen die Ermächtigung der Endverbrauchenden, 
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Kompetenzverlagerungen oder Entstehung von sozialen Netzwerken und Plattformen mit weite-

ren Services. 

Missstände: Die Subkategorie Missstände unterteilt sich in die Subsubkategorien Abgaben und 

Umlagen sowie Definition und Umsetzung.  

Nur G2 und G4 gaben Missstände in der Gesetzeslage hinsichtlich der Abgaben und Umlagen 

an. Für die Ausgestaltung von Energy Sharing Projekten erfolgte eine Änderung nicht in ange-

messener Weise und Eigenverbrauchsprivilegien gehen bei Konzeptansätzen bisher verloren.  

Hinsichtlich der Missstände in den Definitionen gaben G2 und G5 bis G7 an, dass Energy Sharing 

noch nicht legal definiert ist. Der Mieterstrom ist eine erste Annäherung in Form einer Lieferbe-

ziehung und gemeinschaftlicher Eigenverbrauch wird trotz Erhöhung der Eigenverbrauchsgrenze 

durch die Personenidentität limitiert. MitgliederInnen können sich nicht an Gesellschaften beteili-

gen und G5 verweist explizit auf die Notwendigkeit der Definition einer weiteren Form der Kun-

denanlage.  

Hinsichtlich der Umsetzung von Energy Sharing erfolgen Angaben von allen sieben Gruppen, in 

Bezug auf technische Fragen, die noch ungeklärt sind (G1). G2, G6 und G7 sind der Meinung, 

dass über die sonstige Direktvermarktung Energy Sharing technisch und energiewirtschaftlich 

bereits möglich wäre und nur die Regulatorik einer Wirtschaftlichkeit im Wege steht.  Die Mess-

kosten sind zu hoch, der Smart Meter Rollout zu langsam, die sonstige Direktvermarktung belas-

tet kleine Projekte zu stark oder günstige Vermarktungsmöglichkeiten kleiner Anlagen fehlen. G3 

und G5 entgegneten, dass nur Teilaspekte umsetzbar sind und Mieterstrom lediglich einen pri-

mären Ansatz darstellt. Die eigentliche Idee der RED II ist dadurch nicht umsetzbar. Die direkte 

Abrechnung zwischen MitgliederInnen der RECs wird außerdem durch die Einbindung von EVUs 

aufgrund der Ausschreibungspflicht bei Windenergie verhindert (G4).  

Gründe für Missstände: Die Gründe der Missstände wurden von allen ExpertInnen, die eine 

Aussage trafen, spekulativ abgegeben. Daher werden die Angaben an dieser Stelle nur zusam-

menfassend genannt und in der Diskussion der Ergebnisse im folgenden Kapitel nicht interpre-

tiert. Genannt wurden beispielsweise die Lobbyarbeit zentraler AkteurInnen, ein fehlender politi-

scher Wille aufgrund der Angst vor steigenden Kosten und Belastungen des EEG-Kontos oder 

fehlende Entscheidungen, ob das zukünftige Energiesystem dezentral oder zentral gestaltet wer-

den soll. Andere Themen wie der Netzausbau werden möglicherweise priorisiert. Zusätzlich hat 

das BMWI für zu viele Themen zu wenig Personal und einige Fragen sind hinsichtlich der Um-

setzung noch nicht geklärt. Außerdem wird eventuell der Auslegungsspielraum der RED II ge-

nutzt, was dem Prosumermodell im Weg steht.  

Positive Entwicklungen: Lediglich G2 und G4 geben positive Entwicklungen in den Novellierun-

gen hinsichtlich des 36k-Ansatzes an. Dazu zählen die Windenergie, das Hinzukommen des 
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Quartiers und die Erhöhung der Eigenverbrauchsgrenze, wodurch Mieterstrommodelle als Vor-

stufe von Energy Sharing größer werden können.  

5.6.2 Potential 

Hinsichtlich der Hauptkategorie Potential ergaben sich vier Subkategorien: Relevanz für die Ener-

giewende, die entweder vorliegt oder nicht zwingend erforderlich ist, Chancen, Risiken sowie das 

Interesse in der Bevölkerung, was von den ExpertInnen als problematisch oder unproblematisch 

eingeschätzt wird. 

 

Relevanz: Fünfzehn von achtzehn ExpertInnen sind sich einig, dass Energy Sharing eine hohe 

Relevanz bzw. ein großes Potential für die Energiewende bietet. Die Begründungen unterschei-

den sich in den Aspekten einer potentiellen Reduktion des Netzausbaus (G1), einer erhöhten 

Akzeptanz, der Möglichkeit der Teilhabe gerade in Ballungsgebieten (G2, G3, G4, G6), einer 

Möglichkeit einer neuen Solarwende (G2, G5) und einer Herstellung des Bezugs zur Stromher-

kunft (G2, G4) sowie zu einer Aktivierung der Teilnehmenden mit Privatkapital. Als weitere As-

pekte werden der Ausbau der Erneuerbaren Energien und die Nutzung von Flexibilitäten wie 

Elektroautos mit Lastmanagement genannt (G2, G6). Energy Sharing als Lösung zur Integration 

fluktuierender Erneuerbarer Energien in das Energiesystem und Abbildung volatiler Energie-

preise ohne dass Energieversorger gebraucht werden, wird hinzugefügt (G5, G7). G6 verweist 

dabei explizit auf die Relevanz von Energy Sharing als weitere Säule der Wahlmöglichkeiten der 

Zukunft besonders im Portfolio von bürgernahen und nachhaltigen Ökostromversorger. Lediglich 

G3 sieht eine geringe Relevanz von Energy Sharing, um die benötigte Zubauleistung in Deutsch-

land zu realisieren.  

Drei ExpertInnen aus G2, G5 und G7 sind der Meinung, dass Energy Sharing nicht zwingend 

notwendig ist, um die Energiewende erfolgreich zu realisieren. Sie sehen es allerdings als hilfrei-

che Unterstützung für politische Entscheidungen und von potenziellen Energieaustausch in den 

Energiezellen. Jedoch ist sie auch anders zu bewerkstelligen.  

Chance: Vierzehn ExpertInnen aus allen Gruppen sehen Chancen durch die Umsetzung von 

Energy Sharing. Zum Teil sind diese identisch mit der Begründung zur Relevanz von Energy 

Sharing für das Energiesystem. Hier werden vorrangig die Chance zur Erreichung der Klimaziele 

(G2), die Akzeptanz (G2, G5), die Teilhabemöglichkeit (G2, G6), die Stärkung des Verständnis-

ses (G5) und die Reduktion des Netzausbaus durch Autarkiesteigerung und einsparbare Kosten 

(G3, G4, G6, G7) hervorgehoben. Darüber hinaus werden Aspekte, wie die Möglichkeit der 

Lastanpassungen durch KundInnen (G1), eine Förderung durch zusätzliche Einnahmen in den 

Regionen und Stärkung des Zusammenhaltes (G2, G5) auch durch die potentielle Umsetzung 

durch regionale Stadtwerke (G6), die Reduktion der Importabhängigkeiten durch gesteigerte 
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Versorgungssicherheit (G2, G6), die neuen Vermarktungsmöglichkeiten für kleine oder ausgeför-

derte Erneuerbare Energien-Anlagen (G2, G6), die Reduktion des Graustroms (G6) und ein re-

duzierter Bedarf an Ausgleichsenergie durch rechtzeitige Prognose mit entsprechender Digitali-

sierung (G7), genannt.  

Risiken: Vier ExpertInnen aus G1 bis G3 und G6 geben ebenso Risiken hinsichtlich sozialer 

Aspekte an. Diese treten auf, wenn nicht alle an der Dezentralität teilnehmen können und sich 

vermehrt Menschen hinsichtlich der Netzkosten entsolidarisieren. Damit werden die verbleiben-

den Kosten umverteilt und die Stromkosten für den Rest erhöht (G1, G2). Des Weiteren werden 

die Erhöhung volkswirtschaftlicher Kosten für die Energiewende aufgrund teurerer kleiner Photo-

voltaik-Anlagen (G3) und die Gefahr der Zerfaserung durch zusätzliche Schnittstellen des Ener-

giesystems als Risiken wahrgenommen/ eingestuft (G6).  

Interesse in der Bevölkerung: Fünf ExpertInnen aus G2, G5 und G7 sind der Meinung, dass 

das Interesse an Energy Sharing in der Bevölkerung gegeben sein wird. Voraussetzung dafür 

sind eine leichte Umsetzbarkeit (G2), ein finanzieller Anreiz (G2, G5, G7) und dass funktionie-

rende Beispielprojekte gezeigt werden (G7). 

Acht ExpertInnen aus allen Gruppen außer G4 verneinen diese Aussage. Gründe dafür sind die 

Präferenz der Eigenversorgung im ländlichen Raum (G1), eine geringe Wechselbereitschaft (G2, 

G7), die Angst vor Versorgungsausfällen (G2, G7), ein vermindertes Interesse durch bürokrati-

sche Hindernisse und finanzielle Risiken (G3), die Frage der Emotionalisierung der Produkte oder 

Generation und endendes Interesse beim Abschließen eines Grünstromtarifs (G5, G6, G7). 

Energy Sharing ist außerdem nicht für die Menschen geeignet, die nur auf der Suche nach einem 

günstigen Strompreis sind (G6).  

5.6.3 Finanzielle Anreize 

Aussagen aus der Hauptkategorie finanzielle Anreize lassen sich in die Subkategorien Förde-

rung, Angepasste Netzentgelte, EEG-Umlage, Stromsteuer, CO2-Bepreisung und monetärer Vor-

teil der EndkundInnen unterteilen. 

 

Die Subkategorie Förderung lässt sich weiterhin in allgemeine Aussagen oder der Präferenz der 

ExpertInnen hinsichtlich einer Unterstützung der Energy Sharing Konzepte durch eine Änderung 

des aktuellen Abgaben- und Umlagensystems oder der Einführung einer direkten Förderung un-

terteilen.  

Allgemein verweisen die ExpertInnen darauf, dass eine Förderung nicht zwangsläufig notwendig 

wäre, wenn Energy Sharing Konzepte fair behandelt werden würden (G2, G5). Dies schließt eine 

angemessene Reduktion oder Befreiung hinsichtlich der Stromnebenkosten ein, wodurch 
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beispielsweise die Notwendigkeit entfällt, die sonstige Direktvermarktung zu fördern. Unter-

schiedlich große Erzeugungsanlagen sollten abgestufte Fördertatbestände erhalten und die po-

tenzielle Förderung sollte einfach erfolgen (G2). Eine Förderung ist aktuell notwendig, um eine 

Wirtschaftlichkeit zu erzielen und Strukturen mit einer Anlauffinanzierung über einige wenige 

Jahre zu schaffen, bei der eine fixe Förderung am einfachsten umzusetzen wäre (G2, G3, G6). 

Gründe dafür sind die Subvention fossiler Energiequellen und die Zahlung der EEG-Umlage. Ein 

Bedarf an Förderung für die Konzepte entfällt nur bei der Einführung intelligenter Lösungen. Die 

entsprechende Technik zur Messung der Netznutzung in angemessener Zeit sollte zusätzlich 

gefördert werden (G2, G7). Letztendlich sollte das Abgaben- und Umlagensystem langfristig an-

gepasst werden (G2, G3). Die Klimaneutralität sollte ins EEG aufgenommen werden, damit die 

Relevanz für den Umbau des Energiesystems deutlich gemacht wird und nicht als Beihilfe einge-

stuft wird (G5). Eine Mehrbelastung wie höhere Steuern für nicht gewünschtes Verhalten ist für 

G7 denkbar. Es ist in jedem Fall notwendig, die potenziellen Vorteile und Einsparungen der RECs 

zu identifizieren. Dadurch kann eine Differenzierung in der Preisgestaltung bei der Teilnahme an 

einer REC gerechtfertigt werden. 

Zwölf ExpertInnen aus G2 und G5 bis G7 halten eine Änderung des aktuellen Abgaben- und 

Umlagensystems für sinnvoller als die Einführung einer direkten Förderung. Argumente sprechen 

dafür, dass durch Anreize des netzdienlichen Verhaltens, welches eine vorherige Definition er-

fordert, Flexibilitäten gefördert werden (G2, G6). Durch Flexibilitäten können Konzepte dynami-

scher angepasst werden (G5). Zusätzlich ist eine Änderung des Systems sinnvoll, da eine För-

derung nur notwendig wäre, um gegen die aktuelle Regulatorik zu fördern. Diese verhindert eine 

Wirtschaftlichkeit der Projekte bislang. (G2, G5, G6). Zu der Änderung sind auch neue Vermark-

tungsmöglichkeiten kleiner Anlagen notwendig. Des Weiteren hat eine Anpassung der Netzent-

gelte durch die Abbildung physikalischer Zusammenhänge ein größeres Ausmaß als die Reduk-

tion der EEG-Umlage, die sich zukünftig von allein reduzieren wird (G2). Eine Gleichstellung mit 

Eigenverbrauchsprivilegien ist denkbar, wenn Energy Sharing sich auf private AkteurInnen mit 

einer maximalen Anlagengröße beschränkt (G5). Für einen lokalen Verbrauch sollten Umlagen 

und Abgaben komplett entfallen, wenn nach dem EEG keine Vergütung über die sonstige Direkt-

vermarktung erhalten werden kann. Für die Lieferung des Reststroms würde die Umlage immer 

noch anfallen (G7).  

Fünf ExpertInnen aus G2, G4, G7 halten eine direkte Förderung je nach Ausgestaltung (G2) je-

doch für einfacher oder sinnvoller, um Energy Sharing Konzepte anzureizen. Genannte Gründe 

dafür sind eine einfachere Umsetzung und ein schnellerer Ausbau (G7). Eine Änderung des Ab-

gaben- und Umlagensystems erfordere außerdem Aufklärungsarbeit, da die EEG-Umlage, im 

Vergleich zu den Folgekosten fossiler Energiequellen, auf der Rechnung erscheint (G4). Fragen 

werden hinsichtlich der Investitionsgrundlage gestellt, da eine Investition durch die EEG-Umlage 

zu sozialen Problemen bei nicht Teilnehmenden führen kann. 
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Hinsichtlich angepasster Netzentgelte sind zwei ExpertInnen aus G1 und G6 gegen eine Reduk-

tion für Energy Sharing Konzepte aufgrund dessen, dass RECs das Netz weiterhin nutzen (G6) 

und die volle Backupleistung zur Verfügung gestellt werden würde. Die Kosten des Netzausbaus 

würden somit auf nicht Teilnehmende verlagert werden (G1).  

Vier ExpertInnen aus G2 und G7 sprechen sich für eine Reduktion aus, da sich dadurch für die 

RECs vor allem Kosten bei zukünftig steigenden Netzentgelten sparen ließen. Unabhängig von 

der Distanz ist die Stromlieferung bislang noch gleich teuer (G2). Als grundlegend für eine Ände-

rung der Netzentgelte ist eine Berechnung, die potenzielle Einsparungen der Netzbetreiber und 

das nicht Nutzen von Trafostationen oder bestimmten Spannungsebenen aufzeigt. Ferner sind 

Reduktionen denkbar, wenn Lastanpassung zu bestimmten Zeiten durch die RECs erfolgen (G7).  

Weitere vier ExpertInnen aus G1, G5 und G6 sehen ein neues Netzentgeltsystem, bei dem Vor-

teile von Energy Sharing berücksichtigt werden, am sinnvollsten (G5). Dafür sind Netzentgelter-

mittlungssysteme mit Bezug auf Leistungen und Flexibilitäten erforderlich. Die Netzentgelte sind 

durch die Gewährleistung der Versorgungssicherheit der RECs zu begründen, könnten aber 

durch intelligente Messsysteme dynamisiert werden (G7). Die Beteiligung von Erzeugungsanla-

gen an den Netzausbaukosten, mit der Gefahr des Ausbaurückganges, dass sowas eintreten 

kann (G1) sowie der Ersatz der Entnahme basierten Stromanschlusskosten durch Flatrate Tarife 

(G1, G6).   

Hinsichtlich der EEG-Umlage bei Energy Sharing Konzepten wird angeführt, dass der Vorteil für 

RECs bei einer Reduzierung verfällt, wenn politisch entschieden wird, dass das EEG-Konto nicht 

mehr über die Umlage finanziert werden soll (G2).  

Generell sprechen sich sechs ExpertInnen aus G1 und G5 bis G7 für eine Reduktion oder Befrei-

ung der EEG-Umlage für Energy Sharing Projekte aus, sodass eine Gleichbehandlung mit der 

Eigenversorgung erfolgt (G1, G5, G6). Voraussetzung dafür ist das Klären der Frage, wie die 

Kostendifferenz ausgeglichen wird (G1). Eine Besserstellung zur Eigenversorgung aufgrund der 

Systemrelevanz ist ebenfalls vorstellbar (G5). G7 begründet außerdem, dass Erzeugungsanla-

gen bereits einen Anteil zur Energiewende geleistet haben, wenn sie neu gebaut und nicht geför-

dert wurden und über die sonstige Direktvermarktung einspeisen.  

Zwei ExpertInnen aus G5 und G6 bekunden jedoch, dass eine Reduktion oder Befreiung aufgrund 

der Entsolidarisierung, Kostenumverteilung und möglicher sozialer Probleme nicht ratsam ist. 

Lediglich sechs ExpertInnen aus G1, G2 und G5 bis G7 führen eine potenzielle Reduktion oder 

Befreiung der Stromsteuer an. Ähnliche Aussagen werden weder innerhalb der Gruppen noch 

zwischen den Gruppen untereinander getroffen. Dies zeigt eine gemischte Haltung innerhalb der 

ExpertInnenkreise.  
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Hinsichtlich der CO2-Bepreisung geben fünf der sechs ExpertInnen aus G2, G3, G5 und G6 an, 

dass die Umsetzung von Energy Sharing ausgebaut wird, indem Einnahmen generiert und die 

EEG-Umlage reduziert werden kann. Außerdem würden mehr Erneuerbare Energien eingespeist 

werden und der Bedarf an Änderungen hinsichtlich der Bürokratie und Regulatorik sinken. Eine 

ExpertInnenmeinung verneint die Relevanz.  

Zehn ExpertInnen aus G2, G4, G5 und G7 halten einen monetären Vorteil für die EndkundIn-

nen für die Umsetzung von Energy Sharing für relevant. Dieser entsteht, wenn der Strom inner-

halb der REC günstiger ist und dieser Vorteil an MitgliederInnen weitergegeben wird. Menschen 

werden dadurch zur Teilnahme animiert und eine sozial gerechte Mieterstromwende kann reali-

siert werden (G2, G4, G5). Neben dem monetären Vorteil müssen außerdem möglichst wenig 

Hürden vorliegen, damit Menschen animiert werden, die sich bisher nicht für Klimaschutz interes-

sieren.  

Vier ExpertInnen aus G1, G6 und G7 sind der Meinung, dass ein monetärer Vorteil nicht zwingend 

erforderlich ist. Die Schaffung von Arbeitsplätzen in der Region bei gleichem Preis kann einen 

Vorteil mit sich bringen oder es werden andere Bedürfnisse befriedigt. Der Preis sollte jedoch 

nicht teurer als Grünstromtarife sein (G6). 

5.6.4 Umsetzung 

Bei der Hauptkategorie Umsetzung ergeben sich die Subkategorien Dienstleistung, Erforderliche 

Maßnahmen, Regierung als Impulsgeber, Regulatorische Barrieren und Umsetzungsmöglichkei-

ten. 

 

Dienstleistungen sind laut vierzehn ExpertInnen aus allen Gruppen erforderlich. Es wird darauf 

verwiesen, dass dies hinsichtlich des Netzservices bei kleinen Mengen sehr teuer sein kann (G1). 

Der Bedarf an Dienstleistungen wird damit begründet, dass die Regulatorik aktuell zu komplex 

(G2, G5) ist. Zudem sind RECs zu klein und volkswirtschaftlich zu unbedeutend in politischer 

Entscheidungsfindung (G4). Dienstleistungen können folgende Aspekte umfassen: Bilanzierung 

(G2, G5, G6), Energiedatenmanagement (G6), Bilanzkreismanagement (G2, G3, G5, G6), Mel-

depflichten (G3, G5), Kundenbetreuung (G2, G5, G6), Kundenanmeldung und -abmeldung (G6, 

G7), Verbraucherschutz (G2), Abrechnung inklusive Stromkennzeichnung (G2, G3G5, G6, G7), 

Finanzierung (G5, G7), Lieferantenwechsel (G6), Vertragsthemen (G6), IoT Dienstleistungen bei 

großem Datenbedarf wie Visualisierung von Energieflüssen (G6), Beschaffung (G6) und digitales 

Management kleiner Einheiten (G7). RECs werden dies nur ab bestimmter Größe und Know-How 

eigenständig bewerkstelligen können (G2, G5, G6, G7). Dies bietet neue Geschäftsmodelle für 

Ökostromanbieter, Verteilnetzbetreiber und Stadtwerke oder Cloud Provider, deren Dienstleis-

tungen von RECs leicht in Anspruch zu nehmen sein sollten (G2, G3, G5, G7). Als Alternative 
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kann das über Aggregatoren erfolgen (G5). Ein einzelne Ansprechpartnerin oder ein Ansprech-

partner ist dabei ratsam, was aufgrund der Professionalisierung durch EVUs durchführbar ist 

(G7). 

Fünf ExpertInnen aus G2, G3 und G4 sind zwar gleichermaßen der Meinung, dass Dienstleistun-

gen durch RECs in Anspruch genommen werden, jedoch verweisen sie explizit darauf, dass die 

Ausgestaltung von Energy Sharing und der RECs das Maß an Dienstleistung definiert. Zunächst 

muss definiert werden, welche Mitteilungs- und Bilanzierungspflichten bestehen bleiben, welche 

Technik verwandt wird oder wie groß und professionell die RECs sein sollen (G2, G3, G7). Bei 

einer Umsetzung über Smart Meter sind auch RECs ohne Dienstleistungsbedarf vorstellbar (G2). 

Laut G3 werden keine Prozesse oder Pflichten für RECs entfallen, damit das Gesamtsystem 

stabil bleibt. Anderes führe nur zu einer Verlagerung der Verantwortlichkeiten auf andere Akteu-

rInnen (G3). 

Alle ExpertInnen aus allen Gruppen sind der Meinung, dass Maßnahmen zur Umsetzung von 

Energy Sharing erforderlich sind. Diese Maßnahmen sind beispielsweise die Abschaffung der 

Stromkennzeichnung (G1) und das Doppelvermarktungsverbot (G6). Erforderlich ist die Ermitt-

lung von Vorteilen durch die Einführung von RECs sowie die Anpassung oder Dynamisierung der 

Netzentgelte und anderer Abgaben oder Umlagen (G1, G2, G6, G7). Ermittlungen sind auch hin-

sichtlich der Auswirkungen auf die EEG-Umlage bei einer Förderung notwendig (G5). Die Rechts-

sicherheit ist bei einem Strommix aufgrund dezentraler und zentraler Stromlieferung innerhalb 

eines Hauses herzustellen (G1). Es sollte sich für einen dezentralen oder zentralen Ansatz ent-

schieden werden und RECs über Landkreisgrenzen hinaus definiert und Energy Sharing ausge-

staltet werden (G2, G5). Außerdem ist eine Reduzierung der bürokratischen Hindernisse und 

Vereinfachungen, gerade für kleine Anlagen, bei Themen wie Herkunftsnachweis, Direktvermark-

tungsanforderungen, Speichereinbindungen, Mess- und Eichrecht, Verrechnung von Zählerstän-

den in einem Objekt und an mehreren Netzanschlusspunkten, Blockchain, Stromein- und -verkauf 

vorzunehmen (G2, G3, G4, G6). Es sollte Unterstützung und Beratung der RECs zur Finanzie-

rung durch z.B. Bürgerenergiefonds geben oder in Form eines One-Stop-Shops bzw. bundeswei-

ter Agenturen. Dort können wünschenswerterweise alle Mitteilungspflichten unter Verwendung 

eines Regelwerkes erfüllt werden (G2, G5, G6). Förderung sollte bereitgestellt und vereinfacht 

(G2, G7) oder Mehrbelastung bei nicht Teilnehmenden auferlegt werden (G7). Sanktionen bei 

nicht Mitarbeit an Energy Sharing sind plausibel und eine leichtere Gesetzgebung in Dachflä-

chennutzung ist erforderlich (G2). Der Smart Meter Rollout ist relevant, damit KundInnen nicht 

über minderwertige Messtechnik bilanziert werden. Damit kann eine einheitliche technologische 

Basis für Protokollkompatibilität und Technologieeinheitlichkeit gewährleistet werden (G2, G6, 

G7). Eine Reduktion und das Klären von Fragen rund um finanzielle Risiken, gerade bei Ein- und 

Austritt der MitgliederInnen der RECs sind notwendig, was über Bürgschaften staatlicher 
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Institutionen realisierbar wäre (G3, G7). Eine einfache Teilhabemöglichkeit für Dritte (G3, G5) und 

die Ermöglichung, die Förderung und das Klären der Fragen rund um Flexibilitäten und neuen 

digitalen Lösungen gelten als Notwendigkeit (G2, G5, G6). Des Weiteren ist die Abschaffung 

unbestimmter Rechtsbegriffe mit Interpretationsspielräumen sowie eine Reduktion der Graus-

tromvermarktung durch Anpassung von Gesetzen und Definition von geeigneten Räumen für 

Energy Sharing durch die Bundesnetzagentur erforderlich (G5). Ebenso sind eine Beteiligung 

Aller an Kosten und Verantwortlichkeiten an das Gesamtsystem hinsichtlich Netzstörungen oder 

-ausfällen, eine Vereinfachung der Fördertatbestände bei Themen wie Speichertechnologien und 

Wasserstoff, sowie ein Zusammenschluss von Dienstleistungsanbieter zur Schaffung von Syner-

gieeffekten und Wissensaustausch erforderlich (G6). Dienstleister sollten Make-or-Buy-Entschei-

dungen hinsichtlich eines Full Service Provider Paketes treffen (G6, G7). Schließlich ist der Aus-

bau von Photovoltaik und Batteriespeichern sowie die Entwicklung von Community Designs auf 

unterschiedlichen Spannungsebenen relevant (G7). 

Acht ExpertInnen aus allen Gruppen außer G4 sehen die Regierung als Impulsgeber für Energy 

Sharing.  Sie erachten es als ihre Pflicht, Energy Sharing umzusetzen und es für die EndkundIn-

nen so einfach wie möglich zugänglich zu machen (G3, G6, G7). Dies ist jedoch erst in der nächs-

ten Legislaturperiode zu erwarten (G2). Ohne den Impuls durch die Regierung wird eine Umset-

zung nicht erdenklich sein. Die RECs könnten daraufhin mit einer direkten Anwendbarkeit drohen 

(G5). Institutionen und Reallabore seitens der Regierung wären zum Aufzeigen der Umsetzbar-

keit von Energy Sharing ausreichend, um Unternehmen zu animieren (G6). Eine Unterstützung 

durch Verbände ist dafür notwendig (G6).  

Die weiteren acht ExpertInnen aus G2, G4, G5 und G7 sind der Meinung, dass ein Impuls trotz 

Wunsch aus der Regierung nicht zu erwarten ist, da Verbraucherschutz und Transparenzthemen 

gerade bei Entregulierungen neuer Modelle zu beachten sind (G5). Der Impuls kommt eher von 

Verbänden (G2, G5), Unternehmen, Bildungseinrichtungen, wissenschaftliche Institutionen (G2) 

oder der Zivilgesellschaft (G2, G4), die mit Wahlen Einfluss auf die Politik ausübt. Dies bedarf 

vorheriger Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit (G2). Vertragsverletzungsverfahren der EU so-

wie Incentivierungen und Pönale sind vorstellbar, damit sich der Markt aufgrund von Lobbyarbeit 

und geänderten Gesetzgebungen bewegt (G7).  

Drei ExpertInnen aus G3, G5 und G6 gaben an, dass Energy Sharing bereits umzusetzen ist, da 

die Einzelaspekte möglich sind und nur die Anreize fehlen. Grund dafür ist, dass Abgaben und 

Umlagen in voller Höhe zu zahlen sind (G3, G5). Eine Umsetzung über (Unter-)Bilanzkreise, 

sonstiger Direktvermarktung und hochauflösendem Messen ist realisierbar, wenn die energiewirt-

schaftlichen Regeln eingehalten werden (G6). 
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5.6.5 Energiewirtschaftliche Aspekte 

Die Hauptkategorie Energiewirtschaftliche Aspekte lässt sich untergliedern in die Kategorien Bi-

lanzierung, Marktrolle, Verbindung zum Strommarkt und das zellulare System.  

 

Bilanzierung: Vier ExpertInnen aus G2 und G7 sehen die Bilanzierung von RECs als Notwen-

digkeit. Dieser Bedarf entsteht ab einer bestimmten Größe und wird durch Dienstleister realisiert 

(G2), um das Funktionieren des Gesamtsystems nicht zu gefährden. Ansonsten müssten weniger 

Schätzungen der KundInnen über SLP erfolgen und in Echtzeit über Smart Meter gemessen wer-

den. Die Bilanzkreise sind auch für den Austausch der Energie unter den RECs notwendig (G7).  

Laut der ExpertInnen ist es vorstellbar, dass RECs zukünftig neue oder bestehende Marktrollen 

und Verantwortlichkeiten einnehmen oder explizit ProsumerInnen als Rolle hinzukommen. Acht 

ExpertInnen aus G2, G4, G5 und G7 denken, dass es neue Rollen geben wird, bei der die volle 

Bilanzierungspflicht reduziert und es wie bei EVUs weniger Rechte und Pflichten geben wird. Dies 

ist nicht mit einer Stromlieferung, also einem Versorger oder Letztverbrauchenden gleichzuset-

zen. Für die zugeschnittenen neuen Rollen fällt nicht die gesamte Marktkommunikation inklusiver 

angepasster Abrechnung und Bilanzkreismanagement an. Handelsplattformen zur Datenüber-

mittlung oder Direktvermarktung können diesbezüglich entstehen (G2, G5). Klassische Energie-

versorger verlieren an Bedeutung und lokale ManagerInnen sind aufgrund fehlender Expertise in 

Stromhandel, Bilanzierung und anderen Verantwortlichkeiten nicht mit EVUs zu vergleichen (G7). 

Zwei ExpertInnen aus G2 nennen die Rolle des Prosumers, die für RECs relevant sein kann. 

Dabei wird Produktion und Konsum verbunden und die MitgliederInnen bleiben Letztverbrau-

chende. 

Fünf ExpertInnen aus G1, G3, G5, G6 und G7 sind anderer Meinung und gehen davon aus, dass 

RECs z.B. die Rollen der Lieferanten, Messstellenbetreiber und möglicherweise Netzbetreiber 

(G1) einnehmen, mit dem Recht Verantwortlichkeiten an Dritte abzugeben (G3). Die Übernahme 

bestehender Rollen ist einfacher und birgt weniger Gefahr, das bestehende System zu zerfasern 

(G6). Die MitgliederInnen bleiben weiterhin mit Rechten und Pflichten Letztverbrauchende (G3). 

Die RECs können bei einer Modifikation des Letztverbrauchenden möglicherweise auch diese 

Rolle gegenüber Netzbetreibern einnehmen (G5). Als Alternative wäre die Rolle des Aggregators, 

die zwar noch nicht geschaffen wurde, aber bereits Anwendung findet (G7).  

Drei ExpertInnen können sich beide Szenarien vorstellen, wenn die Gesamtverantwortung für 

das Stromnetz unter Berücksichtigung aller Beteiligten mitgedacht wird (G6). Es wird darauf ver-

wiesen, dass bei einer Entstehung von neuen Rollen eine Abgrenzung zu bestehenden Begriff-

lichkeiten relevant ist (G5). Eine Rückkehr zu Versorgern, die gleichzeitig Erzeuger sind, hätte 

den Effekt einer Umkehr des Unbundlings (G6). 
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Verbindung Strommarkt: Trotz potenzieller Wabenstruktur der RECs bleibt das europäische 

Stromnetz übergeordnet für den Stromaustausch über große Distanzen erhalten und wird durch 

Dienstleister bilanziell ausgeglichen (G2). Dadurch kann kostengünstig und versorgungssicher 

Reststrom bezogen oder Überschussstrom über darüberliegende Netzebenen verkauft werden 

(G3). Die Verbindung zum Strommarkt läuft über Bilanzkreise ab, die RECs abbilden, welche 

weitere AkteurInnen am Markt sein werden. Dabei sind Einspeisungen nach Ampelständen ein 

Mittel, um Interessen von BetreiberInnen und Verteilnetzbetreibern zu vereinen (G5). Um eine 

erfolgreiche Umsetzung zu gewährleisten, ist das Verbinden der Interessen, auch bei gegensei-

tigen Beteiligungsmöglichkeiten von Versorgern an RECs und vice versa, erforderlich. Aufgrund 

der Wahlfreiheit bleibt der zentrale Markt bestehen (G6) oder er verliert an Bedeutung, wenn man 

Bilanzkreismodelle inklusive zellulärem Ansatz zugrunde legt (G7). 

Zellularer Ansatz: Allgemein sagen die ExpertInnen, dass mögliche Zellen nicht autark sein wer-

den und die Verbindung zum zentralen Strommarkt bestehen bleibt. Reststromlieferungen unter 

den Zellen ist erst durch einen technisch herausfordernden zellularen Ansatz möglich, was auf-

grund ungleicher Erzeugungsverhältnisse in Deutschland schwerer umsetzbar ist (G2). Daher 

müssen die Zellen überregional zusammenwirken. Eine einheitliche zentrale Plattform zum Aus-

tausch der Energie der Zellen ist dennoch denkbar (G6). Der Bedarf an Reststrom reduziert sich 

zwar durch den Energieaustausch der RECs untereinander, aber fällt bei ähnlichen Lastprofilen 

nicht ganz weg. 

Fünf ExpertInnen aus G2, G6 und G7 sind der Meinung, dass eine REC eine Zelle sein kann, die 

nicht vom Netz getrennt ist. Gründe dafür sind Flexibilitätsoptionen für Lastverschiebungen und 

Schwankungsausgleich basierend auf Mikrooptimierung mit intelligenter Messeinrichtung (G2). 

Die Größe der Zelle ist abhängig von der zukünftigen Definition und Ausgestaltung auch hinsicht-

lich verwandter Informationstechnologien (G6). Topographisch geeignete Zelle sind präferierend 

zu überlegen, auch wenn eine REC eine Zelle sein kann (G7).   

Drei ExpertInnen aus G2, G5 und G7 verneinen dies und führen an, dass MitgliederInnen der 

RECs zusätzliche Erzeugungsanlagen besitzen, die nicht Teil der RECs sein werden (G2). Eine 

Ansammlung von RECs in kommunaler Größe ist hinsichtlich der Gewährleistung von Netzstabi-

lität plausibel (G5). Abschließend ist eine Definition größer als Häuserverbunde sinnvoll, da erst 

bei der Kombination von beispielsweise Industrie und Haushalten ein homogenes Verbrauch-

sprofil ausgeglichen wird (G7).  

Diese Zusammenfassung dient als Grundlage zur Diskussion und Interpretation der Auswer-

tungsergebnisse, worauf im nächsten Kapitel eingegangen wird. 
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6 Diskussion 
In diesem Kapitel werden die erläuterten Ergebnisse diskutiert, um die Forschungsfragen zu be-

antworten. Dafür wird auch die aktuelle Forschung, die im Grundlagenkapitel vorgestellt wurde, 

vergleichend herangezogen. Anschließend erfolgen die Handlungsempfehlungen für Ökostrom-

versorger und die methodische Diskussion. 

6.1 Ergebnisdiskussion 

Die Ergebnisdiskussion dient dazu, die drei Forschungsfragen zu beantworten. Die erste For-

schungsfrage wird dahingehend beleuchtet, ob es innerhalb der ExpertInnenmeinungen signifi-

kante Abweichungen oder zusätzliche Erkenntnisse zu der Literaturrecherche gibt. Die Beant-

wortung der zweiten Frage wird mithilfe einer Interpretation der Ergebnisse aus den Interviews 

erfolgen. 

Die letzte Frage wird durch die Interpretation der Interviewergebnisse erfolgen, sodass Hand-

lungsempfehlungen für Ökostromversorger abgeleitet werden können. An dieser Stelle werden 

die Forschungsfragen erneut angeführt.  

 Forschungsfrage 1: Welches Potential bietet Energy Sharing und welche Barrieren lie-

gen in der Regulatorik des deutschen Energiemarktes vor? 

 Forschungsfrage 2: Sollte Energy Sharing gefördert werden? 

 Forschungsfrage 3: Wie können Energy Sharing Konzepte umgesetzt werden und wel-

che Handlungsempfehlungen für Ökostromversorger lassen sich aus den Erkenntnis-

sen ableiten? 

 

Auf Grundlage der Fragen ließen sich Annahmen formulieren. Diese Annahmen lauten wie folgt: 

 Es war davon auszugehen, dass je nach Themenfeld und Spezialisierung der ExpertIn-

nen unterschiedliche Aussagen über die Umsetzbarkeit von Energy Sharing abgeben 

werden.   

 Unter Berücksichtigung der aktuellen Regulatorik ist Energy Sharing weder wirtschaft-

lich attraktiv noch umsetzbar. Die Arbeit zeigt auf, dass neue gesetzliche Rahmenbe-

dingungen geschaffen werden müssen.    

 Energieversorger werden Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften aufgrund der Komple-

xität der energiewirtschaftlichen Prozesse bei der Umsetzung der Projekte unterstüt-

zen.  

 Energy Sharing ermöglicht den Aufbau neuer Geschäftsfelder von Ökostromlieferanten. 
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6.1.1 Forschungsfrage 1 

Auf Grundlage der Literaturrecherche gelten beispielsweise der erforderliche Netzausbau, die 

Energieverluste bei langen Übertragungswegen und die Umweltschäden durch fossile Energie-

quellen als Nachteile von zentralen Energieversorgungssystemen. Den Auswirkungen der Nach-

teile kann durch dezentrale Systeme entgegengewirkt werden. Allerdings weisen auch diese Sys-

teme Probleme auf. Beispielsweise schwindet die Akzeptanz bei einer Nichtbeteiligung der Per-

sonen im Umkreis der Projektgebiete von Erneuerbaren Energien. Energy Sharing ist ein Ansatz, 

um das Problem der Akzeptanz zu lösen, indem in die Projektregionen investiert wird und weitere 

AkteurInnen beteiligt werden. Die Faktoren Akzeptanz und Ausbau der Erneuerbare Energien 

sind grundlegende Ziele der RED II. Diese Ziele wurden von ExpertInnen bestätigt und die Rele-

vanz für die Energiewende von fünfzehn Personen aus allen Gruppen als hoch eingeschätzt. Die 

Argumentation unterscheidet sich nach dem ExpertInnenwissen je nach Gruppe. Die Gruppe Ver-

teilnetzbetreiber bestätigt z.B. die potenzielle Reduktion des Netzausbaus, wohingegen die 

Gruppe Stadtwerk / EVU darauf verweist, dass Energy Sharing als weitere wichtige Säule eines 

Portfolios von bürgernahen und nachhaltigen Ökostromversorgern als Wahlmöglichkeit gesehen 

werden kann.  

Ein weiterer Vorteil der dezentralen Erzeugung ist außerdem der Ausbau der Erneuerbaren Ener-

gien, was auch von ExpertInnen aus Verband und Stadtwerk / EVU bestätigt wird. Die Gruppe 

Forschung und Beratung führt an, dass Energy Sharing zwar hinsichtlich der Akzeptanz, aber 

nicht für den benötigten Ausbau relevant sein kann.  

Die meisten Gruppen verdeutlichen die Möglichkeit der Reduktion des Netzausbaus, die erhöhte 

Akzeptanz und die Möglichkeit, vor allem in Ballungsbieten, an der Energiewende teilzunehmen. 

Dies gilt auch für Personen, die aufgrund verschiedener Faktoren nicht die besten Bedingungen 

für die Errichtung von Erzeugungsanlagen haben. Dadurch können auch laut RechtsexpertInnen 

Privatpersonen mit ihrem Privatkapital aktiviert werden.  

Die Marktanalyse zeigt, dass die installierte Leistung der relevanten Energiequellen stetig gestie-

gen ist. Über 40% der installierten Leistung sind bereits in Bürgerhand. Dies zeigt großes Poten-

tial, wenn die Privatpersonen aktiviert und an der Energiewende beteiligt werden können. Zwar 

sind Photovoltaik und die Windenergie relevante Energiequellen für Energy Sharing Konzepte, 

aber nicht gleichermaßen umsetzbar. Photovoltaikanlagen können dabei ein größeres Potential 

zugesprochen werden, weil eine Installation auf Hausdächern auch im städtischen Raum leichter 

umzusetzen ist. Des Weiteren sind die Investitionskosten niedriger, was die Bildung und Vergrö-

ßerung von RECs erleichtert. Dabei beträgt die Verteilung in Bürgerhand mit 48% bereits fast die 

Hälfte der installierten Leistung. Um das Potential zur Aktivierung der Privatpersonen zu überprü-

fen, wurden die ExpertInnen hinsichtlich ihrer Einschätzung zu dem Interesse in der Bevölkerung 

an Energy Sharing befragt. Zwar sagen fünf ExpertInnen aus Verband, Recht und 
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Produktentwicklung, dass dies bei einer leichten Umsetzung, finanziellen Anreizen und funktio-

nierenden Beispielprojekten aufzufinden sein wird. Acht ExpertInnen aus allen Gruppen außer 

der Gruppe Projektentwicklung Wind stufen das Interesse als problematisch ein. Dies beruht un-

ter anderem auf der Präferenz der Eigenversorgung im ländlichen Raum, geringer Wechselbe-

reitschaft oder der Angst vor Versorgungsausfällen. Ein Aspekt, der gruppenübergreifend ge-

nannt wird, ist das endende Interesse beim Abschließen eines Grünstromtarifs.  

Um das Stromnetz stabil zu halten und Engpässe zu vermeiden, sind laut Literaturergebnissen 

Flexibilitäten erforderlich, bei denen Netz- und Systemdienstleistungen bereitgestellt werden 

müssen. Energy Sharing bietet in städtischen Räumen die Möglichkeit diese Flexibilitäten anzu-

bieten. Bespielsweise führen ExpertInnen aus den Gruppen Verband und Stadtwerk / EVU dafür 

die Nutzung von Elektroautos und Lastmanagement an.  

Die Literatur zeigt, dass Unsicherheiten bei dezentralen Märkten, die sich vom Netz entkoppeln, 

entstehen. Zusätzlich sind diese aufgrund der Auslegung teurer. Energy Sharing Konzepte sollen 

weiterhin mit dem Netz verbunden sein und würden dementsprechend dieses Problem beheben. 

Bislang gibt es nur begrenzte Möglichkeiten, den Überschussstrom im Zuge der Eigenversorgung 

zu nutzen. ExpertInnen aus der Gruppe Stadtwerk / EVU sowie Produktentwicklung sehen in 

Energy Sharing die Möglichkeit der Entstehung neuer Geschäftsmodelle und Vermarktungsmög-

lichkeiten des Überschussstroms. 

Die Recherche ergab außerdem, dass das Umweltbewusstsein wegen der Identifikation mit dem 

Strom aus der Region gestärkt wird. Dies wird von RechtsexpertInnen damit begründet, dass das 

allgemeine Verständnis steigt. Der Bezug zur Stromherkunft wird laut ExpertInnen aus Gruppe 

Verband und Projektentwicklung Wind hergestellt.  

Energy Sharing gilt als Chance für auslaufende EEG-Anlagen, was durch ExpertInnen aus den 

Gruppen Verband und Stadtwerk / EVU nachgewiesen wird. Sie bestätigen, dass neue Vermark-

tungsmöglichkeiten für kleine oder ausgeförderte Erneuerbare Energieanlagen auf den Markt 

kommen können. 

Weitere Chancen wie die erhöhte Dachflächennutzung und die Solarwendepflicht, die in der Li-

teratur angeführt wurden, wurden bestätigt. Dies lässt schließen, dass Energy Sharing einer 

neuen Solarwende dienen kann. Gleiches gilt für den Vorteil der Schaffung von zusätzlichen Ein-

nahmequellen und Arbeitsplätzen. Dadurch werden die Region und der Zusammenhalt laut Ex-

pertInnen aus den Gruppen Verband und Recht gestärkt. 

Da laut Gruppe Verteilnetzbetreiber KundInnen die Möglichkeit der Lastanpassungen haben, be-

stätigt dies die Chance, weniger Spitzenlasten kappen zu müssen. Des Weiteren wird von vier 

ExpertInnengruppen angeführt, dass der Autarkiegrad steigt und dadurch Kosten eingespart wer-

den können. Mit der Recherche lässt es sich dadurch begründen, dass im Zuge von Eigenver-

brauchskonzepten die Reststromlieferungen reduziert werden können. Weniger Strom wird aus 
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dem Netz und durch die RECs geliefert. Außerdem würde Energy Sharing eine beschriebene 

Eigenverbrauchserhöhung ohne zusätzliche Speichersysteme ermöglichen.  

Weitere Chancen, die sich lediglich aus den Interviews ergaben und in der Literatur keine Erwä-

gung fanden, sind die vereinfachte Integration fluktuierender Erneuerbarer Energien in das Ener-

giesystem und die Abbildung volatiler Energiepreise, ohne dass Energieversorger gebraucht wer-

den. Außerdem werden als Chancen die Erreichung der Klimaziele, die Reduktion des Graus-

troms und ein reduzierter Bedarf an Ausgleichsenergie durch rechtzeitige Prognose mit entspre-

chender Digitalisierung gewertet.  

Aspekte, die laut der Literatur als Chance genannt werden, aber durch die ExpertInnen nicht 

erwähnt werden, sind die Nutzungsmöglichkeit von Second Life Batteries, wodurch sie eine Re-

levanz absprechen. Zusätzlich wird die Senkung der CO2-Emission aufgrund des reduzierten 

Verbrauchs nicht genannt.  

Als weiteren Punkt führt die Literatur an, dass soziale Ungleichheiten reduziert werden. ExpertIn-

nen verweisen jedoch darauf, dass gerade diese Ungerechtigkeiten mögliche Risiken von Energy 

Sharing sind. Dies geschieht laut ExpertInnen aus der Gruppe Verteilnetzbetreiber, Forschung / 

Beratung und Stadtwerk / EVU, wenn durch eine Entsolidarisierung hinsichtlich der Netzentgelte 

der Strompreis steigt und sich die verbliebenen Menschen möglicherweise nicht die Mitgliedsge-

bühren der RECs leisten können. Eine weitere Gefahr wird außerdem in der Zerfaserung des 

Systems gesehen, wenn mehr Schnittstellen im Energiesystem hinzukommen.  

Hinsichtlich des nötigen Impulses geben genauso viele Personen an, dass die Regierung in der 

Pflicht wäre oder sein sollte, Energy Sharing einzuführen, wie die Personen, die angegeben ha-

ben, dass das nicht zu erwarten ist. Es werden daher Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit durch 

Verbände, Unternehmen, Bildungseinrichtungen, wissenschaftliche Institutionen oder der Zivilge-

sellschaft empfohlen. 

Die Literaturrecherche zeigt, dass die Vermarktung des Stroms über den Markt stattfinden muss, 

da der erzeugungsnahe Verbrauch regulatorisch nicht wirtschaftlich ist oder so der Anspruch auf 

Marktprämie oder Einspeisevergütung verloren geht. Des Weiteren müssen bei der Lieferung von 

Reststrom im Zuge der Eigenversorgung bisher alle Meldepflichten erfüllt werden. Die ExpertIn-

nen bestätigen diese Aussagen und ergänzen, dass die Erhöhung der Eigenverbrauchsgrenze 

zwar positiv ist, dieser aber nach wie vor durch die Personenidentität limitiert ist oder Privilegien 

bei Ansätzen von Energy Sharing bei der Eigenversorgung verloren gehen. Weitere genannte 

Gründe sind zu hohe Messkosten, ein zu langsamer Smart Meter Rollout, eine zu teure Vermark-

tung kleiner Anlagen bei Anwendung der sonstigen Direktvermarktung und fehlende Alternativen 

gibt. Dies unterstreicht die Aussagen aus der Literaturrecherche, dass im Zuge der Herkunfts-

nachweise eine Anmeldung für kleine Anlagen 50 € beträgt. Daher werden neue Technologien 
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und Geschäftsmodelle benötigt. Weitere der von den ExpertInnen genannten Barrieren sind vor 

allem das Doppelvermarktungsverbot oder, laut RechtsexpertIn, dass nur ein Liefertatbestand für 

zu viele Lieferbeziehungen vorliegt.  

Auffällig ist, dass die Doppelbelastung bei Ein- und Ausspeisung bei Batterien durch die Exper-

tInnen nicht bestätigt wurde und dies somit nicht als relevante Hürde anzusehen ist.  

6.1.2 Forschungsfrage 2 

Die Wirtschaftlichkeit von Energy Sharing Projekten ist bislang problematisch, da z.B. die Kosten 

für jede Registrierung der Erzeugungsanlagen 50 € beträgt. Die Frage, ob Energy Sharing Kon-

zepte gefördert werden sollten, ist die zweite Forschungsfrage. Alle ExpertInnen aus der Gruppe 

Verteilnetzbetreiber und Projektentwicklung Wind sind sich einig, dass eine Förderung bei einer 

fairen Behandlung von Energy Sharing nicht erforderlich wäre. Diese beiden Gruppen haben we-

niger Erfahrung in der Umsetzung solcher Konzepte, was zu einer abweichenden Einschätzung 

bezüglich der Wirtschaftlichkeit von Energy Sharing Projekten führt.  

Auf dem deutschen Energiemarkt sind der Mieterstrom und die Eigenversorgung Modelle, die 

hier bereits Privilegien bekommen. Dies ist für Energy Sharing ebenfalls möglich. In Spanien 

wurde beispielsweise die kollektive Eigenversorgung mit Änderungen des Abgaben- und Umla-

gensystems eingeführt. Dabei wird es TeilnehmerInnen ermöglicht, das Netz zu nutzen und an-

dere mit Überschussstrom zu beliefern, ohne EVU werden zu müssen. Die Auswertung ergab, 

dass sich mehr als doppelt so viele ExpertInnen von Verbänden, Recht und Produktentwicklung 

für jene Änderung der Abgaben und Umlagen aussprechen als diejenigen, die eine Einführung 

einer direkten Förderung präferieren. Italien gilt als Beispielland, wie eine direkte Förderung aus-

sehen kann. Dort gibt es einen festen Betrag für eine geteilte Kilowattstunde und eine anteilige 

Netzentgelterstattung. 

Bei einer Stromlieferung von einem Ökostromenergielieferanten sind die größten zu zahlenden 

Kostenbestandteile die Netzentgelte und die EEG-Umlage. Eine Änderung der Zahlungspflicht 

hätte laut der ExpertInnen den größten Einfluss auf den Preis. Die Sensitivitätsanalyse ergab, 

dass eine Reduktion der Netzentgelte den größten Einflussfaktor vorweisen könnte, wenn diese 

für die RECs reduziert werden. Es gab vier ExpertInnenmeinungen, die sich für eine Reduktion 

der Netzentgelte für RECs aussprach. Diese ExpertInnen waren der Gruppe Verband und Pro-

duktentwicklung zuzuordnen. Weitere vier Personen aus der Gruppe Verteilnetzbetreiber, Recht, 

Stadtwerken bzw. EVUs finden, dass zumindest ein neues System geschaffen werden müsste. 

Lediglich zwei von VNB und Stadtwerk bzw. EVU sprachen sich gegen eine Reduktion für RECs 

aus. Es ist auffällig, dass vor allem die Personen, denen beruflich das größte Wissen über das 
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Stromnetz zuzusprechen ist, sich für ein neues System positionieren und weniger für eine pau-

schale Reduktion im Vergleich zu den Gruppen Verband und Produktenwicklung. Diese Personen 

scheinen zwar die Reduktion als große Chance zu sehen, aber sind wenig mit den Konsequenzen 

vertraut. Ein Beispiel für ein angepasstes Netzentgeltsystem ist Österreich. Dort werden die Netz-

entgelte für Mittel- und Niederspannungsebenen gesenkt und die MitgliederInnen zusätzlich von 

der Strom- und Ökostromabgabe befreit. 

Die Reduzierung der EEG-Umlage in Deutschland wurde von sechs ExpertInnen aus den Grup-

pen Verteilnetzbetreiber, Recht, Stadtwerk bzw. EVU und Produktentwicklung favorisiert. Zwei 

Personen aus der Gruppe Recht und Stadtwerk / EVU verweisen darauf, dass es auch mit Risiken 

verbunden ist. Argumentativ beläuft sich das auf die Möglichkeit, die Projekte der Eigenversor-

gung gleichzustellen. Dies würde bei anderen unveränderten Strompreisbestandteilen sowie ei-

ner Reduktion der Umlage auf 40 % eine Kostenersparnis von 3,9 ct/kWh im Vergleich zu einer 

Stromlieferung eines Ökostromversorgers bedeuten.  

Die Reduktion anderer möglicher Kostenbestandteile ist weniger relevant. Zumindest sechs Per-

sonen aus den Gruppen Verteilnetzbetreiber, Verband und Recht sprechen der Reduktion der 

Stromsteuer eine Bedeutung zu. Hinsichtlich der CO2-Bepreisung sehen ebenfalls sechs Perso-

nen aus Verband, Forschung / Beratung, Recht und Stadtwerk / EVU einen Hebel für Energy 

Sharing Projekte. 

Laut des Impulspapiers von Energy Brainpool beteiligen sich Menschen vor allem bei einem mo-

netären Vorteil. Dies steht nicht in einem Widerspruch zu den Zielen der RED II, dass die RECs 

keine Gewinnmaximierungsabsichten haben sollen. Vier Personen von VNB, Stadtwerk / EVU 

und Produktentwicklung erachten diesen monetären Vorteil nicht als zwingend notwendig, wenn 

sich zumindest andere Vorteile für MitgliederInnen ergeben oder Bedürfnisse befriedigt werden. 

Mehr als doppelt so viele Personen aus Verband, Recht, Projekt- und Produktentwicklung bestä-

tigen, dass der monetäre Vorteil für die Aktivierung der Bevölkerung relevant ist.  

6.1.3 Forschungsfrage 3 

Zunächst ist anzumerken, dass Energy Sharing im englischsprachigen Raum bereits als Begriff-

lichkeit existiert. Dies ist oft gleichbedeutend mit dem P2P-Energiehandel, welches ein 1:1 Ver-

hältnis der Beteiligten abbildet, die Erzeugungsanlagen besitzen und den Strom miteinander tau-

schen. P2P bietet die Möglichkeit, zu zeigen, wie sich RECs beispielhaft über Blockchain oder 

Online Matching Plattformen organisieren können. Dort liegt die Beschränkung bislang auf dem 

bilanziellen Teilen, wohingegen bei Energy Sharing auch das physikalische Teilen ermöglicht 

werden soll. 

Beim Energy Sharing handelt es sich um die gleichen AkteurInnen. Auf Grundlage der RED II ist 

nach Mehrheit der ExpertInnenmeinungen ein gemeinschaftliches Agieren hinsichtlich der As-

pekte Erzeugung, Verbrauch, Speicherung, Verkauf der Überschussenergie, Bezug von 



 

105 
 

Reststrom und Eigentum der Erzeugungsanlagen vorgesehen. Hervorgehoben wurde, dass dies 

nicht dem aktuellen Energiehandel, der gemeinschaftlichen Eigenversorgung oder der Stromlie-

ferung entspricht.  

Auf Grundlage der Literatur kann Energy Sharing in Form von Eigenversorgung nicht umgesetzt 

werden, da bei dem gemeinsamen Agieren von mehreren Personen bislang noch die Perso-

nenidentität im Weg steht. Dies ist bereits ab zwei Häusern, die sich gemeinsam versorgen wol-

len, nicht mehr gewährleistet. Eine gemeinschaftliche Eigenversorgung ist laut Verbandsexper-

tInnen daher nicht möglich. Außerdem ist je nach Größe der Zusammenschlüsse nicht mehr der 

unmittelbare räumliche Zusammenhang gegeben und der Strom darf nicht durchs Netz geleitet 

werden.  

In dieser Forschungsarbeit wurde außerdem der Mieterstrom als weitere dezentrale Energiever-

sorgungsform vorgestellt. Dies ist ein Beispiel einer Kundenanlage, die in Deutschland bereits 

existiert und für die die Regulierungen nach EnWG nicht gelten. Eine Person aus der Gruppe 

Verteilnetzbetreiber gab an, dass Energy Sharing kein neues Modell ist und bereits als Kunden-

anlage bekannt ist und nur anders genannt wird. Dabei wären die RECs bei einem Betrieb der 

Anlagen technisch für Mininetze verantwortlich. Es ist anzumerken, dass bei der Kundenanlage 

ein räumlicher Zusammenhang vorliegen muss. Ab einer bestimmten Größe der RECs wäre also 

eine Erweiterung der Definition erforderlich. Ein Rechtsexperte bestätigte, dass im EnWG eine 

dritte Version der Kundenanlage hätte eingeführt werden müssen. Dies ermögliche zusätzlich die 

Zuordnung, in welchen Fällen eine Netzversorgung vorliegt und was unter dem räumlichen Zu-

sammenhang zu verstehen ist.  

Ein weiterer Ansatz der Forschungsarbeit ist der vernetzt-zellulare Ansatz des VDEs, welcher 

weiterhin den Netzausbau aufgrund netzdienlicher Flexibilitäten reduzieren kann. Energy Sharing 

kann beispielsweise darüber verwirklicht werden, indem ein Spannungsausgleich über alle Ebe-

nen stattfinden würde und keine Autarkie innerhalb der Zellen erforderlich wäre. Dies wurde von 

den ExpertInnen bestätigt und verdeutlicht, dass eine Verbindung zum existierenden Strommarkt 

für beispielsweise Reststromlieferungen erhalten bleibt, da der Austausch innerhalb der Zelle 

durch VerbandsexpertInnen bislang als noch zu herausfordernd angesehen wird. Daher verliert 

das übergeordnete europäische Stromnetz inklusive der Abbildung in Bilanzkreisen nicht an Be-

deutung. Ein überregionales Zusammenwirken der Energiezellen auf zentralen Plattformen ist 

laut ExpertInnen aus der Gruppe Stadtwerk / EVU vorstellbar. Die Frage, wie groß die Zellen 

zukünftig sein werden, wurde lediglich von acht ExpertInnen von den Gruppen Verband, Recht, 

Stadtwerk / EVU und Produktentwicklung beantwortet. In der Gruppe, in der keine Rechtsexper-

tInnen vorkamen, wurde gemutmaßt, dass eine REC zukünftig durch eine Zelle abgebildet wer-

den kann. In der zweiten Gruppe, in der keine ExpertInnen von Stadtwerk / EVU vertreten waren, 

wurde angegeben, dass eine Zelle eher als ein Zusammenschluss mehrerer RECs in 
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beispielsweise kommunaler Größe zu sehen ist. Genannter Grund war, dass sonst die Netzsta-

bilität nicht gewährleistet werden könnte. Außerdem wurde nahegelegt, dass nur eine Kombina-

tion von verschiedenen VerbraucherInnen wie HaushaltskundInnen und der Industrie homogene 

Verbrauchsprofile ausgleichen würden. Das bedeutet, dass selbst wenn RECs als eine Zelle de-

finiert werden, sich diese mit anderen Zellen zusammenschließen werden. Darüber wird ein Ener-

gieausgleich innerhalb von Bilanzkreisen stattfinden.  

Die Notwendigkeit der Bilanzierung von RECs durch Dienstleister wurde von vier ExpertInnen 

aus den Gruppen Verband und Produktentwicklung bestätigt. Auch laut des Impulspapiers von 

Energy Brainpool treten Energy Sharing Communities innerhalb von Bilanzierungsgebieten in 

Form von Unterbilanzkreisen auf. Dies wurde von der Gruppe Stadtwerk / EVU bestätigt und 

darauf verwiesen, dass über die Unterbilanzkreise eine Umsetzung von Energy Sharing möglich 

ist, da die Einzelaspekte von Energy Sharing bereits umsetzbar sind. 

Es gibt z.B. die gemeinschaftliche Erzeugung von Energie durch Bürgerenergiegesellschaften. 

Die Definition der ExpertInnen betont, dass auch Verbrauch, Speicherung, Verkauf der Über-

schussenergie, Bezug von Reststrom und Eigentum der Erzeugungsanlagen eingeschlossen 

sind. RECs können dabei entweder größere Bürgerenergiegesellschaften oder andere Zusam-

menschlüsse wie Genossenschaften sein, die die MitgliederInnen beliefern und demokratische 

Beteiligungsmöglichkeiten haben sowie ökologische und soziale Ziele fokussieren.  

Bei einer Umsetzung von Energy Sharing in Unterbilanzkreisen würde zusätzlich die existierende 

sonstige Direktvermarktung als Teil der aktuellen Stromvermarktung, hochauflösendes Messen 

und die Einhaltung der energiewirtschaftlichen Regeln benötigt. Der Umsetzung steht die feh-

lende Wirtschaftlichkeit aufgrund fehlender Anreize im Wege, die im vorherigen Abschnitt bereits 

erläutert wurde. Diese Erkenntnis widerlegt teilweise die zweite Annahme der Forschungsarbeit, 

dass Energy Sharing noch nicht umsetzbar ist. Energy Sharing ist zu diesem Zeitpunkt bereits 

umsetzbar, aber noch nicht wirtschaftlich ausgestaltet. Zwar ist es noch nicht wirtschaftlich, aber 

prinzipiell bereits realisierbar. Aus diesem Grund ist es besonders relevant, neue Rahmenbedin-

gungen zu schaffen. Dadurch kann Energy Sharing vereinfacht werden, wovon auch die Wirt-

schaftlichkeit profitieren wird. Einige ExpertInnen heben hervor, dass besonders die für Energy 

Sharing benötigte Messtechnik zu teuer ist. Die Literaturrecherche ergab, dass BKVs bislang 

viertelstundenscharfe Prognosen an ÜNBs für das Aufrechterhalten des stabilen Stromnetzes 

senden müssen. Es zeigt sich, dass die Einführung des Smart Meter Rollouts die Relevanz dieser 

Prognosen reduzieren und die Integration von Energy Sharing in das aktuelle System vereinfa-

chen würde. Dies bietet außerdem die Möglichkeit, bestimmte Verantwortlichkeiten zu reduzie-

ren. Die Gruppe Produktentwicklung bestätigt dies mit der Aussage, dass über die erforderliche 

Einführung von Smart Metern weniger Schätzungen der KundInnen über SLP erfolgen müsste, 

da in Echtzeit gemessen werden könnte. Diese und weitere erforderliche Maßnahmen sind in den 
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folgenden zwei Tabellen an dieser Stelle zusammenfassend aufgelistet. Für die Umsetzung von 

Energy Sharing ist es grundlegend wichtig, dass Maßnahmen in verschiedenen Bereichen um-

gesetzt werden. Jede Gruppe hat mindestens eine erforderliche Maßnahme angeführt, die in den 

folgenden Tabellen angeführt werden.  

 

Der genannte One-Stop-Shop soll laut Literatur in Österreich umgesetzt werden. Die angegebe-

nen Maßnahmen unterscheiden sich hinsichtlich der Argumentation je nach beruflichem Back-

ground. Dies bestätigt die erste Annahme der Forschungsarbeit. Die angegebenen Maßnahmen 

ließen sich dabei in Aktivitäten unterteilen – in jene, die vor einem Projektstart von Energy Sharing 

notwendig sind (Tabelle 8Tabelle 9) und jene, die weiterhin in der Betriebsphase relevant sind 

(Tabelle 9). 

 

 

Maßnahmen vor Beginn der Projekte Gruppen
Abschaffung der Stromkennzeichnung Verband
Abschaffung des Doppelvermarktungsverbotes Stadtwerk / EVU
Ermittlung der Vorteile durch die Einführung von RECs, Anpassung / 
Dynamisierung der Netzentgelte und anderer Abgaben oder Umlagen

VNB, Verband, Stadtwerk / 
EVU, Produktentwicklung

Ermittlung der Auswirkungen auf EEG-Umlage bei einer Förderung Recht
Herstellen von Rechtssicherheit bei Strommix aus dezentraler und 
zentraler Stromlieferung innerhalb eines Hauses

VNB

Entscheidung für dezentralen oder zentralen Ansatz Definition der RECs 
über Landkreisgrenzen hinaus, Ausgestaltung von Energy Sharing 

Verband, Recht

Unterstützung und Beratung zur Finanzierung durch z.B. 
Bürgerenergiefonds oder One-Stop-Shops bzw. bundesweiter Agenturen

Verband, Recht, Stadtwerk 
/ EVU

Bereitstellung und Vereinfachung der Förderung 
Verband, 
Produktentwicklung

Leichtere Gesetzgebung in Dachflächennutzung Verband
Smart Meter Rollout für einheitliche technologische Basis für 
Protokollkompatibilität und Technologieeinheitlichkeit

Verband, Stadtwerk / EVU, 
Produktentwicklung

Reduktion und Klären von Fragen hinsichtlich finanzieller Risiken (über 
Bürgschaften staatlicher Institutionen denkbar)

Forschung / Beratung, 
Produktentwicklung 

Ermöglichung, Förderung und das Klären der Fragen rund um Flexibilitäten 
und neuen digitalen Lösungen 

Verband, Recht, Stadtwerk 
/ EVU

Abschaffung unbestimmter Rechtsbegriffe mit Interpretationsspielräumen 
sowie Reduktion der Graustromvermarktung durch Anpassung von 
Gesetzen und Definition von geeigneten Räumen durch die 
Bundesnetzagentur 

Recht 

Tabelle 8: Erforderliche Maßnahmen vor Projektbeginn, eigene Darstellung
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Zur Erforderlichkeit von Dienstleistungen, neben den Ausführungen, ergab die Literaturrecher-

che, dass dezentrale Systeme zwar weniger Energieverluste aufweisen, sich aber die Effizienz 

ohne verantwortlichen Koordinator reduziert. Bei dem P2P Energiehandel werden Dienstleistun-

gen für eine Koordination von Aktivitäten vorgeschlagen. An dieser Stelle wird empfohlen, dass 

RECs Dienstleistungen von Anbietern mit dem benötigten Know-how für eine gesteigerte Effizi-

enz hinsichtlich des Gesamtsystems in Anspruch nehmen. Eine große Mehrheit der ExpertInnen 

war der Meinung, dass RECs diese Dienstleistungen essenziell benötigen, da die zu erledigen-

den Prozesse zu komplex oder für kleine Projekte zu teuer sind. In der folgenden Abbildung 21 

sind die Dienstleistungen, die von der jeweiligen ExpertInnengruppe angegeben wurden, zusam-

mengetragen. Sie ließen sich in vier Kategorien einteilen, die sich auf Aktivitäten hinsichtlich Geld, 

Strom, KundInnen und Daten beziehen. Dienstleistungen rund um Finanzierungen müssen teil-

weise vor dem Start der Projekte stattfinden. Alle anderen Aktivitäten ergeben sich während der 

Durchführung von Energy Sharing. In der Kategorie Strom wurden am häufigsten ein Bedarf an 

Bilanzierung, Bilanzkreismanagement sowie Abrechnung inklusive Stromkennzeichnung ge-

nannt.  

 

 

Maßnahmen während Projektlaufzeit Gruppen
Reduzierung bürokratischer Hindernisse und Vereinfachungen gerade für 
kleine Anlagen bei Themen wie Herkunftsnachweis, 
Direktvermarktungsanforderungen, Speichereinbindungen, Mess- und 
Eichrecht, Verrechnung von Zählerständen in einem Objekt und an 
mehreren Netzanschlusspunkten, Blockchain, Stromein- und -verkauf 
vorzunehmen

Verband, Forschung / 
Beratung, 
Projektentwicklung Wind, 
Stadtwerk / EVU

Auferlegen der Mehrbelastung bei nicht Teilnehmenden Produktentwicklung
Sanktionen bei nicht Mitarbeit an Energy Sharing denkbar Verband

Einfache Teilhabemöglichkeit für Dritte
Forschung / Beratung, 
Recht

Beteiligung Aller an Kosten und Verantwortlichkeiten an das 
Gesamtsystem hinsichtlich Netzstörungen oder -ausfällen, Vereinfachung 
der Fördertatbestände bei Speichertechnologien und Wasserstoff, 
Zusammenschluss von Dienstleistungsanbietern 

Stadtwerk / EVU

Make-or-Buy Entscheidung hinsichtlich Full Service Provider Paketes 
durch Dienstleister

Stadtwerk / EVU, 
Produktentwicklung 

Ausbau von Photovoltaik und Batteriespeichern sowie die Entwicklung von 
Community Designs auch auf unterschiedlichen Spannungsebenen 

Produktentwicklung

Tabelle 9: Erforderliche Maßnahmen während Projektlaufzeit, eigene Darstellung
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Die verbleibenden ExpertInnen waren der Meinung, dass einige der Aktivitäten als Dienstleistung 

in Anspruch genommen werden. Das Ausmaß des Bedarfs wird durch die zukünftige Ausgestal-

tung und Größe der RECs beeinflusst. Dies würde ebenfalls definieren, welche Mitteilungs- und 

Bilanzierungspflichten bestehen bleiben. Nach einer ExpertInnenmeinung aus der Gruppe For-

schung / Beratung werden die Pflichten nicht vollständig entfallen, da dies die Stabilität des Ge-

samtsystems erhält und andere Ansätze nur zu einer Verlagerung der Verantwortlichkeiten führe. 

Grundlegend für die Überlegung, welche Aufgaben bei einer Ausgestaltung als Dienstleistungen 

durch die RECs abgegeben werden, ist die Zuweisung von Marktrollen, deren Verantwortlichkei-

ten in GPKE und MaBis definiert sind. ExpertInnen wurden befragt, ob eine Zuordnung zu beste-

henden oder neuen Marktrollen wahrscheinlicher ist. Es ergab sich ein geteiltes Stimmungsbild, 

bei dem zehn ExpertInnen aus den Gruppen Verband, Projektentwicklung Wind, Recht und Pro-

duktentwicklung der Meinung sind, dass neue Rollen wie beispielsweise die ProsumerInnen ent-

stehen werden. Die Rollen wären geprägt von einer reduzierten Bilanzierungspflicht, Marktkom-

munikation und weniger Rechten und Pflichten als bei den jetzigen EVUs. Das zeigt, dass kein 

Gleichsetzen mit einer reinen Stromlieferung bzw. Versorgung der LetztverbraucherInnen erfol-

gen würde. Zumindest acht Personen aus allen Gruppen außer Verband und Projektentwicklung 

können sich vorstellen, dass beide Szenarien denkbar sind oder dass neue Rollen entstehen 

werden. Die Abbildung 22 zeigt die Rollen, die entstehen können und welche Aufgaben sich 

Abbildung 21: Dienstleistungskategorien, eigene Darstellung
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dadurch ergeben würden. Als Beispiele wurden die Rollen Lieferanten, Messstellenbetreiber und 

möglicherweise Netzbetreiber oder die zukünftige Rolle des Aggregators genannt, wobei Mitglie-

derInnen der RECs LetztverbraucherInnen bleiben. Es wird darauf verwiesen, dass das Abgeben 

der Aufgaben an Dritte erlaubt sein sollte. Dies zeigt, dass auch bei der Einnahme bestehender 

Rollen ein Dienstleistungsanspruch relevant werden wird.  

 

 

Auf Grundlage der beantworteten Forschungsfragen folgen nun die Handlungsempfehlungen für 

Ökostromversorger. 

Die dritte Annahme kann hinsichtlich der Dienstleistungen teilweise bestätigt werden. Die RECs 

werden laut der Erkenntnisse der Forschungsarbeit Dienstleistungen in Anspruch nehmen. Dies 

können neben Energieversorgern aber ebenso andere Dienstleister bewerkstelligen. Es gilt die 

vierte Annahme, Energy Sharing als neues Geschäftsfeld in das Portfolio von Energieversorgern 

aufzunehmen. Dabei lassen sich folgende Handlungsempfehlungen geben: 

 Da eine Anlaufstelle für die KundInnen für den Erfolg als Notwendigkeit erachtet wird, 

wird empfohlen, dass Full Service Provider Pakete angeboten werden.  

Abbildung 22: Schema der Bilanzkreisabrechnung nach MaBiS 3.0, interne Quelle Greenpeace Energy
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 Dahingehend sollte Greenpeace Energy eine Make-or-Buy-Entscheidung treffen. 

 Dabei kann die Energiegenossenschaft ebenso als einzelne Ansprechpartnerin auftre-

ten, indem bestimmte Dienstleistungen an Dritte abgegeben bei anderen Firmen ein-

kauft werden. Wichtig ist dafür das rechtzeitige Aufbauen von Kontakten zu relevanten 

PartnerInnen auf dem Markt. 

 Es wird empfohlen, eine Position zum Thema Energy Sharing zu veröffentlichen und zu 

erläutern, welche Services angeboten werden sollen. Vorstellbar wäre die Abbildung 

der Dienstleistungsblöcke Strom und KundInnen aus der Abbildung 21 und das Einkau-

fen der Dienstleistungskategorien Geld und Daten.  

 Da drei ExpertInnen der Meinung sind, dass Energy Sharing bereits umgesetzt werden 

kann, wird Greenpeace Energy empfohlen, bereits Konzepte vorzubereiten. Insbeson-

dere auch, weil laut einer Gruppe die klassischen Energieversorger an Bedeutung ver-

lieren. Die Hürde ist aktuell die fehlende hochauflösende und kostengünstige Messtech-

nik, deren Entwicklung weiterhin beobachtet und berücksichtigt werden sollte. 

 Dahingehende Konzepte können folgende sein: 

o Das Anbieten zentraler Plattformen für RECs  

o Eine Konzeptentwicklung mit Unterbilanzkreisen, sonstiger Direktvermarktung und 

Einhalten aktueller energiewirtschaftlicher Prozesse und verschiedenen Business 

Cases je nach zukünftigen Preisen der intelligenten Messsysteme 

 Die Relevanz von Energy Sharing für die Energiewende aufgrund der Teilhabemöglich-

keit, auch in Ballungsgebieten, und Akzeptanzsteigerung wurde durch die Forschungs-

arbeit bestätigt. Da dies für Greenpeace Energy von großer Bedeutung ist, wird Folgen-

des stark empfohlen: 

o Druck auf die Regierung ausüben, da deren aktueller Impuls nicht als ausreichend 

anzusehen ist. 

o Ermittlung der Vorteile der RECs auf das deutsche Stromnetz fordern, was die 

RED II in Form einer Kosten-Nutzen-Analyse bereits vorschreibt. 

o Genannte erforderliche Maßnahmen unterstützen, um eine Realisierung zu ver-

einfachen. 

o Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit mithilfe von Kampagnen durchführen, um 

die Bevölkerung zu aktivieren und Interesse über einen Ökostromtarif hinaus zu 

wecken. Diese Aktivierung würde für einen zusätzlichen Impuls sorgen und Druck 

auf die Regierung bei politischen Entscheidungen ausüben. 
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o Kampagnen mit dem Fokus der gesteigerten Dachflächennutzung in den Städten 

und einer neuer Solarwende im Sinne der Solarpflicht sind durchzuführen. 

o Kampagnen sind zusätzlich vorstellbar, um Unterschiede zwischen P2P, Mieter-

strom und Eigenversorgung im Vergleich zu Energy Sharing für die KundInnen 

verständlich zu machen und Chancen zu vermitteln, die in dieser Forschungsarbeit 

identifiziert wurden.  

o Da der Dienstleistungsbedarf von der Ausgestaltung abhängt, sollte Greenpeace 

Energy dahingehend Einfluss auf die Politik nehmen, sodass entwickelte Konzepte 

Anwendung finden können 

6.2 Methodische Diskussion 

In diesem Abschnitt wird die Forschung hinsichtlich des methodischen Vorgehens und der Aus-

wertung der Daten beschrieben. Die Literaturrecherche erfolgte systematisch, um auszuschlie-

ßen, dass relevante Veröffentlichungen übersehen werden. Dies wurde innerhalb der Bearbei-

tungszeit wiederholend kontrolliert. Es ist nicht auszuschließen, dass dennoch bestimmte Artikel 

übersehen wurden und stellt nicht den Erwartung auf Vollständigkeit.  

Der für die Interviews genutzte Gesprächsleitfaden wurde mithilfe der ersten interviewten Person 

überprüft und nach einem Feedbackgespräch reduziert, da er für die geplante Zeit zu viele De-

tailfragen beinhaltete. Die Endversion befindet sich im Anhang. Das Gespräch der ersten Person 

wurde anhand des finalen Gesprächsleitfadens ausgewertet, sodass nur die verbliebenen Fragen 

genutzt wurden. Damit wurde die Vergleichbarkeit der Ergebnisse gewährleistet.  

Um die ExpertInnen nicht in ihrer Meinung zu beeinflussen, wurden offene Fragen gestellt, auf 

die die Interviewten frei antworten konnten. Dieses Vorgehen führte dazu, dass bei einigen Ex-

pertInnengruppen mehr Nachfragen gestellt werden mussten als bei anderen, um eine Vergleich-

barkeit zu gewährleisten. Das kann damit begründet werden, dass sich die subjektiven Erfahrun-

gen aufgrund der beruflichen Werdegänge unterscheiden und die Personen das Thema Energy 

Sharing aus anderen Aspekten beleuchteten. Die verwendete qualitative Forschungsmethode ist 

nicht statistisch repräsentativ, sondern spiegelt subjektive Meinungen der ExpertInnen wider. Da-

her sind die Aussagen nicht zu verallgemeinern und im Kontext der Arbeit zu verstehen. Die 

Aussagen waren zwar subjektiv, aber wurden nicht in einem persönlichen, sondern in einem pro-

fessionellen Kontext abgegeben. Diese Antworten wurden nach Angaben der ExpertInnen also 

nur abgegeben, wenn sie auf fundiertem Fachwissen oder praktischen Erfahrungen im berufli-

chen Kontext beruhten. Die qualitative Forschungsmethode wurde mit achtzehn Personen durch-

geführt, was im Rahmen der verfügbaren Zeit zur Erstellung der Masterarbeit angemessen war. 

Die Ergebnisse sind statistisch nicht repräsentativ.  

Da die Personen aus verschiedenen ExpertInnengruppen befragt wurden, kann davon 
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ausgegangen werden, dass dennoch Erkenntnisse aus den Aussagen ableitbar sind. Diese ge-

winnen an Aussagekraft, da die interviewten Personen Expertise in Energy Sharing auf Grund-

lage der RED II vorweisen konnten. 

Bogner et. al (2014, S. 37) raten von einer Durchführung der Gespräche am Telefon ab und 

empfehlen ein persönliches Interview. Aufgrund der Pandemie konnte der Empfehlung nicht 

nachgegangen werden. Die Telefongespräche erwiesen sich außerdem als vorteilhalft, da es 

Personen weit entfernt von der Forscherin gab. Ablenkungen oder Einbußen in der Konzentration 

konnten dabei nicht festgestellt werden. Da nur eine Person das Interview leitete, wurde es an-

schließend protokolliert, was eine aufmerksame Gesprächsdurchführung sicherstellte. 

Die Forschungsmethode ExpertInneninterviews wurde ausgewählt, um Personen aus verschie-

denen Bereichen, die über Wissen hinsichtlich der deutschen Energiewirtschaft verfügen, zu be-

fragen. Um ein umfangreiches Meinungsbild zu erfassen, wurden alle relevanten Berufsgruppen 

befragt, die zu einer Teilnahme bereit waren. Dies konnte durch die vorliegende Forschungsarbeit 

nicht geleistet werden, da beispielsweise von der Bundesnetzagentur oder politischen Entschei-

dungsträgerInnen keine Personen zu einer Teilnahme bereit waren. Deren Ansichten hätten die 

Auswertung um gegebenenfalls kritische Punkte ergänzen können und wären für eine ganzheit-

lichere Erfassung des Themas relevant gewesen. Daher waren generelle Aussagen bei gleichen 

Fragen unter den TeilnehmerInnen ableitbar. Ausschließlich die Subkategorie, die die Gründe 

der Missstände betrachtet, enthält Aussagen der ExpertInnen, die weniger auf fundiertem Wissen 

und mehr auf dem Bauchgefühl beruhten. Daher wurden sie nur ergänzend dem Auswertungs-

kapitel beigefügt, aber nicht für die weitere Beantwortung der Forschungsfrage genutzt.  

Da technisches Wissen aufgrund potentieller Fehlerquellen nicht ausreichend über ExpertInnen-

interviews abgebildet werden kann (Bogner et al. 2014, S. 18), wurden dazu keine Fragen gestellt 

und die Interviews nur hinsichtlich Potential, Barrieren, einer möglichen Förderung sowie Umset-

zung von Energy Sharing gestellt. Um das Thema Energy Sharing umfassend abzubilden, sind 

ebenso technische Aspekte von Bedeutung, die in der Forschungsarbeit nicht fokussiert wurden. 

Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit können als Orientierung für weitere Forschung hinsicht-

lich einer konkreten Gesetzesänderung, entwickelbaren Dienstleistungsgeschäftsmodellen oder 

konkreten Umsetzungsbeispielen genutzt werden.  

Da die qualitative Inhaltsanalyse systematisch verlief, wird eine Überprüfbarkeit der Forschung 

ermöglicht, was ebenfalls die Aussagekraft der Forschungsarbeit bestätigt. Die Analyse beinhal-

tet zwei Checks: den Intracodercheck und die Intercoder-Reliabilitätsprüfung. Der Intrakoder-

check wurde so durchgeführt, dass die Forschungsarbeit ein stabiles und verlässliches Vorgehen 

vorweist. Die Intercoder-Reliabilitätsprüfung erfolgt nicht, da die Arbeit durch eine Forscherin er-

stellt wurde. Zu empfehlen wäre eine Überprüfung des Kategoriensystems durch eine zweite Per-

son. Es ist in der Hinsicht kritisch zu betrachten, da dies die Objektivität sicherstellt. Nach Mayring  
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(2002) können sieben Gütekriterien genutzt werden. Erstes ist die Verfahrensdokumentation, was 

durch die methodische Vorgehensbeschreibung gewährleistet wurde. Die argumentative Absi-

cherung der Interpretationen fand in der Diskussion der Ergebnisse statt, da die aktuelle For-

schung als Reflexionsgrundlage genutzt wurde. Damit wurde gleichzeitig die Triangulation be-

rücksichtigt. Die Regelgeleitetheit wurde mit dem Kategoriesystem und den Definitionen, unter 

welchen Voraussetzungen die Kategorien induktiv entwickelt wurden, sichergestellt. All dies er-

möglichte es, die Auswertung systematisch durchzuführen. Die Nähe zum Forschungsgegen-

stand war durch die ExpertInnen gegeben, da dies das Kriterium war, um überhaupt in die For-

schung inkludiert zu werden. Nur das Gütekriterium der kommunikativen Validierung wurde in 

dieser Forschungsarbeit nicht erfüllt, da die Protokolle den ExpertInnen nach den Interviews nicht 

noch einmal vorgelegt wurden. 

Im folgenden Kapitel wird die Forschungsarbeit zusammengefasst und ein Ausblick über zukünf-

tige Forschungsthemen gegeben.  
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7 Fazit und Ausblick 
Die vorliegende Arbeit hat die Potentiale von Energy Sharing auf Grundlage der Renewable Di-

rective II und die regulatorischen Barrieren des deutschen Energiemarktes aufgezeigt, die eine 

Umsetzung bislang verhindern. Daraus können Handlungsempfehlungen für Ökostromversorger 

wie Greenpeace Energy abgeleitet werden.  

Es wurde zunächst eine Literaturrecherche durchgeführt, um die Erkenntnisse aus der vorliegen-

den Forschungsarbeit damit zu vergleichen bzw. einzubetten und Gemeinsamkeiten, Unter-

schiede und Auffälligkeiten aufzeigen zu können. Um ergänzende Aussagen über die Relevanz 

zu treffen, wurde eine Marktanalyse vorgenommen. Außerdem erfolgte eine Sensitivitätsanalyse 

darüber, welchen Einfluss eine Reduktion der Kostenbestandteile des Strompreises für Rene-

wable Energy Communities im Vergleich zu einer Stromlieferung eines Ökostromversorgers hat. 

Weiterhin fand eine qualitative Inhaltsanalyse nach der Durchführung von achtzehn ExpertInnen-

interviews aus sieben verschiedenen Berufsgruppen statt. Diese Gruppen waren Verteilnetzbe-

treiber, Verband, Forschung / Beratung, Projektentwicklung Wind, Recht, Stadtwerk / Energiever-

sorgungsunternehmen und Produktentwicklung.  

Die Marktanalyse beschränkte sich auf die Erneuerbaren Energiequellen Photovoltaik und Wind-

energie Onshore in Hinsicht auf deren Eigentumsstrukturen. Die Sensitivitätsanalyse wurde mit 

den Kostenbestandteilen EEG-Umlage und Netzentgelte durchgeführt, da diese bisher unabhän-

gig von den Versorgern unveränderliche Preisbestandteile bei Stromlieferungen sind. Gleichzeitig 

weisen sie signifikant die größten absoluten Preiswerte auf. Es wurde weiterhin dokumentiert, wie 

die Interviews systematisch analysiert und Kategorien, anhand des Untersuchungsmaterials, in-

duktiv entwickelt wurden.  

Die Auswertung der Interviews erfolgte mithilfe der Erstellung eines Kategoriensystems, beste-

hend aus den fünf Hauptkategorien mit mehreren Sub- und Subsubkategorien: Gesetzliche 

Grundlagen, Potential, Finanzielle Anreize, Umsetzung und Energiewirtschaftliche Aspekte. 

Die drei gestellten Forschungsfragen konnten mithilfe einer kritischen Diskussion beantwortet 

werden. Dabei zeigte sich, dass vor allem der Teilhabeaspekt, die Akzeptanzsteigerung und die 

Möglichkeit den Netzausbau zu reduzieren, entscheidende Vorteile von Energy Sharing Konzep-

ten sind. Diese wären bereits umsetzbar, wenn die aktuelle Regulatorik nicht der Wirtschaftlich-

keit im Wege stehen würde. Daher wird empfohlen, die Regulatorik hinsichtlich des Abgaben- 

und Umlagensystems anzupassen, um die Projekte indirekt zu fördern bzw. fair zu behandeln.  
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Die Forschungsarbeit hat einen Einblick darüber gegeben, welches Potential Energy Sharing 

Konzepte haben können und wodurch eine Umsetzung aktuell verhindert wird. Daraus ließen sich 

Handlungsempfehlungen für Ökostromerzeuger ableiten. Da auf Grundlage der gewählten For-

schungsmethode kein technisches Wissen abgefragt wurde, sind diese Aspekte in einer weiteren 

Betrachtung von Interesse. Weitere Forschungsansätze sind demnach die konkrete technische 

Konzeptionierung von Energy Sharing Projekten, sowie die Entwicklung von Geschäftsmodellen 

inklusive Dienstleistungsangeboten. Außerdem wäre eine Identifikation interessant, ob hinsicht-

lich der technischen Anforderungen eine Mindest- oder Maximalgröße der RECs in Bezug auf 

den Energieverbrauch oder die Erzeugung eingehalten werden muss. 

Da die verschiedenen deutschen Parteien abweichende Einstellungen zu den Themen Erneuer-

bare Energien und anknüpfenden innovativen Konzepten haben, wird das Ergebnis der Bundes-

tagswahlen und die neue Regierungsbildung einen Einfluss auf Energy Sharing haben. Viele As-

pekte sind stark abhängig von politischen Entscheidungen, da diese die Ausgestaltung beeinflus-

sen. Die Forschungsarbeit verdeutlicht, dass Energy Sharing für die Energiewende großes Po-

tential zugesprochen wird. Da Greenpeace Energy möglichst energiewendedienlich agieren 

möchte, wird empfohlen die Konzepte mit in das Portfolio aufzunehmen. Die ExpertInnen aus 

verschiedenen Gruppen waren sich einig, dass nur bei sehr großen und professionellen RECs 

kein Dienstleistungsbedarf entstehen wird. Es wird daher empfohlen, dass Greenpeace Energy 

in Zukunft Produkte entwickelt und verstärkt Öffentlichkeits- und Aufklärungsarbeit für dieses 

Thema durchführt, um das Interesse in der Bevölkerung zu aktivieren. Gleichzeitig kann ein Im-

puls auf die politischen EntscheidungsträgerInnen ausgeübt werden. Da der Smart Meter Rollout 

ein entscheidender Faktor in der Realisierung der Konzepte sein wird, ist die Entwicklung konti-

nuierlich zu verfolgen. Bezugnehmend auf Al Gore lässt sich bestätigen, dass die Klimaerwär-

mung ein ernst zu nehmendes Problem unserer heutigen Zeit ist. Energy Sharing kann einen 

Beitrag dazu leisten, dass das Fieber nicht weiter steigt. 
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Einwilligungserklärung  

 

Das Interview findet im Rahmen der Erstellung der Masterthesis mit dem Titel „Energy Sharing 
in der deutschen Energiewirtschaft: Analyse von Chancen und regulatorischem Rahmen zur 
Umsetzung von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften auf Grundlage der Renewable Energy 
Directive II“ statt. 

Die beteiligte Institution ist die Fakultät Life Sciences der Hochschule für Angewandte 
Wissenschaften in Hamburg. Das beteiligte Unternehmen ist Greenpeace Energy eG. 

 

 Ich wurde vorab über das Ziel und den Verlauf der Forschung informiert und erkläre 

mich bereit, an dem Interview teilzunehmen. 

 Das Interview wird mit einem Aufnahmegerät aufgezeichnet und die Audiodateien mit 

der Abgabe der Thesis am 01.08.2021 gelöscht. 

 Das Protokoll des Gesprächs wird anonymisiert, d.h. es werden keine Angaben zu 

Namen oder Person gemacht. 

 Aussagen, die nicht mit meiner Person in Verbindung gebracht werden können, werden 

als Material für wissenschaftliche Zwecke genutzt. 

 Die Teilnahme an der Erhebung und die Zustimmung zur Verwendung der Daten ist 

freiwillig. 

 Der Widerruf der Zustimmung ist jederzeit möglich, ohne dass Nachteile entstehen. 

 Ich habe das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung, Löschung, Einschränkung 

der Verarbeitung oder auf Widerspruch gegen die weitere Verarbeitung sowie auf 

Datenübertragbarkeit meiner personenbezogenen Daten. 

 

Unter den genannten Bedingungen erkläre ich mich bereit, das Interview zu geben und bin 
damit einverstanden, dass es aufgezeichnet, verschriftlicht, anonymisiert und ausgewertet 
wird. 

 

 



Hauptfragen Nachfragen
1. Eröffnung: Einwilligungserklärung
Wie würden Sie Ihren energiewirtschaftlichen Hintergrund kategorisieren?
Was verstehen Sie unter Energy Sharing?
Wie würden Sie Renewable Energy Communities definieren?
Welche Berührungspunkte haben Sie bereits mit Energy Sharing?
2. Gesetzliche Grundlagen
Sind Sie der Meinung, dass RED II im 
EEG 2021 (und EnWG 2021) umfassend umgesetzt wurde?

Was fehlt?
Was wurde umgesetzt und reicht dennoch nicht aus?
Wo sehen Sie Gründe für Missstände?

3. Potential
Sehen Sie: Regierung / Unternehmen / Bildungssystem als
 Impulsgeber? 
Wie hoch schätzen Sie die Relevanz von ES für die Energiewende? 

Sehen Sie Energy Sharing als potentiellen oder verpflichtenden Teil der Energiewende?
Wie schätzen Sie die Akzeptanz und das Interesse der BürgerInnen ein?
Welche weiteren Chancen sehen Sie durch die Einführung von Energy Sharing?

4. Regulatorischer Rahmen
Welche Maßnahmen sind erforderlich, um Energy Sharing umsetzen zu können?
Werden Renewable Energy Communities bestehende 
oder neue energiewirtschaftliche Rollen einnehmen und was bedeutet dies für 
bestehende oder neue Prozessverantwortlichkeiten?

Werden REC als geschlossene Zelle auftreten?

Wie schätzen Sie zukünftige Verbindungen zwischen Energy Sharing Handelsmärkten, dem 
bestehenden Strommarkt und beteiligten Akteuren wie Übertragungsnetzbetreibern ein? 

Welche regulatorischen Barrieren müssten
 überwunden werden, um Energy Sharing umzusetzen?
6. Förderung 
Sollten Energy Sharing oder Renewable Energy Communities 
gefördert werden und wenn ja, wie könnte dies aussehen?
Muss es überhaupt einen wirtschaftlichen Anreiz für EndkundInnen
 geben, um die Teilnahme an Energy Sharing zu erleichtern?
7. Umsetzung
Was denken Sie, wieviele Renewable Energy Communities
Unterstützung durch Dienstleister wie z.B. Energieversorgers in Anspruch nehmen 
Welche Prozesse werden Ihrer Meinung nach
 von diesen Dienstleistern übernommen werden. 

Was muss bei der Umstellung einer Bürgerenergiegesellschaft auf eine Renewable Energy 
Community beachtet werden?



Forschungsfrage Hauptkategorie (HK) Hauptkategorie Interviewfrage
Was verstehen Sie unter Energy Sharing?

Wie würden Sie Renewable Energy Communities definieren?

Sind Sie der Meinung, dass RED II im EEG 2021 (und EnWG 2021) umfassend umgesetzt wurde?

Was fehlt?

Was wurde umgesetzt und reicht dennoch nicht aus?

Wo sehen Sie Gründe für Missstände?

Wie hoch schätzen Sie die Relevanz von ES für die Energiewende? 

Sehen Sie Energy Sharing als potentiellen oder verpflichtenden Teil der Energiewende?

Wie schätzen Sie die Akzeptanz und das Interesse der BürgerInnen ein?

Welche weiteren Chancen sehen Sie durch die Einführung von Energy Sharing?

Sollten Energy Sharing oder Renewable Energy Communities gefördert werden und wenn ja, wie könnte dies aussehen?

Muss es überhaupt einen wirtschaftlichen Anreiz für EndkundInnen
 geben, um die Teilnahme an Energy Sharing zu erleichtern?

Sehen Sie: Regierung / Unternehmen / Bildungssystem als
 Impulsgeber? 

Welche Maßnahmen sind erforderlich, um Energy Sharing umsetzen zu können?

Welche regulatorischen Barrieren müssten überwunden werden, um Energy Sharing umzusetzen?
Was denken Sie, wieviele Renewable Energy Communities
Unterstützung durch Dienstleister wie z.B. Energieversorgers in Anspruch nehmen werden?

Welche Prozesse werden Ihrer Meinung nach von diesen Dienstleistern übernommen werden. 
Was muss bei der Umstellung einer Bürgerenergiegesellschaft auf eine Renewable Energy Community beachtet 
werden?

Werden Renewable Energy Communities bestehende 
oder neue energiewirtschaftliche Rollen einnehmen und was bedeutet dies für bestehende oder neue 
Prozessverantwortlichkeiten?

Werden REC als geschlossene Zelle auftreten?
Wie schätzen Sie zukünftige Verbindungen zwischen Energy Sharing Handelsmärkten, dem bestehenden Strommarkt 
und beteiligten Akteuren wie Übertragungsnetzbetreibern ein? (In Anlehnung an Zhou)
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Hauptkategorie HK1: 
Gesetzliche Grundlagen

Subkategorie HK1_SK1: 
Definition

Subsubkategorie 
HK1_SK1_SSK1: 
Renewable Energy 
Communities

beinhaltet Definitionen und weitere Ausführungen zu der Begrifflichkeit 
"Renewable Energy Communities"

RECs sind wie Bürgerenergiegesellschaften zu definieren 
mit regionalem Zusammenhang über Landkreisgrenzen hinaus E1 G2

Subsubkategorie 
HK1_SK1_SSK2: 
Energy Sharing

beinhaltet Definitionen und weitere Ausführungen zu der Begrifflichkeit 
"Energy Sharing"

Energy Sharing zwar neuer Begriff, aber bereits unter dem Begriff 
Kundenanlage bekannt - auch bei
 Netzbetreibern, bei der Kleinstnetze an Netz des Netzbetreiber 
angeschlossen sind zur Ermöglichung des Energieaustausches ohne 
Einbindung des VN E14 G1

Subkategorie HK1_SK2: 
Missstände

Subsubkategorie 
HK1_SK2_SSK1: 
Abgaben und Umlagen ordnet die Missstände den Themen Abgaben und Umlagen zu

ES hat keine Eigenverbrauchsprivileg aufgrund
 zu zahlender Netzentgelte und Umlagen E7 G2

Subsubkategorie 
HK1_SK2_SSK2: 
Definition ordnet die Missstände den Themen Definition zu

Bis auf Mieterstrom, was bisher reine Lieferbeziehung ist, 
keine Umsetzung oder Definition E2 G2

Subsubkategorie 
HK1_SK2_SSK3: 
Umsetzung ordnet die Missstände den Themen Umsetzung zu

Mit sonstiger Direktvermarktung ist Energy Sharing bereits energierechtlich 
umzusetzen, aber noch nicht praktisch umsetzbar, weil gerade bei kleinen 
Anlagen die Messkosten zu hoch sind und es nicht wirtschaftlich ist E13 G2

Subkategorie HK1_SK3: 
Gründe für Missstände

Diese Subkategorie formuliert mögliche Gründe für genannte
 Missstände. 

Angst vor gesteigerten Kosten für EE seitens 
BMWI, Widerstand von großen zentralen EVUs E7 G2

Subkategorie HK1_SK4:
 Positive Entwicklung

Diese Subkategorie beschreibt im Gegensatz zu den Missstände 
positive 
Entwicklungen hinsichtlich Energy Sharing.

Quartier ist hinzugekommen und die Grenze für 
EEG-Umlagebefreiung bei Eigenverbrauch wurde angehoben E1 G2

Hauptkategorie HK2: Potential 

Subkategorie HK2_SK1: 
Relevanz für die Energiewende

Subsubkategorie 
HK2_SK1_SSK1: 
Relevanz vorhanden gibt an, dass eine Relevanz für die Energiewende gesehen wird

ES hat Potential für neue Solarwende, was 
durch große EVUs nicht möglich ist E7 G2

Subsubkategorie 
HK2_SK1_SSK2: 
keine zwingende Relevanz

gibt an, dass keine zwingende Relevanz für die Energiewende 
gesehen wird

ES kann Energiewende schnell vorantreiben, 
aber die Energiewende alleine ist auch anders zu bewerkstelligen E2 G2

Subkategorie HK2_SK2: 
Chancen 

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen Chancen 
von Energy Sharing genannt werden. 

Stärkung der Regionalität gilt als Chance
E12 G5

Subkategorie HK2_SK3: 
Risiken

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen Risiken von 
Energy Sharing genannt werden. 

Gefahr der sozialen Ungleichberechtigung, 
da Mitglieder möglicherweise monetäre Vorteile erhalten, sich aber nicht 
alle Mitgliedsbeiträge leisten können und sich Stromkosten ggf. erhöhen E7 G2

Subkategorie HK2_SK4: 
Interesse in der Bevölkerung

Subsubkategorie 
HK2_SK4_SSK1: 
Interesse in der Bevölkerung gibt an, dass das Interesse an Energy Sharing vorhanden sein wird

Projekte, die bereits funktionieren müssen gezeigt werden und wenn 
Nachbarn auch Teil der
 Gemeinschaften sind, Geld gespart werden kann und man etwas Gutes 
tun kann, ist Interesse vorhanden E15 G7

Subsubkategorie 
HK2_SK4_SSK2: 
fehlendes Interesse in der 
Bevölkerung

gibt an, dass das Interesse entweder fehlt oder 
abhängig ist von anderen Faktoren ist

Bedarf an Öffentlichkeits- und Sensibilisierungsarbeit 
aufgrund geringer Wechselbereitschaft und Angst vor 
Versorgungsausfällen in der Bevölkerung E8 G2

Diese Hauptkategorie umfasst Aussagen, in denen Definitionen, Missstände, deren Gründe und positive Entwicklungen hinsichtlich Energy Sharing und RECs 
thematisiert werden.

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen Definitionen thematisiert werden.

Diese Hauptkategorie umfasst Aussagen, in denen die über die Relevanz für die Energiewende und das Interesse
 in der Bevölkerung entschieden und Chancen sowie Risiken aufgezeigt werden. 

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen Missstände in den Gesetzesnovellen des EEGs und EnWGs thematisiert werden. 
Dies lässt sich unterteilen in die Subsubkategorien Abgaben und Umlagen, Definition und Umsetzung

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen Energy Sharing eine Relevanz zu- oder abgesprochen wird.

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen einem Interesse zu- oder widersprochen wird.



Hauptkategorie HK3:
 Finanzielle Anreize

Subkategorie HK3_SK1: 
Förderung

Subsubkategorie 
HK3_SK1_SSK1: 
Allgemeine Aussagen

beschreibt allgemeine Aussagen der ExpertInnen
 zum Thema Förderung

Finanziellen Anreiz sollte es geben, dessen Höhe jedoch 
von dem Ausmaß der Verpflichtungen abhängt E2 G2

Subsubkategorie 
HK3_SK1_SSK2: 
Änderung Abgaben und 
Umlagen gibt an, ob eine Änderung von Abgaben und Umlagen sinnvoller ist

Förderung nicht sinnvoll, wenn gegen 
die aktuelle Regulatorik angefördert werden muss, um eine 
Wirtschaftlichkeit zu erreichen, weswegen das System geändert werden 
sollte E4 G2

Subsubkategorie 
HK3_SK1_SSK3:
 Direkte Förderung gibt an, ob eine direkte Förderung sinnvoller ist

Fixe Förderung wie beim Mieterstrom denkbar
 und einfacher in der Umsetzung, aber deren Inanspruchnahme der 
Bevölkerung hängt ebenfalls von der Ausgestaltung ab E2 G2

Subkategorie HK3_SK2: 
Angepasste Netzentgelte

Subsubkategorie 
HK3_SK2_SSK1: 
Kontra Reduzierung

gibt an, dass die ExpertInnen gegen eine Reduzierung
 der Entgelte für RECs sind

werden bereits Kosten für Netzentgelte gespart
Es verliert an Gerechtigkeit, wenn sich aufgrund der reduzierten 
Entnahmemenge und Kostenlast von RECs trotz vollständig zur Verfügung 
stehende Backupkapazität die restliche Allgemeinheit die Kosten tragen 
muss

E14 G1

Subsubkategorie 
HK3_SK2_SSK2: 
Pro Reduzierung

gibt an, dass die ExpertInnen für ein neues System 
der Entgelte für RECs sind

Netzentgelte sollten reduziert werden, da die Belieferung von nahen 
Regionen
 bislang noch genauso teuer ist wie quer durch Deutschland E1 G2

Subsubkategorie 
HK3_SK2_SSK3: 
Neues System

gibt an, dass die ExpertInnen für eine Reduzierung der
 Entgelte für RECs sind

Analyse erforderlich für mögliche entfallende Netzentgelte, wenn bestimmte 
Netzebenen nicht benötigt werden 
denkbar wäre ein neues Netzentgeltermittlungssystem mit Bezug auf 
Flexibilitäten und Leistungen und kein Bezug auf kWh E10 G6

Subkategorie HK3_SK3: 
EEG-Umlage

Subsubkategorie 
HK3_SK3_SSK1:
 Reduzierung der Umlage

gibt an, dass die ExpertInnen gegen eine Reduzierung 
der Umlage für RECs sind

Reduzierung der EEG-Umlage, sodass Gleichbehandlung mit 
Eigenversorgern entsteht E9 G5

Subsubkategorie 
HK3_SK3_SSK2:
 Keine Reduzierung der Umlage

gibt an, dass die ExpertInnen für eine Reduzierung der
 Umlage für RECs sind

Gesamtsystem könnte aus dem Gleichgewicht geraten, wenn sich 
Bevölkerung zu stark hinsichtlich EEG-Umlage entsolidarisiert und sich die 
Kosten auf weniger Menschen verteilt, was zu sozialen Problemen führen 
kann 

E17 G5

Subkategorie HK3_SK4: 
Stromsteuer

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen die CO2-Bepreisung 
thematisiert wird. Sinnhaftigkeit der Reduktion zu klären E11 G6

Subkategorie HK3_SK5:
 CO2-Bepreisung

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen die
 Stromsteuer thematisiert wird.

CO2-Steuer kann
 indirekten Einfluss auf ES haben E5 G3

Subkategorie HK3_SK6:
 Monetärer Vorteil der 
EndkundInnen

Subsubkategorie 
HK3_SK6_SSK1: 
Notwendig

beschreibt, dass dem monetären Vorteil eine
 Notwendigkeit abgesprochen wird

Wirtschaftlicher Vorteil von EndkundInnen nicht notwendig als Impuls
E14 G1

Subsubkategorie 
HK3_SK6_SSK2: 
Nicht zwingend

beschreibt, dass dem monetären Vorteil eine 
Notwendigkeit zugesprochen wird

Monetärer Vorteil entweder bei niedrigerem Strompreis oder durch 
Erfüllung anderer Bedürfnisse bei gleichem Preis 

E16 G7

Hauptkategorie HK4: 
Umsetzung

Subkategorie HK4_SK1: 
Regulatorische Barrieren

Die Subkategorie umfasst Aussagen, in denen 
Umsetzungsmöglichkeiten von Energy
 Sharing aufgezeigt werden.

Existenz von nur einem Liefertatbestand für zu viele unterschiedliche 
Lieferbeziehungen, wirtschaftliche und damit verbundene administrative 
Belastung des Stroms, Eingliederungspflicht in Blanzsystem bei 
Netznutzung, Doppelvermarktungsverbot oder Verlust der EEG-Förderung 

E17 G5

Subkategorie HK4_SK2: 
Umsetzungsmöglichkeiten

Die Subkategorie umfasst Aussagen, in denen regulatorische Barrieren 
von Energy
 Sharing aufgezeigt werden.

Realisierung über Unterbilanzkreise/Bilanzkreise, ErzeugerIn, 
VerbraucherIn, sonstige Direktvermarktung, hochauflösendes Messen, 
Einhalten der energiewirtschaftlichen Regeln E11 G6

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen einer Förderung zu- oder widersprochen wird.

Diese Hauptkategorie umfasst Aussagen, in denen Themen rund um
 finanzielle Anreize wie die Förderung, Angepasste Netzentgelte, EEG-Umlage, Stromsteuer, CO2-Bepreisung und monetärer Vorteil der EndkundInnen 

angesprochen haben.

Diese Hauptkategorie umfasst Aussagen, in denen die Umsetzung  mit den Aspekten regulatorische Barrieren, 
Umsetzungsmöglichkeiten, erforderliche Maßnahmen, die Bundesregierung als Impulsgeber und Dienstleistung thematisiert wird.

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen eine Änderung der Netzentgelte thematisiert wird.

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen eine Reduktion der EEG-Umlage für RECs thematisiert wird.

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen ExpertInnen einen monetären Vorteil der EndkundInnen als notwendig erachten oder nicht.



Subkategorie HK4_SK3:
 Erforderliche Maßnahmen

Die Subkategorie umfasst Aussagen, in denen erforderliche 
Maßnahmen bei einer Umsetzung von Energy Sharing genannt werden.

Make or Buy Entscheidungen der Unternehmen notwendig hinsichtlich 
eines Angebots als Full Service Provider und gedankliches Lösen von alten 
regulatorischen Strukturen 

E16 G7

Subkategorie HK4_SK4: 
Bundesregierung als 
Impulsgeber

Subsubkategorie 
HK4_SK4_SSK1: 
Impulsgeber

beschreibt, dass die Regierung Impulsgeber von Energy Sharing soll
 muss oder sollte

Impulse wurden bereits gegeben und die
 Bundesregierung muss die Umsetzungsphase nun durchführen E5 G3

Subsubkategorie 
HK4_SK4_SSK2: 
Kein Impulsgeber

beschreibt, dass der Impuls von Energy Sharing nicht von 
der Regierung zu erwarten ist

Bündnisbürgerenergie, Energiegenossenschaftsverbände 
und Bildungseinrichtungen / wissenschaftliche Institutionen sind 
ImpulsgeberIn E7 G2

Subkategorie HK4_SK5: 
Dienstleistung

Subsubkategorie 
HK4_SK5_SSK1: 
Notwendig beschreibt, dass Dienstleistung als notwendig gesehen werden Dienstleistungsangebot notwendig, da die Regulatorik zu kompliziert E1 G2

Subsubkategorie 
HK4_SK5_SSK2: 
Notwendigkeit in Abhängigkeit

beschreibt, dass eine Notwendigkeit der Dienstleistung nur in 
Abhängigkeit von anderen 
Faktoren gegeben sein wird

Ab bestimmter Größe der REC werden Aufgaben abgegeben, z.B. Pflichten 
aus GPKE du Abrechnung mit Stromkennzeichnung
Es wird keine Prozesse oder Pflichten für RECs wegfallen, da sie für ein 
stabiles Gesamtsystem notwendig sind und ansonsten auf andere Akteure 
wie VNB umgelagert werden E5 G3

Hauptkategorie HK5: 
Energiewirtschaftliche Aspekte

Subkategorie HK5_SK1: 
Bilanzierung

Die Subkategorie umfasst Aussagen, in denen Bilanzierung thematisiert 
wird. Bildung von Bilanzkreisen notwendig und Durchführung über Dienstleister E1 G2

Subkategorie HK5_SK2:
 Marktrolle

Subsubkategorie 
HK5_SK2_SSK1: 
Neue Marktrolle

beschreibt, dass neue Marktrollen für die RECs wahrscheinlicher
 sind

Neue Rollen und Dienstleistungen hinsichtlich Bilanzkreismanagement und 
Abrechnung
 entstehen

E8 G2

Subsubkategorie 
HK5_SK2_SSK2: 
Rolle des Prosumers

beschreibt, dass die Rolle der ProsumerInnen für die RECs 
wahrscheinlicher ist

Rolle des Prosumers, was Produktion und 
Konsum verbindet; Mitglieder bleiben LetztverbraucherInnen

E7 G2

Subsubkategorie 
HK5_SK2_SSK3: 
keine neue Marktrolle

beschreibt, dass keine neue Marktrollen für die RECs 
entstehen werden 

Voraussichtlich wird LetztverbraucherIn modifiziert, sodass diese Rolle eine 
REC gegenüber NB vertreten kann und Rechte und Pflichten einnimmt

E12 G5

Subsubkategorie 
HK5_SK2_SSK4: 
beides denkbar

beschreibt, dass entweder neue oder bestehene Rollen 
eingenommen werden 

Neue Rollen oder bestehende Rollen ausfüllen und erweitern, sodass 
Versorger auch Erzeuger werden wie vor Unbundling zugunsten der 
Energiewende

E10 G6

Subkategorie HK5_SK3: 
Verbindung zum Strommarkt

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen die zukünftige 
Verbindung 
der RECs zu dem zentralen Strommarkt thematisiert wird.

Dienstleister kümmern sich um das Ausgleichen 
des europäischen Stromnetzes, welches übergeordnet der Wabenstruktur 
bestehenbleibt E1 G2

Subkategorie HK5_SK4: 
Zellulares System

Subsubkategorie 
HK5_SK4_SSK1: 
Allgemeine Aussagen gibt allgemeine Aussagen zum zellularen System an

autarke Zellen sind nicht zielführend, da sie zu
 teuer und aufwendig sind E4 G2

Subsubkategorie 
HK5_SK4_SSK2: 
REC kann Zelle sein

beschreibt, dass die RECs durch eine Zelle abgebildet
 werden können

Eine REC kann eine Zelle sein (oder ein Haushalt) 
je nach Definition aufgrund von potentiellen Flexoptionen für 
Lastverschiebungen und Schwankungsausgleich basierend auf 
Mikrooptimierung mit intelligenter Messeinrichtung E8 G2

Subsubkategorie 
HK5_SK4_SSK3: 
Zelle größer als REC

beschreibt, dass die RECs nicht durch eine einzelne Zelle abgebildet 
werden können

REC alleine wird keine Zelle sein, da Mitglieder auch 
zusätzliche Anlagen oder Parks besitzen, die sie zur Eigenversorgung 
nutzen und diese kein Besitz der REC sind oder von ihr betrieben werden E7 G2

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen das zellulare System thematisiert wird.

Die Subkategorie umfasst Aussagen, in denen ExpertInnen sagen, dass neue oder bestehende Marktrollen der RECs wahrscheinlicher sind.

Diese Hauptkategorie umfasst Aussagen, in denen energiewirtschaftliche Aspekte wie Bilanzierung, zukünftige Marktrolle, die
 Verbindung zum zentralen Strommarkt und das zellulare System thematisiert werden.

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen die Bundesregierung als Impulsgeber genannt wird.

Diese Subkategorie umfasst Aussagen, in denen Dienstleistungen thematisiert wird.
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